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Zu diesem Heft 

In diesem Heft werden Parteien in vielfältigen Perspektiven betrachtet. Neben Diagnosen zur 
aktuellen Entwicklung und Zukunft einzelner Parteien, wie sie Eckard Jesse zur Partei DIE 
LINKE vornimmt, werden auch mögliche Regierungsbildungsoptionen nach den ostdeutschen 
Landtagswahlen 2024 und deren Konsequenzen (Henrik Träger/Celine Matthies) diskutiert. 
Der Fachaufsatz von Pascal Dißmer nimmt Akteur*innen der Parteien in den Blick und analy-
siert Rollenbilder von Mandatsträgern auf der kommunalen Ebene. 

Neben diesem Blick auf Parteien an sich, widmen sich die Autor*innen des Heftes auch 
den aktuellen gesellschaftlichen wie parlamentarischen Diskursen auf inhaltliche Politikfelder 
und anstehende Gesetzesvorhaben und -novellen.  

Die Inflation, die Energiepreise und die Rohstoffknappheit zeigen ihre gesellschaftliche 
Wirkung. Die Inflation trifft vor allem ärmere Menschen und Familien, es herrscht Wohnungs-
not bei gleichzeitiger Stagnation im Bau von neuen Wohnungen aufgrund von Rohstoffknapp-
heiten und Fachkräftemangel. Die möglichen Regulierungen in der Sozialpolitik sind ein vor-
herrschendes Thema der aktuellen Zeit. Hinsichtlich der Sozialpolitik widmet sich das Heft 
zwei Themen: Julian Degan und Bernhard Emunds betrachten in den Aktuellen Analysen politi-
sche Strategien der Wohnungspolitik und stellen dabei ein zentrales Grundproblem – den Bo-
den - heraus. Christoph Butterwegge schildert seine Meinung im Politikfeld Soziales und Familie 
zur Kindergrundsicherung. Um beim Thema Geld zu verweilen: Roland Sturm widmet sich in 
der Wirtschaftspolitischen Kolumne der Betrachtung der Europäischen Stabilitätspolitik.  

Neben der Sozial-, Familien- bzw. Geldpolitik stehen weitere Themen und Gesetzesnovel-
len auf der Tagesordnung.: Auf der Policy Ebene bleibt die Frage nach den Bedingungen von 
Staatsbürgerschaft und Einbürgerung relevant. Susanne Worbs und Stefan Immerfall werfen 
einen Blick auf aktuelle Debatten zu Staatsangehörigkeit und Einbürgerung und ordnen diese 
fachwissenschaftlich ein. In Kontrovers dokumentiert trägt Claudia Mathias aktuell zentrale und 
kontroverse Stimmen zur Cannabis-Legalisierung in Deutschland zusammen. Außerdem erläu-
tern Bastian Vajen, Lena Bohnenstengel und Dirk Lange erläutern die Ergebnisse einer qualita-
tiven Studie mit Schüler*innen, in der deren Vorstellungen zum Ukrainekrieg rekonstruiert und 
fachwissenschaftlich eingeordnet wurden. 

In der Rubrik Didaktik der Sozialwissenschaften finden sich zwei Beiträge, die die Politische 
Bildung an der interdisziplinären Schnittstelle zur Bildung für nachhaltige Entwicklung und zur 
rassismuskritischen Bildung betrachten: Christian Fischer wagt einen ambivalenten Blick auf die 
Bildung für nachhaltige Entwicklung und die Herausforderungen und Probleme, die damit für 
die Politische Bildung verbunden sind. Johannes Jöhnck reflektiert am Beispiel von ‚Rosa 
Parks‘ kritisch über den Sinn und die Grenzen von Rollenspielen in einer inklusionsorientierten 
historisch-politischen Bildung. Eine fachwissenschaftliche Einführung in das Sozioinformati-
sche Denken geben uns in diesem Heft Franziska Wittau und Ulf Kerber, die die Potenziale der 
Analyse gesellschaftskultureller Wirkungen von Algorithmen zur Förderung digitaler Kompe-
tenzen herausstellen.  

Als Besonderes Buch wurde für diese Ausgabe Evan Osnos’ Mein wütendes Land (2022) ausge-
wählt, das von Hermann Kurthen in weitreichender Perspektive eingeordnet wird.  

Wir wünschen viel Freude bei der Lektüre. 
Die Herausgeber  

http://www.budrich-journals.de/
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Koalitionen und Regierungsbildung 

Eine Auswahl aus Beiträgen zum Thema „Koalitionen“, also zu der von Wahl zu 
Wahl immer schwieriger gewordenen Frage der Regierungsbildung. 

Alle Volltexte für Abonnentinnen und Abonnenten kostenfrei herunterladbar. 
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Kindergrundsicherung – noch kein überzeugendes 
Konzept 

Ein sozialpolitisches Prestigeprojekt von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP steht zur Disposition 

Christoph Butterwegge 
 

 
 
Seit drei Jahrzehnten nimmt die Kinderarmut im vereinten Deutschland mehr oder 
weniger kontinuierlich zu (vgl. hierzu: Butterwegge/Butterwegge 2021, S. 22ff.). Nach 
den neuesten Angaben des Statistischen Bundesamtes auf der Basis des von ihm er-
hobenen Mikrozensus hat sie 2021 mit 21,3 Prozent der Unter-18-Jährigen, die ar-
mutsgefährdet sind, einen Höchststand erreicht. Rund drei Millionen Kinder und Ju-
gendliche unter 18 Jahren wachsen in Familien auf, die weniger als 60 Prozent des 
mittleren Nettoäquivalenzeinkommens zur Verfügung haben. Dort liegt nach einer 
EU-Konvention die Armutsgefährdungsschwelle, was für Alleinerziehende mit einem 
Schulkind bedeutet, von 1.489 Euro, und für Paare mit zwei Schulkindern, von 2.405 
Euro leben zu müssen. 

Bundestagswahlkampf, Ampel-Koalition und 
Kindergrundsicherung 

Im letzten Bundestagswahlkampf gehörte die Einführung einer Kindergrundsicherung 
(KGS) für SPD und Bündnis 90/Die Grünen daher zu den zentralen Forderungen. 
Beispielsweise versprachen die Bündnisgrünen in ihrem Wahlprogramm, Kindergeld, 
Kinderfreibeträge, Kinderzuschlag, das Sozialgeld für Kinder sowie die Bedarfe für 
Bildung und Teilhabe in der Kindergrundsicherung zu verschmelzen: „Mit der Kin-
dergrundsicherung bekommt jedes Kind einen festen Garantie-Betrag, Kinder in Fa-

Prof. em. Dr. Christoph Butterwegge 
Humanwissenschaftliche Fakultät 
Universität zu Köln 
Foto: Kramers/ZDF   
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milien mit geringem oder gar keinem Einkommen erhalten zusätzlich noch einen Ga-
rantiePlus-Betrag. Je niedriger das Familieneinkommen, desto höher der Garantie-
Plus-Betrag. Nach einmaliger Beantragung bei der Geburt wird die Höhe der Kinder-
grundsicherung automatisch von der Familienkasse berechnet, die sie dann auch aus-
zahlt. So kommt die Kindergrundsicherung garantiert bei jedem Kind an und Schritt 
für Schritt beenden wir Kinderarmut.“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN o.J., S. 98) 
Und im SPD-Zukunftsprogramm stand der Satz: „Die allermeisten Haushalte mit 
Kindern werden durch die Kindergrundsicherung finanziell bessergestellt werden.“ 
(SPD-Parteivorstand 2021, S. 23) Auch zur Höhe der Kindergrundsicherung machten 
die Sozialdemokrat(inn)en eine Aussage: „Der Höchstbetrag wird sich an den Ausga-
ben von Familien mit mittleren Einkommen für Bildung und Teilhabe orientieren und 
mindestens doppelt so hoch sein wie der Basisbetrag.“ (ebd., S. 40)  

Die FDP hatte ähnliche Versprechungen hinsichtlich einer wirkungsvolleren Be-
kämpfung der Kinderarmut gemacht wie ihre jetzigen Koalitionspartner. Weil die 
Kinder von Eltern im Bürgergeldbezug aus deren Grundsicherung herausgelöst wer-
den sollten, schien das von der FDP geforderte „Kinderchancengeld“ mit den Model-
len von SPD und Bündnisgrünen vereinbar zu sein: „Es besteht aus: Grundbetrag, 
Flexibetrag und nichtmateriellem Chancenpaket. Die Angebote für bessere Chancen, 
Bildung und Teilhabe werden ausgeweitet und können von Kindern und Jugendlichen 
selbstständig über ein Kinderchancenportal kinderleicht abgerufen werden. Das Kin-
derchancengeld ist einfach, digital und ermöglicht echte Aufstiegschancen.“ (FDP-
Bundesgeschäftsstelle o.J., S. 33) 

Nachdem die Ampel-Koalition das Bürgergeld zum 1. Januar 2023 als vermeintli-
chen Hartz-IV-Ersatz eingeführt hatte (vgl. hierzu: Butterwegge 2022), war die Kin-
dergrundsicherung das sozial- und familienpolitische Kernprojekt von SPD, Bündnis-
grünen und FDP. Schon in der Präambel ihres „Mehr Fortschritt wagen“ (o.J., S. 6) 
überschriebenen Koalitionsvertrages verkündeten sie: „Wir wollen Familien stärken 
und mehr Kinder aus der Armut holen. Dafür führen wir eine Kindergrundsicherung 
ein.“  

Man konzentriere sich auf jene Kinder, die am meisten Unterstützung brauchen, 
heißt es in dem Dokument weiter, wobei Digitalisierung und Entbürokratisierung eine 
besondere Rolle spielten: „In einem Neustart der Familienförderung wollen wir bishe-
rige finanzielle Unterstützungen – wie Kindergeld, Leistungen aus SGB II/XII für 
Kinder, Teile des Bildungs- und Teilhabepakets sowie den Kinderzuschlag – in einer 
einfachen, automatisiert berechnet und ausgezahlten Förderleistung bündeln. Diese 
Leistung soll ohne bürokratische Hürden direkt bei den Kindern ankommen und ihr 
neu zu definierendes soziokulturelles Existenzminimum sichern.“ (ebd., S. 100) Hier-
mit wurden die bisherigen Transferleistungen für Kinder als zu niedrig klassifiziert 
und ihre Erhöhung im Rahmen der Kindergrundsicherung angekündigt. 

Festgelegt wurde im Koalitionsvertrag auch, dass sich die geplante Kindergrundsi-
cherung aus zwei Komponenten zusammensetzen soll: einem für alle Kinder und Ju-
gendlichen gleich hohen Garantiebetrag sowie einem vom Elterneinkommen abhängi-
gen und gestaffelten Zusatzbetrag. „Mit dem Garantiebetrag legen wir in dieser Legisla-
turperiode die Grundlage für unser perspektivisches Ziel, künftig allein durch den Ga-
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rantiebetrag den verfassungsrechtlichen Vorgaben nach Freistellung des kindlichen 
Existenzminimums bei der Besteuerung des Elterneinkommens zu entsprechen.“ (ebd.) 

Wie im Koalitionsvertrag angekündigt, führten SPD, Bündnisgrüne und FDP zum 
1. Juli 2022 einen Sofortzuschlag für Kinder ein, die Anspruch auf Leistungen gemäß 
SGB II, SGB XII oder Kinderzuschlag haben, um sie bis zur Einführung der Kinder-
grundsicherung abzusichern. Allerdings war der Zahlbetrag von pauschal 20 Euro im 
Monat nicht einmal geeignet, die enormen Kostensteigerungen im Bereich der Ener-
gie und der Nahrungsmittel aufgrund des Ukraine-Krieges auszugleichen. Dies gilt be-
sonders für Jugendliche im Alter zwischen 14 und 17 Jahren, bei denen 20 Euro nur 5 
Prozent des Regelbedarfs ausmachten, obwohl die Inflationsrate ungefähr doppelt so 
hoch war. 

Eckpunkte der Bundesfamilienministerin für die 
Kindergrundsicherung 

Bundesfamilienministerin Lisa Paus (Bündnis 90/Die Grünen) hat am 19. Januar ihre 
Eckpunkte zur Ausgestaltung der Kindergrundsicherung (BMFSFJ 2023) vorgelegt. 
Diese orientierten sich am Koalitionsvertrag, ließen aber zumindest andeutungsweise 
erkennen, dass es die zuständige Fachministerin mit der Bekämpfung von Kinderar-
mut ernst meinte und sich nicht lediglich auf die Zusammenlegung familienpolitischer 
Leistungen beschränken wollte. 

Laut dem Eckpunktepapier soll der für alle Familien gleiche Garantiebetrag beim 
2025 geplanten KGS-Start „mindestens“ der Höhe des dann geltenden Kindergeldes 
entsprechen, allerdings erst später den Familienleistungsausgleich übernehmen, wel-
cher heute die Steuerfreistellung eines Einkommen(anteil)s in Höhe des kindlichen 
Existenzminimums bewirkt (vgl. BMFSFJ 2023, S. 3f.). Verteilungsgerecht und in sich 
schlüssig ist eine Kindergrundsicherung aber nur, wenn sie neben dem Kindergeld 
und ergänzenden Familienleistungen auch den bisherigen steuerlichen Kinderfreibe-
trag integriert, an dem neben der FDP vermutlich auch die Unionsparteien mit ihrer 
starken Stellung und praktischen Vetofunktion im Bundesrat festhalten. Es ist jedoch 
nicht bloß ungerecht, sondern auch unlogisch, den steuerlichen Kinderfreibetrag bei-
zubehalten oder seine Abschaffung auf den Sankt-Nimmerleins-Tag zu verschieben. 

Der steuerliche Kinderfreibetrag deckt das sächliche Existenzminimum in Höhe 
von 502 Euro pro Monat sowie den Betreuungs-, Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf 
in Höhe von 244 Euro pro Monat ab und entlastet Spitzenverdiener, die den Reichen-
steuersatz von 45 Prozent (ab einem Jahreseinkommen von mehr als 277.000,00 €) und 
den Solidaritätszuschlag zahlen müssen, um 354,16 Euro pro Monat, während Normal-
verdienenden, die das Kindergeld (heute 250 Euro) bzw. künftig den vermutlich gleich 
hohen KGS-Garantiebetrag erhalten, monatlich 104,16 Euro weniger zur Verfügung 
stehen. In den Eckpunkten der Bundesfamilienministerin heißt es vage, „perspekti-
visch“ solle der Garantiebetrag der maximalen Entlastungswirkung des steuerlichen 
Kinderfreibetrages entsprechen (ebd., S. 2). Vorerst zumindest verhindert die FDP in-
nerhalb der Ampel-Koalition allerdings, dass dem Staat jedes Kind gleich viel wert ist. 
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Ein digitales Kindergrundsicherungsportal und ein automatisierter Kindergrundsi-
cherungscheck sollen die Beantragung der Kindergrundsicherung erleichtern. Mög-
licherweise benachteiligt eine Digitalisierung des Antragsverfahrens aber gerade jene 
Familien, die am meisten auf KGS-Leistungen angewiesen sind, weil ihnen die nöti-
gen Kenntnisse, ein passendes Gerät und/oder ein WLAN-Anschluss fehlen. Wer als 
„bildungsfern“ gilt, ist noch mehr als bisher im Hinblick auf das Antragsverfahren 
benachteiligt. 

Fraglich ist, ob die Kindergrundsicherung der Regierungsparteien ihrem Anspruch 
genügt, „einfach, unbürokratisch und bürgernah“ (ebd., S. 1) zu sein, also tatsächlich 
geeignet ist, die weit verbreitete und oft verdeckte Armut von Minderjährigen zu be-
seitigen oder die soziale Ungleichheit innerhalb der nachwachsenden Generation we-
nigstens zu verringern. Die geplante Schaffung einer Kindergrundsicherungsstelle 
führt nicht zu weniger, sondern zu mehr Bürokratie – und womöglich zu einem Be-
hördenchaos, weil das Jobcenter für die Eltern im Grundsicherungsbezug zuständig 
bleibt. Durch die Vernetzung unterschiedlicher Behörden, der Kindergrundsiche-
rungsstelle, der Bundesagentur für Arbeit und der Finanzämter werden die Betroffe-
nen zu „gläsernen Menschen“ gemacht, die den Leistungsbezug wahrscheinlich mit 
ihren persönlichsten Daten erkaufen (müssen). 

Wie der Zusatzbetrag für einkommensschwache Eltern von mit in ihrem Haushalt 
lebenden, unverheirateten oder nicht verpartnerten Kindern, die das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, berechnet werden soll, umrissen die Eckpunkte nur grob. 
Zugrunde gelegt werden soll der sozialrechtliche Einkommensbegriff nach dem SGB II. 
„Wenn der Bedarf der Eltern im Sinne des Bürgergeldes gedeckt ist, soll die Höhe des 
Zusatzbetrags mit steigendem Einkommen gemindert bzw. abgeschmolzen werden. 
Der Zusatzbetrag der Kindergrundsicherung (wie er sich nach Berücksichtigung des 
Kindeseinkommens errechnet) sinkt, bis ab Überschreiten einer noch zu definierenden 
Einkommenshöhe kein Anspruch mehr besteht.“ (ebd., S. 7) In der Summe soll der 
maximale Zusatzbetrag zusammen mit dem Garantiebetrag „das pauschale altersgestaf-
felte Existenzminimum des Kindes“ abdecken, also den altersgestaffelten SGB-II-
Regelbedarfen in Verbindung mit den anteiligen Wohnkosten sowie einzelnen Bildungs- 
und Teilhabeleistungen entsprechen (siehe ebd., S. 5). Außerdem ist im Eckpunktepa-
pier von einer „Kinderwohnkostenpauschale“ nach dem aktuellen Existenzminimum-
bericht die Rede. Sie beträgt derzeit 120 Euro pro Monat, ist aber viel zu niedrig.  

Darüber hinausgehende Bedarfe der Kinder und Wohnkosten der Familien sollen 
über die Eltern abgedeckt werden. In diesem Fall wäre neben der Kindergrundsiche-
rungsstelle auch das Jobcenter für die Minderjährigen zuständig – nicht weniger, son-
dern mehr bürokratischer Aufwand und Behördenchaos wären eine mögliche Folge. 
Besser wäre es, die tatsächlichen Mietkosten im KGS-Zusatzbetrag zu berücksichti-
gen, damit nicht zwei unterschiedliche Ministerien (das Familien- sowie das Arbeits- 
und Sozialministerium) dafür zuständig sind. Bedarfsgerecht ist eine Kindergrundsi-
cherung jedenfalls nur, wenn neben dem Alter eines Kindes auch die Wohnsituation 
seiner Familie angemessen berücksichtigt wird. 

Andreas Aust, Referent für Sozialpolitik im Paritätischen Gesamtverband, und 
Lukas Werner, Referent für Sozialpolitik beim AWO-Bundesverband, haben auf der 
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Grundlage des Eckpunktepapiers die maximale Höhe der Kindergrundsicherung er-
rechnet, wie sie Lisa Paus plant. Für die Kleinkinder von Eltern im Grundsicherungs-
bezug ergeben sich 473 Euro im Monat, für die Schulkinder 503 Euro und für die Ju-
gendlichen 575 Euro. „Diese Summen entsprechen im Kern dem, was Kinder und 
Jugendliche aktuell in der Grundsicherung bekommen, mit dem Unterschied, dass 
dort die tatsächlichen Kosten für die Unterkunft und Heizung – soweit angemessen – 
übernommen werden.“ (Aust/Werner 2023, S. 115) 

Ein weiterer Unterschied zur bestehenden  Regelung besteht darin, im Rahmen 
der Kindergrundsicherung das Teilhabegeld in Höhe von 15 Euro monatlich für alle 
anspruchsberechtigten Minderjährigen pauschal auszuzahlen, statt es den Eltern nur 
auf Antrag zu gewähren. Da aus dem Bildungs- und Teilhabepaket nur das Geld für 
die kulturelle Teilhabe (Besuch einer Musikschule, Mitgliedschaft im Sportverein o.Ä.) 
und eventuell das Schulbedarfspaket im Zusatzbetrag aufgehen soll, müssen das Geld 
für Klassenfahrten und das kostenfreie Mittagessen in einer Ganztagseinrichtung von 
den Eltern weiterhin separat beantragt werden. Von einer Vereinfachung des An-
tragsvorgangs durch die Kindergrundsicherung kann in diesem Fall keine Rede sein. 

Einwände der FDP-Politiker gegenüber der Kindergrundsicherung 

Kaum hatten erste Sondierungsgespräche der anderen Kabinettsmitglieder mit Fi-
nanzmister Christian Lindner für den Bundeshaushalt 2024 begonnen, geriet die Kin-
dergrundsicherung in den Strudel sich zuspitzender Verteilungskämpfe zwischen den 
Koalitionspartnern. Während die FDP künftig mindestens 10 Milliarden Euro jährlich 
für eine finanzmarktabhängige Altersvorsorge aufwenden will, plädierte Verteidi-
gungsminister Boris Pistorius (SPD) für eine Steigerung der Rüstungsausgaben um 
dieselbe Summe, und zumindest die Bündnisgrünen hielten unbeirrt an der Kinder-
grundsicherung fest. 

Bundesfamilienministerin Paus bezifferte die durch Einführung der Kindergrund-
sicherung entstehenden Mehrkosten mit 12 Milliarden Euro. Finanzminister Lindner, 
für den es in erster Linie um eine Digitalisierung des Sozialstaates, eine Vereinfachung 
der Leistungsvergabe und um Bürokratieabbau geht, nannte dagegen zwei bis drei Mil-
liarden Euro als Kostenrahmen. Er lehnt Steuererhöhungen prinzipiell ab, will erneut 
die Schuldenbremse einhalten und steht der Kindergrundsicherung skeptisch gegen-
über. In einem t-online-Interview vertrat Lindner die Auffassung, dass man „den Kin-
dern keine Schuldenberge vererben“ dürfe: „Nicht alles, was wünschenswert ist, geht 
sofort.“1 

Bei dem Streit um die Kindergrundsicherung handelt es sich aber nicht bloß um 
einen haushaltspolitischen Konflikt. Vielmehr stecken auch starke inhaltliche Diffe-
renzen dahinter. Als seine Prioritäten nannte Finanzminister Lindner in der Bild am 
Sonntag (v. 2.4.2023) die Erneuerung der Infrastruktur aller Verkehrsträger, die „Er-
tüchtigung“ der Bundeswehr, die Stärkung von Bildung und Forschung sowie die 
Modernisierung von Handwerk, Mittelstand und Industrie, also eine Ausweitung der 
Wirtschaftsförderung.2 Mehr sei immer wünschenswert, aber nicht immer möglich, 
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sagte Lindner weiter: „Die Kinderarmut ist zudem oft in der Arbeitslosigkeit der El-
tern begründet. Deshalb sind Sprachförderung und Integration der Eltern in den Ar-
beitsmarkt entscheidend, um die Chancen der Kinder zu verbessern. Umverteilung 
von Geld stößt irgendwann bei der Armutsbekämpfung an Grenzen.“3 

Wenn eine Gesellschaft die Kindheit umfassend ökonomisiert und kommerziali-
siert, wie das in Deutschland geschehen ist – man denke nur an die Kosten eines 
Spaßbadbesuches für Familien, nachdem das öffenliche Hallenbad aus Kostengrün-
den geschlossen wurde –, muss sie den Familien auch die für Lebensunterhalt und 
Alltagskonsum ihrer jüngsten Mitglieder erforderlichen Geldbeträge zur Verfügung 
stellen. Nur durch Umverteilung von mehr Geld, das für die Partizipation von Er-
wachsenen wie Kindern am sozialen und kulturellen Leben so wichtig ist wie noch 
nie, aber auch noch nie so ungleich verteilt war wie heute, kann man Armut und so-
ziale Ungleichheit beseitigen.  

Zu leicht macht es sich Lindner auch, wenn er sagt: „Höhere Transfers sind nicht 
immer der Königsweg. Die Kinderarmut ist ja vor allem durch Zuwanderung gestie-
gen. Nehmen wir also das Beispiel einer Familie, in der die Eltern keine Arbeit haben 
und kein Deutsch sprechen. Überweisen wir ihnen dann einfach mehr Geld? Oder in-
vestieren wir in die Sprachförderung von Eltern und Kindern? Und in das Bemühen, 
die Eltern in den Arbeitsmarkt zu integrieren?“4 Hier wird ein bloßer Scheingegensatz 
zulasten armer Familien konstruiert. Denn die Bundesregierung könnte natürlich das 
eine tun, ohne das andere zu lassen. Entgegen einem weitverbreiteten Vorurteil sind 
die meisten Armen jedoch weder arbeitslos noch Ausländer, müssen folglich auch 
nicht in den Arbeitsmarkt integriert werden oder Deutschkurse finanziert bekommen. 
Sozial ist auch längst nicht alles, was Arbeit schafft, sondern nur, was Armut ab-
schafft. Schließlich hat sich die Arbeitslosigkeit in den vergangenen Jahren halbiert, 
während die Kinderarmut im selben Zeitraum weiter zunahm. Durch die von der 
FDP als Oppositions- und Regierungspartei mitgetragene Deregulierung des Arbeits-
marktes ist ein breiter Niedriglohnsektor entstanden, der heute zwischen 20 und 25 
Prozent aller Beschäftigten umfasst. 

Was wird aus der Kindergrundsicherung? 

Von der Ampel-KGS profitieren können Familien, die ihnen zustehende Leistungen 
bislang gar nicht erhalten, weil die unterschiedlichen und komplizierten Beantra-
gungsverfahren sie überfordern. Ruft eine Familie im Bürgergeldbezug alle ihr aus 
dem Bildungs- und Teilhabepaket heute schon zustehenden Leistungen für die Kinder 
ab, hat sie nach der KGS-Einführung wahrscheinlich kaum Mehreinkünfte. SPD, 
Bündnisgrüne und FDP bekämpfen mit der Kindergrundsicherung also weniger die 
Kinderarmut als die verdeckte Armut jener Familien, die bestimmte ihnen zustehende 
Transferleistungen nicht beantragen. 

Um allen Kindern in Deutschland ein gutes und gesundes Aufwachsen zu ermög-
lichen, ist jedoch mehr nötig als eine Zusammenfassung der bisherigen familienpoliti-
schen Leistungen. Nötig wäre eine bedarfsorientierte Leistungsvergabe, d.h. der Ein-
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bau von Regelungen, mit denen speziellen Bedarfen und Härten begegnet werden 
kann, zum Beispiel für den Fall, dass plötzlich die Waschmaschine kaputtgeht oder 
die alte Winterjacke dem Kind nicht mehr passt. 

Man kann die Mehrkosten für eine armutsfeste und bedarfsgerechte Kindergrund-
sicherung auf mindestens 20 Milliarden Euro pro Jahr veranschlagen. Schließlich ent-
scheidet die Höhe des sich auf einkommensschwache Familien konzentrierenden Zu-
satzbetrages darüber, ob der Kampf gegen die Kinderarmut erfolgreich ist. Vor allem 
über die Höhe des Zusatzbetrages wird es daher zwischen den Regierungsparteien 
noch harte Auseinandersetzungen geben. Falls die Ampel im Kampf gegen die Kin-
derarmut auf Rot springt, wäre das ein familien- und sozialpolitisches Armutszeugnis 
für das Bündnis von SPD, Bündnisgrünen und FDP. Denn ein Scheitern dieses 
Schlüsselprojekts würde mit der Vision einer „Fortschrittskoalition“ auf einem zentra-
len Politikfeld brechen. 

Anmerkungen 
 
1 Finanzminister Lindner: „Dann ruinieren wir unser Land“, t-online, 22.2.2023 
2 Siehe Kindergrundsicherung: Lindner gegen Grünen-Plan. Lieber Eltern in Arbeit bringen als neue 

Sozialleistungen, in: Bild am Sonntag v. 2.4.2023 
3 Ebd. 
4 Finanzminister Lindner: „Dann ruinieren wir unser Land“, a.a.O. 
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Aktuelle Strategien der Wohnungspolitik 
Keine nachhaltige Verbesserung ohne Veränderungen beim 
städtischen Boden 

Julian Degan und Bernhard Emunds1 
 
 
 

  
 
In den letzten gut zehn Jahren ist Wohnraum in 
vielen deutschen Großstädten zu einem äußerst 
knappen und damit teuren Gut geworden. Gerade 
in den dynamisch wachsenden Ballungsräumen 
sowie auch in vielen attraktiven Universitätsstäd-
ten gingen die Immobilienpreise im Laufe der 
2010er Jahre stetig steil nach oben, wodurch es 
zunehmend mehr Großstadthaushalten schwer 
fällt, eine für ihre Bedürfnisse entsprechende (vor 
allem eine für sie bezahlbare und ausreichend gro-
ße) Wohnung zu finden. Die Immobilienpreisin-
dizes der Deutschen Bundesbank2 etwa verdeutli-
chen, dass sich die durchschnittlichen Mieten von 
neu angebotenen Wohnungen in den sieben größ-
ten deutschen Städten3 zwischen 2010 und 2022 
um ca. 65 Prozent erhöht haben. Zum Vergleich: 
Der Verbraucherpreisindex, der gängigste Indika-
tor der durchschnittlichen Preisentwicklung, ver-
zeichnete im selben Zeitraum lediglich ein Plus 
von 20 Prozent. Noch stärker als die Mieten sind 
die Kaufpreise von Immobilien gestiegen. Nach 
Angaben der Bundesbank erhöhten sie sich in den 
sieben größten Städten um ca. 160 Prozent. Daran 
wird deutlich, dass es bei der gegenwärtigen Woh-
nungsfrage nicht nur um das Wohnen selbst geht, 

sondern auch um Gerechtigkeitsfragen, insbeson-
dere um eine Verschärfung der ökonomischen 
Ungleichheit. Denn während bereits vermögende 
Immobilieneigentümer:innen von weiter steigen-
den Immobilienpreisen profitieren, stehen viele 
einkommensärmere (Großstadt-)Haushalte vor 
dem Problem, einen derart hohen Anteil ihres 
Einkommens für die Wohnkosten ausgeben zu 
müssen, dass ihre gesellschaftlichen Teilhabemög-
lichkeiten stark eingeschränkt werden. 

Dass die Wohnraumpreise in vielen deut-
schen Großstädten zuletzt derart in die Höhe gin-
gen, ist auf eine Reihe von unterschiedlichen Ein-
flussfaktoren zurückzuführen. Zu den wichtigsten 
gehört zunächst der (weltweit zu beobachtende) 
Trend zur Urbanisierung. So strömten in den letz-
ten Jahren zahlreiche Menschen aus dem In- und 
Ausland vor allem aufgrund des großen Angebots 
an Ausbildungs- und Arbeitsplätzen in die deut-
schen Großstädte oder in deren Umlandgemein-
den. Auch viele Unternehmen – vor allem jene aus 
der Dienstleistungsbranche – ließen sich zuletzt in 
den prosperierenden Ballungsräumen nieder, wo 
sie ein breites Angebot an (hochqualifizierten) Ar-
beitskräften vorfinden. Neben diesen Wande-
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rungsbewegungen sorgten auch der Trend zu klei-
neren Haushaltsgrößen, die Alterung der Gesell-
schaft und die Kaufkraftgewinne der 2010er Jahre 
dafür, dass mehr Wohnraum in den Städten nach-
gefragt wurde. Zudem kurbelten die bis vor Kur-
zem äußerst niedrigen Zinsen die Nachfrage nach 
dem in den Großstädten knappe „Betongold“ zu-
sätzlich an. Andere Faktoren wie etwa die Erbau-
ungskosten spielen trotz der zuletzt stark gestiege-
nen Baupreise für die längerfristige Preisentwick-
lung dagegen nur eine untergeordnete Rolle. In 
Summe ist es also vor allem die hohe Nachfrage, 
die zu einer Verknappung und damit zu einer Ver-
teuerung von urbanem Wohnraum führt. Dass 
dieser Nachfrage nicht mit einer entsprechenden 
Ausweitung des Angebots reagiert wird, ist vor-
rangig auf den Mangel an verfügbarem Bauland 
zurückzuführen. Denn da gerade in den dyna-
misch wachsenden Ballungsräumen bebaubare 
Bodenflächen spärlich vorhanden sind, fehlt es 
schlicht an einer Grundlage, auf der mehr Wohn-
raum entstehen könnte. 

Wie es vor diesem Hintergrund dennoch ge-
lingen könnte, mehr Wohnraum zu schaffen, der 
vor allem auch für einkommensärmere Haushalte 
bezahlbar ist, darüber wurde und wird in woh-
nungspolitischen Auseinandersetzungen kontro-
vers debattiert. 

Drei Strategien zur Schaffung von 
mehr bezahlbarem Wohnraum 

Letztlich ist es unbestritten, dass es unmöglich ist, 
in prosperierenden urbanen Ballungsräumen und 
Universitätsstädten zu ausreichend viel bezahlba-
rem Wohnraum zu kommen, wenn nicht das An-
gebot auf diesen regionalen bzw. lokalen Woh-
nungsmärkten ausgeweitet wird. Ohne den Bau 
vieler neuer Wohnungen wird es nicht gehen. Für 
die Schaffung zusätzlichen bezahlbaren Wohn-
raums lassen sich – in starker Typisierung – drei 
Strategien unterscheiden.4 

Eine erste Strategie zur Ausweitung des Woh-
nungsbaus setzt auf die Entfesselung der Marktkräfte. 
Soziale und ökologische Auflagen sollen reduziert 
(z.B. die Mietpreisbremse abgeschafft, zu ambitio-
nierte Anforderungen an Wärmeeffizienz gesenkt), 
Bürokratie soll abgebaut (schnellere Genehmi-

gungsverfahren), Steuern und Abgaben sollen ge-
senkt (z.B. die Grunderwerbsteuer abgeschafft) 
werden. In der Folge würden die Gewinnaussich-
ten für Wohnungsbau und Wohnungswirtschaft 
steigen, so dass viel in zusätzlichen Wohnraum in-
vestiert würde. Auch wenn die Wohnungsunter-
nehmen vermehrt hochpreisige Miets- und Eigen-
tumswohnungen bauten, würde dies sukzessive – 
durch Umzüge jeweils der etwas weniger wohlha-
benden Mietergruppen  – den Wohnungsmarkt 
entlasten („Sickereffekte“). Ergänzend könne ge-
zielt eng begrenzten Problemgruppen durch Aus-
gabe von Wohnberechtigungsscheinen direkt ge-
holfen werden (Subjektförderung).  

Vieles an dieser Strategie ist problematisch: Ist 
es wirklich vertretbar, wenn der Bau von mehr be-
zahlbaren Wohnraum andere soziale und ökologi-
sche Probleme verursacht oder verschärft? Sach-
bezogene, vernünftige Entscheidungen der öffent-
lichen Hand sind ohne Bürokratie nicht möglich; 
diese dauerhaft stark abzubauen, gelingt nur selten. 
Empirisch kommt es in den attraktiven Großstäd-
ten kaum und allenfalls sehr langsam zu den ge-
wünschten Sickereffekten. Insgesamt werden bei 
dieser Strategie (auch durch die Subjektförderung) 
die Einnahmen von Konzernen und sehr wohlha-
benden Immobilieneigentümer:innen gesteigert – 
in der Hoffnung, dass am Ende alle davon profitie-
ren. Im Ergebnis jedoch sind die negativen Wir-
kungen auf die Einkommens- und Vermögensver-
teilung sicher, während zusätzlicher bezahlbarer 
Wohnraum häufig nur in den Sternen steht. 

Die Marktkräfte bzw. die Dynamik einer pri-
vaten, profitorientierten Wohnungswirtschaft will 
sich auch die zweite Strategie zu Nutze machen. Je-
doch zielt diese vor allem auf eine bewusste soziale 
Gestaltung der Märkte durch das Setzen entspre-
chender Rahmenbedingungen. Dabei geht es zum 
einen um die regionalen und lokalen Märkte für 
den Bau von Wohnimmobilien in urbanen Man-
gelregionen. Bewährt hat sich z.B., dass Kommu-
nen für größere Projekte nur dann Baugenehmi-
gungen vergeben, wenn dabei ein bestimmter 
Mindestanteil an Wohnungen mit Sozialbindung 
entsteht (Sozialquoten). Zum anderen wird in den 
betreffenden Regionen und Städten versucht, die 
Märkte für Bestandswohnungen zu gestalten: vor 
allem durch Preisobergrenzen bei Neuvermietung 
(Mietpreisbremse) und durch den Ausbau des Mie-
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ter:innenschutzes (Kündigungsschutz, Begrenzung 
von Mieterhöhungen bei laufendem Mietvertrag). 

Gegen diese zweite Strategie wird von Seiten 
einiger Ökonom:innen eingewandt, dass sie die 
Gewinnaussichten für die private Wohnungswirt-
schaft schmälern und damit die Investitionen in 
den Wohnungsneubau reduzieren würde. Im letz-
ten Jahrzehnt waren in den Metropolregionen die 
Gewinnaussichten im Immobilienbau jedoch so 
hoch, dass auch recht anspruchsvolle Sozialquoten 
und das Wissen um den sozialstaatlich gebotenen 
Mieter:innenschutz die Baukonjunktur kaum be-
einträchtigt haben dürften. In den letzten Mona-
ten jedoch haben hohe Preissteigerungen beim 
Baumaterial und steigende Zinsen die Gewinnaus-
sichten im Mietwohnungsbau erheblich geschmä-
lert. Zu beachten ist auch eine negative Nebenfol-
ge des Schutzes von Mieter:innen vor Mieterhö-
hungen in ihren laufenden Verträgen: Je besser 
dieser Schutz ist, desto stärker übersteigen die 
Mieten bei neuen Verträgen die Altmieten, was 
viele Mieter:innen davon abhält, in eine andere 
Wohnung umzuziehen (lock in). So verbleiben vie-
le Paare nach dem Auszug ihrer Kinder in der bis-
herigen Wohnung, weil sie durch den Umzug in 
eine andere, kleinere Wohnung ihre Mietkosten 
kaum oder gar nicht reduzieren können. In der 
Folge fällt es jungen Familien noch schwerer, aus-
reichend große Wohnungen zu finden. 

Im Unterschied zu den ersten beiden setzt die 
dritte Strategie nicht auf die private, profitorientierte 
Wohnungswirtschaft, sondern auf den Wohnungs-
bau durch öffentliche und andere gemeinnützige 
Bauträger. Die Idee dahinter: Da die Vorstände die-
ser Wohnungsgesellschaften nicht gehalten sind, 
möglichst hohe (oder sehr hohe) Gewinne einzu-
spielen, können sie Wohnungen dauerhaft zu güns-
tigen Mieten anbieten: zu Mieten, die zumindest in 
einer Mischkalkulation alle Kosten (auch künftig 
notwendige Renovierungen, Sanierungen und Mo-
dernisierungen) abdecken und ggf. zur Finanzie-
rung künftiger Erweiterungsinvestitionen beitragen, 
aber eben nicht besonders hohe Gewinne entstehen 
lassen, die dann auch noch partiell an die Eigentü-
mer:innen der Gesellschaft ausgezahlt würden. Vor 
allem in den 1990er Jahren und dann bis ins neue 
Jahrtausend hinein hatte die öffentliche Hand die 
Wohnungsbestände sehr vieler ihrer Wohnungsge-
sellschaften an profitorientierte Wohnungskonzerne 

verkauft. Gleichzeitig hatten nicht wenige der frü-
her gemeinnützigen Gesellschaften (z.B. der Kir-
chen) nach Abschaffung der entsprechenden Steu-
ervergünstigung (1990) das höchst einträgliche Ge-
schäftsmodell der gewinnorientierten Wohnungs-
wirtschaft weitgehend übernommen. Entsprechend 
gesunken ist der Wohnungsbestand in den Händen 
von Gesellschaften, die gemeinwohlorientiert wirt-
schaften. Seit ein paar Jahren jedoch wird über die 
Einführung einer neuen Wohnungsgemeinnützig-
keit nachgedacht, bei der die Schaffung von Wohn-
raum mit dauerhafter Sozialbindung durch Steuer-
befreiung bzw. -reduktion gefördert wird. Der Koa-
litionsvertrag von 2021 kündigt eine solche Geset-
zesinitiative an,5 die zum Wiedererstarken einer in 
dem skizzierten Sinne sozialen Wohnungswirtschaft 
führen könnte.  

Diese dritte Strategie steht vor dem großen 
Problem, dass die Kommunen kaum noch über 
Grundstücke verfügen, um sie ihren eigenen 
Wohnungsgesellschaften zu überlassen (oder sie 
ggf. zu günstigen Konditionen an andere gemein-
nützige Gesellschaften zu verkaufen). Die zumeist 
klammen Kommunen verfügen auch nicht über 
die Finanzmittel, derer es bedürfte, um solche 
Grundstücke in großem Maßstab zu erwerben. 

Die Bodenfrage als Grundlage der 
Wohnungsfrage 

Der Mangel an baureifen Grundstücken ist die ent-
scheidende Herausforderung für alle drei Strate-
gien: Die Außenentwicklung großer Städte kommt 
in Deutschland schon seit Jahrzehnten nur lang-
sam voran, weil die Bürger:innen der Gemeinden 
im Umland um ihre Lebensqualität (z.B. für die 
Naherholung) fürchten und die Entstehung neuer 
Stadtviertel in ihrer nächsten Umgebung zu ver-
hindern wissen. Hinzu kommt, dass aus ökologi-
schen Gründen das weitere Voranschreiten der 
Flächenversiegelung nun unbedingt gebremst und 
sehr bald ganz zum Stillstand gebracht werden 
muss. Wird dieses Ziel konsequent verfolgt, dann 
ist die Außenentwicklung einer Großstadt nur 
noch dann möglich, wenn zum Ausgleich andern-
orts gleich große Flächen entsiegelt werden. 

Diese ökologisch unumgängliche Begrenzung 
des äußeren Wachstums der großen Städte hat 
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drei Konsequenzen: Erstens werden solche Städte 
mittel- bis langfristig fast nur noch durch die Ver-
dichtung bereits bestehender Wohnviertel wach-
sen können. Um die Eigentümer:innen zu ent-
sprechenden Ausbaumaßnahmen zu bewegen, 
wird es entsprechender finanzieller Anreize bedür-
fen. Vermutlich werden Kommunen aber auch 
vermehrt auf das Instrument der Baugebote zu-
rückgreifen müssen – womit jeweils ein recht er-
heblicher Eingriff in die Verfügungsmöglichkeiten 
der Eigentümer:innen verbunden ist. Rechtliche 
und soziale Konflikte sind hier vorprogrammiert.  

Zweitens bedarf es einer guten Entwicklung 
des ländlichen Raums (einschließlich zugehöriger 
Mittel- und Unterzentren); diese könnte die Groß-
städte vom Wachstumsdruck etwas entlasten. Aus 
ökologischen Gründen ist es dabei jedoch erfor-
derlich, dass neue Bewohner:innen vor allem in 
den bestehenden (natürlich modernisierten) Wohn-
gebäuden der Siedlungskerne unterkommen. Aber 
auch der berufsbedingte Pendelverkehr in Groß-
städte sollte durch Homeoffice auf ein Minimum 
beschränkt bleiben und über gut ausgebaute öf-
fentliche Verkehrsmittel abgewickelt werden. 

Auch bei einer guten Entwicklung des ländli-
chen Raums ist jedoch – wenn es nicht deutsch-
landweit zu Rückgang oder Konstanz der Bevölke-
rung kommt – mit einem gewissen weiteren 
Wachstum der großen Städte zu rechnen. Dafür 
wird es, wie erwähnt, vor allem der Verdichtung 
bereits bestehender Wohnviertel bedürfen. Die 
Verdichtung aber bedeutet drittens, dass ein zent-
rales Problem jeglicher Strategie, in den großen 
Städten zusätzlichen bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen, auch mittel und langfristig wieder6 hoch 
bedeutsam sein wird: der Anstieg der Bodenpreise. 

Mehr noch als die Mieten und Kaufpreise für 
Wohnraum sind seit Beginn der 2010er Jahre die 
Preise von urbanen Böden gestiegen. Beispielswei-
se gibt der Gutachterausschuss für Immobilien-
werte in Frankfurt am Main7 an, dass die Boden-
preise in der Mainmetropole nach Jahrzehnten der 
Stagnation Mitte der 2010er Jahre schlagartig in 
die Höhe gingen. Seit 2010 hat sich dort der 
durchschnittliche Bodenrichtwert von sachwer-
torientierten Wohnbauflächen, also Böden, auf 
denen z.B. selbstgenutzte Eigenheimen errichtet 
wurden, mit einem Anstieg von 124 Prozent mehr 
als verdoppelt; der Richtwert von ertragswertori-

entierten Wohnbauflächen, die z.B. mit Mehrfami-
lienhäusern bebaut werden, erhöhte sich sogar um 
satte 266 Prozent.  

Für die Wohnungsfrage sind diese Entwick-
lungen nun insofern hochrelevant, als sich die 
Verteuerung des Bodens auf die Wohnraumpreise 
auswirkt. So berechneten Ökonom:innen an den 
Universitäten Bonn und Leipzig8, dass sich die 
Hauspreissteigerungen in westlichen Industriena-
tionen seit Ende des Zweiten Weltkriegs zu 80 
Prozent aus den Bodenpreissteigerungen erklären. 
Dabei ist zu beachten: Wie begehrt – und folglich 
teuer – ein Stück Boden ist, hängt ab von der Er-
wartung zukünftiger Erträge (z.B. Miete oder 
Pacht), die dieser Boden abzuwerfen verspricht. 
Gerade in sehr attraktiven Großstädten, wo die 
Nachfrage nach Boden hoch, das Angebot jedoch 
sehr begrenzt ist, steigen die Ertragsaussichten der 
verfügbaren Böden, wodurch sich schließlich auch 
die Boden- und damit die Wohnraumpreise erhö-
hen. Aufgrund der mit der wirtschaftlichen Ent-
wicklung weiter voranschreitenden Verknappung 
von Boden in attraktiven Ballungsräumen ist da-
her davon auszugehen, dass dort selbst eine Aus-
weisung von mehr Bauland nicht zwangsläufig zu 
sinkenden Immobilienpreisen führen würde. 

Wie könnte die Schaffung von 
mehr Wohnraum dennoch 
gelingen?  

Anzusetzen ist u.a. am Privateigentum an Boden, 
dessen unangefochtene Dominanz in den Städten 
ineffizient und ungerecht ist.9 Ineffizient ist diese 
insofern, als sie zur Spekulation mit oder zu einer 
Unternutzung von dringend benötigten Böden 
verleiten kann. Als ungerecht gilt die vollständige 
Aneignung der Bodenerträge durch die jeweiligen 
Eigentümer:innen, da ein großer Teil dieser Erträ-
ge auf gesamtgesellschaftliche Ursachen – z.B. das 
lokale Arbeitsplatzangebot, die Qualität des 
ÖPNV oder auch die Vielfalt kultureller Angebote 
– zurückgeht. 

Deshalb sollte vermehrt auf andere, z.B. 
kommunale Eigentumsformen gesetzt werden. 
Konkret ist etwa – wie oben bei der Skizze der drit-
ten Strategie schon erwähnt – an eine Ausweitung 
der kommunalen Bodenvorräte zu denken, wie sie 
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z.B. die Stadt Ulm schon seit längerer Zeit erfolg-
reich anwendet. Verfügt eine Kommune nämlich 
über einen gewissen Bestand an Böden, dann kann 
sie auf einen zunehmenden Bodenbedarf zum ei-
nen mit einer Angebotsausweitung reagieren; zum 
anderen kann sie die Böden dabei mit gewissen 
Auflagen – etwa per Konzeptvergabe oder per 
Erbbaurecht – an Akteure vergeben, die sich damit 
z.B. der Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 
verpflichten. Allerdings müssen sich die meisten 
Kommunen überhaupt erst einen Bodenvorrat an-
legen, wofür sie auf den Erwerb von meist sehr teu-
ren privaten Flächen angewiesen sind. Um den Bo-
denerwerb zu erleichtern, könnte die öffentliche 
Hand etwa das kommunale Vorkaufsrecht stärken. 
Räumte man den Kommunen in angespannten 
Wohnungsmärkten nämlich ein Vorkaufsrecht zum 
aktuellen Ertragswert der Immobile ein, könnte nicht 
nur der Immobilienerwerb durch die Kommune er-
leichtert werden. Vielmehr könnte auch der – zu-
mindest mittel- und langfristig zu erwartende – wei-
tere Anstieg der Bodenpreise und Mieten gebremst 
werden, der eben auch über die Erwartung weiterer 
Preis- und Mietensteigerungen in der Zukunft ver-
mittelt ist. Parallel dazu sollte ein bundesstaatlich 
bezuschusster Bodenfonds eingerichtet werden, der 
die Kommunen in die Lage versetzt, mehr Boden-
eigentum zu erwerben. 

Die Ausweitung des kommunalen Bodenei-
gentums stellt dabei nur einen Ansatzpunkt zur 
Schaffung von mehr bezahlbarem Wohnraum dar. 
Beispielsweise ließen sich über die wiedereinzu-
führende Wohnungsgemeinnützigkeit auch mehr 
gemeinnützige oder genossenschaftliche Wohn-
(eigentums)formen stärken, die sich der Schaffung 
von mehr bezahlbarem Wohnraum verpflichten. 
Dies entspräche der oben skizzierten dritten Stra-
tegie, die in Bezug auf den nach wie vor notwen-
digen gewerblichen Wohnungsbau mit Elementen 
der zweiten Strategie zu kombinieren wäre. 
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Die Linke und ihr Niedergang 

Eckhard Jesse 

 
 
 
 
 
 
 
1. Einleitung 

Die Niederlagenserie der Partei Die Linke reißt 
nicht ab. Bei den Wiederholungswahlen zum Ber-
liner Abgeordnetenhaus am 12. Februar 2023 ging 
ihr Anteil von 14,1 (2021) auf 12,2 Prozent zu-
rück. Die Einbußen fielen allerdings geringer aus 
als bei den Wahlen zuvor, weswegen die Partei 
dieses Resultat schönzureden versuchte. Im Zent-
rum dieses Beitrages stehen die Ursachen für den 
offenkundigen Niedergang. Welche Faktoren sind 
dafür wesentlich? Gibt es Unterschiede zwischen 
Ost und West? Kann die Linke die für sie negative 
Entwicklung aufhalten oder gar umkehren? 

Zunächst wird die Vielzahl der Wahlniederla-
gen beschrieben. Dann folgt eine kurze demokra-
tietheoretische Einordnung der Partei. Schließlich 
sucht der Beitrag eine Antwort auf die Frage nach 
den Gründen für den Erfolg der Partei ab Mitte 
des ersten Dezenniums im neuen Jahrhundert zu 
finden, nachdem diese bis dahin mehr oder weni-
ger eine Ostpartei war. Das ist deshalb wichtig, 
weil die Gründe für den Aufstieg zugleich wesent-

lich jene für den Abstieg erklären. Die abschlie-
ßenden Perspektiven leuchten die Zukunft der 
Partei aus.  

2. Niederlagenserie der Partei 

Hatte Die Linke 2019 bei den Landtagswahlen in 
Brandenburg und Sachsen schwere Verluste in 
Höhe von 7,9 und 8,5 Prozentpunkten hinneh-
men müssen, fiel das Resultat in Thüringen, ihrer 
Hochburg, ganz anders aus. Dort gelang es ihr 
dank des Ministerpräsidenten Bodo Ramelow sich 
noch einmal zu steigern, und zwar von 28,2 Pro-
zent auf 31,0 Prozent. Ein solch gutes Ergebnis 
hatte die Partei zuvor nie auch nur annähernd er-
reicht. Aber das war kein bundesweites Signal. Bei 
der letzten Landtagswahl vor der Bundestagswahl 
2021 in Sachsen-Anhalt stürzte Die Linke von 
16,3 Prozent auf 11,0 Prozent ab. Bei dieser Bun-
destagswahl erlitt sie mit ihren Spitzenkandidaten 
Dietmar Bartsch, dem eher gemäßigten Ostdeut-
schen, und Janine Wissler, der stärker radikalen 
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Westdeutschen, einen Schock: Sie erreichte bloß 
4,9 Prozent (2017: 9,2 Prozent) und konnte ledig-
lich dank des Gewinns von drei Direktmandaten 
in den Bundestag zurückkehren. Das schlechte 
Ergebnis hatte sich schon bei den Europawahlen 
2019 abgezeichnet (5,5 Prozent), wenngleich nicht 
in diesem Ausmaß. Die für eine Flügelpartei ge-
meinhin günstige Konstellation (Große Koalition 
im Bund seit 2013) nützte ihr nichts.  

Im Wahlgebiet Ost (10,4 Prozent) schnitt sie 
bei der Bundestagswahl fast dreimal so gut ab wie 
im Wahlgebiet West (3,7 Prozent). Sie ist damit 
nach wie vor eine Ostpartei – freilich nicht mehr 
derart deutlich wie früher. 2002 war sie 15mal 
stärker im Osten, 2005 fünfmal und 2013 viermal. 
Insgesamt kamen aber bloß 37,2 Prozent aller 
Stimmen aus dem Osten. Während Die Linke ihre 
Hochburg bei den über 70-Jährigen mit 13,3 Pro-
zent hat, ist sie im Westen in dieser Altersgruppe 
mit 1,6 Prozent am schwächsten vertreten (Jesse 
2022, S. 67). Der Grund: In den neuen Bundes-
ländern, in denen die Bürger mit dieser länger ver-
traut sind, tritt sie gemäßigter auf als in den alten. 
Und junge Wähler fühlen sich gemeinhin von ra-
dikalen Positionen stärker angesprochen als ältere. 
Im Osten ist Die Linke bei den Frauen (10,7 zu 
10,3 Prozent) leicht überrepräsentiert, im Westen 
bei den Männern (3,9 zu 3,5 Prozent). Dieser Be-
fund beruht wesentlich auf der größeren Radikali-
tät der Partei im Westen. Männer neigen eher ra-
dikaleren Kräften zu als Frauen.  

Der Ausgang der Wahlen in Berlin (von 15,6 
auf 14,1 Prozent) und vor allem in Mecklenburg-
Vorpommern (von 13,2 auf 9,9 Prozent) – jeweils 
am gleichen Tag wie die im Bund – bestätigte die-
sen negativen Trend. Und alle vier Landtagswah-
len in den vier westdeutschen Flächenstaaten 
führten 2022 zu einem Desaster für die Partei. 
Nirgendwo kam sie an den Stimmenanteil von 
drei Prozent heran. (vgl. Tabelle 1). Die Linke 
profitiert weder von der großen Politik (der Co-
rona-, der Migrations-, der Ukraine-Politik) noch 
von den alltäglichen Problemen der Bürger, etwa 
bei der Sicherheits- oder der Wohnungspolitik. Ih-
re Kompetenzwerte auf den verschiedenen The-
menfeldern fallen gering aus (Ausnahme: soziale 
Gerechtigkeit). Der Niedergang ist damit offen-
kundig nicht auf spezifische politische Ereignisse 
oder personelle Faktoren in den einzelnen Län-
dern zurückzuführen. Er kommt so überraschend 
wie ihr einstiger Aufstieg.  

Wer die Ergebnisse der letzten zwei Jahre für 
Die Linke vergleicht, erkennt extrem unterschied-
lich hohe Verluste: von 9,6 Prozent in Berlin 
(2021) bis 79,8 Prozent im Saarland (vgl. Tabelle 
1). Die eklatanten Verluste im kleinsten Flächen-
land beruhen weithin auf der Person Oskar Lafon-
taines, der kurz vor den Wahlen Die Linke verlas-
sen hatte, die unterdurchschnittlichen Einbußen in 
Berlin auf dem dortigen – vergleichsweisen guten, 
nicht durch Zwistigkeiten geprägten – Erschei-
nungsbild. 

Tabelle 1: Abschneiden der Partei Die Linke bei den letzten neun Wahlen 

Land Tag Stimmenanteil Verluste Verluste 

  (in Prozent) (in Punkten) (in Prozent) 

Sachsen-Anhalt 06.06.2021 11,0   5,3 32,6 

Bund  26.09.2021   4,9   4,3 47,7 

Mecklenburg-Vorpommern 26.09.2021   9,9   3,3 24,2 

Berlin 26.09.2021 14,1   1,5   9,6 

Saarland 27.03.2022   2,6 10,3 79,8 

Schleswig-Holstein 08.05.2022   1,7   2,1 55,3 

Nordrhein-Westfalen 15.05.2022   2,1   2,8 57,1 

Niedersachsen 09.10.2022   2,7   1,9 42,3 

Berlin 12.02.2023 12,2   1,9 13,5 
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3. Demokratietheoretische 
Einordnung  

Die Partei unterscheidet sich in der ideologischen 
Ausrichtung fundamental vom harten Linksext-
remismus der Deutschen Kommunistischen Partei 
(DKP), der Marxistisch Leninistischen Partei 
Deutschlands (MLPD) und der Sozialistischen 
Gleichheitspartei (SGP), die gesellschaftlich alle-
samt isoliert sind (Panreck 2018). Sie hat sich 
mehrfach gehäutet und marxistisch-leninistischen 
Ballast abgelegt. Die Distanz zur DDR ist mitt-
lerweile groß, wenngleich sie es vermeidet, diese 
als „Unrechtsstaat“ zu apostrophieren. Von den 
jetzt verbliebenen 54.214 Mitgliedern (das ist der 
Tiefststand) gehört zwar lediglich ein kleiner Teil 
offen verfassungsfeindlichen Zusammenschlüssen 
an, etwa der Kommunistischen Plattform oder der 
Antikapitalistischen Linken, aber Die Linke weist 
in Teilen nach wie vor extremistische Züge auf 
(Jesse/Lang 2012), wenngleich in weicher Form. 
So heißt es in dem bis heute gültigen Parteipro-
gramm von 2011: „Wir kämpfen für einen Sys-
temwechsel“ (Die Linke 2011, S. 4). Die Partei 
fordert weiterhin den Austritt Deutschlands aus 
der NATO und starke Einschnitte in das privat-
wirtschaftliche System, wobei die Kritik am Kapi-
talismus über die Ökonomie hinausweist. 

Die Linke trat bei der Bundestagswahl 2021 
mit zwei Spitzenkandidaten an, die die dreifache 
Parität – nach Herkunft, Geschlecht und Richtung 
– erfüllen: auf der einen Seite der gemäßigte ost-
deutsche Fraktionsvorsitzende Dietmar Bartsch 
und auf der anderen die radikale westdeutsche 
Parteivorsitzende Janine Wissler. Die Partei for-
derte einen „sozialen und ökologischen System-
wechsel in Europa“ (Die Linke 2021, S. 147), 
machte sich dafür stark, den Verfassungsschutz 
abzuschaffen und ihn durch eine unabhängige 
„Beobachtungsstelle Autoritarismus und grup-
penbezogene Menschenfeindlichkeit“ (Die Linke 
2021, S. 118) zu ersetzen. Ohne Wenn und Aber 
forderte sie „offene Grenzen für alle Menschen“ 
(Die Linke 2021, S. 113). 

In den Ländern, in denen die Partei mitre-
giert, spielt in der Praxis eher Pragmatismus eine 
Rolle. Die Linke ist seit Jahren durch interne Zer-
strittenheit gekennzeichnet (Oppelland/Traeger 

2014). Vor allem wegen deren außenpolitischen 
Positionen schrecken SPD und Grüne vor einer 
Koalition im Bund mit ihr zurück, obwohl sie seit 
2013 ein Bündnis nicht mehr formell ausschlie-
ßen. Die Linke, im Westen nach wie vor rigider 
ausgerichtet als im Osten, nimmt gegenüber Russ-
land und den USA eine Haltung der Äquidistanz 
ein. Sie schlägt sich damit weder auf die eine noch 
die andere Seite. 

4. Gründe für den Aufstieg 

Die Geschichte der Partei Die Linke ist die Ge-
schichte ihrer Integration (Holzhauser 2019; ders. 
2021). Was 1990 für so gut wie ausgeschlossen 
galt, trat ein: die Etablierung der Partei und ihre 
weitgehende Akzeptanz in Kreisen der Politik, der 
Publizistik und der Wissenschaft. Auf der einen 
Seite löste sich die politische Kraft von marxis-
tisch-leninistischen Dogmen, auf der anderen Sei-
te kam ihr die politische Konkurrenz entgegen. Sie 
ist längst kein “Schmuddelkind“ mehr. Offenkun-
dig gilt Die Linke im Osten Deutschlands vielfach 
als eine „normale Partei“, im Westen nun teilweise 
ebenso, jedenfalls nicht mehr als akute Bedrohung 
der Demokratie, sondern eher als eine Kraft, die 
soziale Gerechtigkeit auf ihre Fahnen schreibt. 

Die aus der SED hervorgegangene Partei 
heißt seit 2007, nach dem Zusammenschluss mit 
der westdeutschen Wahlalternative Arbeit & so-
ziale Gerechtigkeit (WASG), Die Linke. Sie hat 
mehrfach ihren Namen gewechselt – von 1990-
2005: Partei des Demokratischen Sozialismus 
(PDS); von 2005 bis 2007: Die Linkspartei.PDS – 
und sich auch inhaltlich gewandelt. Die PDS trat 
in den ersten 15 Jahren mehr oder weniger als eine 
reine Ostpartei auf, die den Ost-West-Gegensatz 
kultivierte. Im Westen hatte sie Unterstützung vor 
allem bei systemfeindlich eingestellten jungen Leu-
ten gefunden, war doch das dortige Erschei-
nungsbild einer zum Teil militant-antikapitalistisch 
wirkenden Kraft weithin ein anderes, radikaleres 
als im Osten.  

Die notwendig gewordenen Sozialreformen 
unter Bundeskanzler Gerhard Schröder („Hartz 
IV“), die viele Proteste im linken Milieu auslösten, 
veränderten gravierend die Lage zugunsten der 
Partei. Im Westen des Landes entstand 2005 mit 



Die Linke und ihr Niedergang     153 

der WASG eine Kraft, die gegen die als unsozial 
wahrgenommene Politik Schröders aufbegehrte 
(Vollmer 2013). Die Verbindung mit ihr federte 
die kulturelle Fremdheit der Postkommunisten im 
Westen ab. Bei der Bundestagswahl 2009 erreichte 
Die Linke bundesweit mit 11,9 Prozent ihr bestes 
Ergebnis. Durch die verbreitete Kritik an der 
„Hartz IV“-Gesetzgebung hatte sich die Wähler-
schaft nicht nur vergrößert, sondern auch sozial-
strukturell verändert. Die Zahl der Wähler mit e-
her niedriger Bildung stieg an, ebenso die der Ar-
beiter und Arbeitslosen. Nicht zuletzt dem Popu-
lismus des früheren SPD-Vorsitzenden Oskar La-
fontaine (Lafontaine 2022) verdankte sie den 
Stimmenfang im sozialdemokratischen Wählerre-
servoir. Und in den neuen Bundesländern sorgte 
maßgeblich der charismatische Gregor Gysi (Gysi 
2017) für weitere Zugewinne. Durch die Erfolge 
zumal bei Landtagswahlen schon zuvor kam sie 
sogar als Juniorpartner in ostdeutsche Landesregie-
rungen, zuerst 1998 in Mecklenburg-Vorpommern, 
dann 2002 in Berlin, und schließlich 2009 in Bran-
denburg. Sie wurde damit „selbst Teil des Estab-
lishments“ (Holzhauser 2019, S. 419).  

Nach dem Zusammenschluss mit der WASG 
gelangte die Partei in die Parlamente von Bremen 
(2007), Hessen (2008), Niedersachsen (2008), 
Hamburg (2008), Saarland (2009), Schleswig-
Holstein (2009), Nordrhein-Westfalen (2010). Le-
diglich in den drei (südwestdeutschen) Flächen-
staaten blieb ihr der Einzug ins Parlament ver-
wehrt. Aber schon bald war dieser Höhenflug 
vorbei (Neu 2012). Sie vermochte in den meisten 
Ländern ihren Erfolg nicht zu wiederholen – ein 
Teil des Elektorats kehrte zur SPD zurück. Das 
2011 verabschiedete Grundsatzprogramm konnte 
die internen Konflikte allenfalls notdürftig über-
tünchen. 

5. Gründe für den Niedergang 

Die Ursachen für den späteren Misserfolg hängen 
eng mit denen des Erfolges zusammen. Die Kehr-
seite der Akzeptanz durch Medien, Konkurrenten 
und Wähler lag in der Entzauberung der Post-
kommunisten. In denjenigen Ländern, in denen 
die Partei an der Regierung als Juniorpartner betei-
ligt war, wurde sie bei den nachfolgenden Wahlen 

massiv „abgestraft“, da manche Wähler mehr von 
ihr erwartet hatten: in Mecklenburg-Vorpommern 
2002, in Berlin 2006, in Brandenburg 2014. Sie gilt 
für einen großen Teil der Wählerschaft nicht mehr 
als attraktiv. 

Im Osten hat die 2013 ins Leben gerufene 
Alternative für Deutschland (AfD) Die Linke als 
Protestpartei abgelöst. Ein beträchtlicher Teil ihrer 
Wähler ist zu dieser rechtspopulistischen Kraft 
abgewandert. Nicht zuletzt ruft die zum Teil un-
geregelte Migration Proteste hervor. Die Linke 
kann mit ihrer Programmatik – sie befürwortet die 
Aufnahme von Migranten und lehnt Abschiebun-
gen ab – diese Repräsentationslücke nicht füllen. 
Mittlerweile ist die AfD im Osten (Bundestags-
wahl 2021: 20,5 Prozent) doppelt so stark wie Die 
Linke (Bundestagswahl 2021: 10,4 Prozent). Ver-
liert diese hier vor allem Stimmen an die AfD (in 
den neuen Bundesländern fällt die Parteiidentifika-
tion geringer aus, die Wechselbereitschaft höher), 
profitieren im Westen insbesondere die Grünen 
von der Schwäche der Partei. 

Der massive innerparteiliche Konflikt, der 
seit Jahren zwischen den „Soziallinken“ und den 
„Kulturlinken“ schwelt, ist ein weiterer Grund für 
den Niedergang: Die populäre und migrationskri-
tische Sahra Wagenknecht, die einst bei der 
Kommunistischen Plattform beheimatet war und 
ihr Amt als Fraktionsvorsitzende im Bundestag 
(2015-2019) niedergelegt hatte, kritisiert zuneh-
mend die Lifestyle-Maximen ihrer Partei (Wagen-
knecht 2021). Sie prangert das auf Minderheiten 
fixierte Identitätsdenken in den eigenen Reihen an. 
Soziale Gerechtigkeit sei wichtiger als ein Kultur-
kampf um das Gendersternchen. Ihre Gegner, die 
in der Partei eine Mehrheit bilden, werfen ihre 
mangelnde Solidarität und zu große Sympathie für 
Putins Russland vor. Die Linke kann angesichts 
dieser internen Zerrissenheit keine Kampagnenfä-
higkeit entwickeln oder gar die Agenda bestim-
men. Immer wieder wird in der öffentlichen Mei-
nung erörtert, ob der Wagenknecht-Flügel, der auf 
eine deutlichere Abgrenzung zur SPD und zu den 
Grünen setzt, die Partei verlässt. Das Paradoxe: In 
der Partei wird die Position Wagenknechts über-
wiegend bekämpft, während die Wählerschaft sie 
goutiert, und nicht nur die der Partei Die Linke.  

Was Die Linke ebenfalls schwächt: Nach 
dem Austritt Oskar Lafontaines aus der Partei 
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2022, dem Ehemann Sahra Wagenknechts, und 
dem partiellen Rückzug Gregor Gysis, der bei der 
Bundestagswahl 2021 seinen Wahlkreis, wie stets, 
gewonnen hatte, und jetzt als außenpolitischer 
Sprecher der Fraktion in Erscheinung tritt, fehlt es 
der Partei an charismatischen Politikern – bis auf 
eine Ausnahme: In Thüringen stellt sie mit dem 
volkstümlichen Bodo Ramelow seit 2014 sogar 
den Ministerpräsidenten. Bisher galt das Para-
doxon: Die Befürworter einer „Ausgrenzung“ der 
Partei Die Linke stärkten diese wider Willen. Wer 
hingegen ihre Einbeziehung in den politischen 
Diskurs wünschte, schwächte sie dadurch (in der 
Regel ungewollt). In Thüringen jedoch konnte 
sich die Partei (Seniorpartner in der Regierung) im 
Jahr 2019 von 28,2 (2014) auf 31,0 Prozent stei-
gern.  

6. Perspektiven 

Ungeachtet der Tatsache, dass Die Linke weiter 
das Amt des thüringischen Ministerpräsidenten 
innehat, wiewohl jetzt in einer Minderheitsregie-
rung (gemeinsam mit der SPD und den Grünen): 
Sie ist in der größten Krise ihrer Geschichte. Dar-
über darf ihre Regierungsbeteiligung in einigen 
Bundesländern nicht hinwegtäuschen. So ging die 
SPD 2021 trotz der massiven Verluste der Partei 
Die Linke in Mecklenburg-Vorpommern eigens 
ein Bündnis mit ihr ein und nicht mehr mit der 
CDU, dem bisherigen Koalitionspartner. Sie ver-
sprach sich davon ein leichteres Regieren. In Ber-
lin hingegen strebte die SPD unter Franziska 
Giffey nach den Abgeordnetenhauswahlen vom 
Februar 2023 als Juniorpartner ein Bündnis mit 
der CDU an, obwohl es trotz der Verluste für alle 
drei Parteien arithmetisch für eine Fortsetzung der 
rot-grün-roten Koalition gereicht hätte. Im Bun-
desland Hessen, in dem Die Linke kontinuierlich 
seit 2008 im Landtag sitzt, dürfte es ihr kaum ge-
lingen, die parlamentarische Repräsentanz nach 
der Wahl am 8. Oktober 2023 zu behaupten. Und 
in Bayern, wo am selben Tag Wahlen stattfinden, 
ist sie ohnehin eine zu vernachlässigende Größe. 

Die Linke wird künftig vermutlich das sein, 
was die PDS bis 2005 war, eine ostdeutsche Regi-
onalpartei. Allerdings ist eine solche Aussage aus 
verschiedenen Gründen nur mit Vorbehalt zu 

treffen, wie überhaupt Prognosen bei der Partei 
selten eingetroffen sind. Sollten die Grünen mit 
der CDU hinfort weitere Koalitionen bilden (be-
reits jetzt dominieren schwarz-grüne Bündnisse), 
müssten sie aufgrund der Kompromisse mit dem 
Regierungspartner mehr Pragmatismus an den 
Tag legen. Ein Teil linker Wähler, enttäuscht über 
die Grünen, könnte dann für Die Linke votieren, 
zumal diese mittlerweile entschiedener auf Distanz 
zum Putin-Regime geht als früher. Das wäre das 
positive Szenario für sie.  

Das negative: Das Verhältnis zwischen Wa-
genknecht und der Partei hat sich durch das von 
ihr und Alice Schwarzer verfasste „Manifest für 
den Frieden“ weiter verschlechtert. Gemeinsam 
mit Brigadegeneral a.D. Erich Vad riefen sie zu 
einer Friedenskundgebung am 25. Februar 2023 
auf. An ihr beteiligten sich laut Angaben der Ver-
anstalter 50.000 Personen, laut Angaben der Poli-
zei deutlich weniger. Die Parteispitze distanzierte 
sich vom Aufruf und der Demonstration wegen 
ihrer Meinung nach unzureichender Abgrenzung 
gegen rechts. Allerdings ist Die Linke sich uneins 
– so hat etwa Gregor Gysi den Aufruf unterzeich-
net. Verlässt Sahra Wagenknecht mit ihrer Strö-
mung die Partei, würde diese selbst im Osten des 
Landes sich schwertun. Nachdem die Politikerin 
erklärt hatte, nicht mehr für Die Linke zu kandi-
dieren, will sie bis Ende 2023 über eine Partei-
gründung entscheiden. Ob damit zu rechnen sein 
dürfte? Das faktische Scheitern der 2018 unter 
Wagenknechts Ägide gegründeten Sammlungsbe-
wegung „Aufstehen“ ist wohl Warnung genug. 
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1. Einleitung 

Im Oktober 2019 forderte Annalena Baerbock als 
damalige Bundesvorsitzende von Bündnis 90/Die 
Grünen alle demokratischen Parteien zur Zu-
sammenarbeit auf, weil andernfalls „Bundesländer 
unregierbar“ (zit. nach Der Spiegel 2019) werden 
würden. Nach den damaligen Landtagswahlen ge-
staltete sich die Regierungsbildung in Branden-
burg, Sachsen und Thüringen schwierig, denn mit 
zwei ‚Kenia-Koalitionen‘ (jeweils einmal unter 
Führung der SPD und der CDU) sowie einer rot-
rot-grünen Minderheitsregierung mussten drei so-
genannte „nicht-etablierte Koalitionen“ (Gross 
und Niendorf 2017, S. 365) gebildet werden. 

Dies ist auf die starke Zersplitterung (Frag-
mentierung) der Landtage infolge der elektoralen 
Erfolge der AfD einerseits sowie der gleichzeiti-
gen Schwäche von CDU und SPD als den klassi-
schen Volksparteien andererseits zurückzuführen. 
Die Folge sind langwierige Sondierungsgespräche 
und Koalitionsverhandlungen sowie Minderheits-
regierungen, die auf die Unterstützung von Teilen 
der Opposition angewiesen sind. Im Regierungs-
alltag können politische Gestaltungsprozesse ge-

hemmt und/oder wichtige Entscheidungen ver-
zögert beziehungsweise verhindert werden, weil 
die Einigungsprozesse bei drei Koalitionsparteien 
komplexer als bei zwei Parteien sind. Manche 
Bündnisse, die rein rechnerisch über eine parla-
mentarische Mehrheit verfügen würden, werden 
durch die gegenseitige Abgrenzung von Parteien 
(Segmentierung) ausgeschlossen. So lehnt die 
CDU (2018, S. 19) seit ihrem sog. ‚Unvereinbar-
keitsbeschluss‘ „Koalitionen und ähnliche Formen 
der Zusammenarbeit sowohl mit der Linkspartei 
als auch mit der Alternative für Deutschland ab.“ 

Vor diesem Hintergrund sind die Landtags-
wahlen, die im Herbst 2024 in Brandenburg, 
Sachsen und Thüringen anstehen, über die drei 
Bundesländer hinweg von besonderem Interesse: 
Könnte es zu einem Zustand der ‚Unregierbarkeit’ 
kommen? ‚Unregierbarkeit‘ ist kein politikwissen-
schaftlich eindeutig definierter Begriff. Im Fol-
genden wird darunter eine Situation verstanden, in 
der die parlamentarischen Mehrheitsverhältnisse 
keine politisch realisierbaren Koalitionsbündnisse 
ermöglichen. 

Der Beitrag besteht aus zwei Teilen: Zu-
nächst wird die Entwicklung der Parteiensysteme 
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von Brandenburg, Sachsen und Thüringen seit der 
Wiedervereinigung skizziert, denn in allen drei 
Ländern bestanden früher Alleinregierungen von 
SPD beziehungsweise CDU. Anschließend folgt 
eine Analyse dahingehend, welche Regierungs-
konstellationen auf der Grundlage der seit 2019 
veröffentlichten ‚Sonntagsfragen‘ rechnerisch 
möglich und politisch denkbar sind. Im Fazit wer-
den kurz die Auswirkungen des ‚Unvereinbar-
keitsbeschlusses‘ der CDU diskutiert. 

2. Erschwerte Regierungsbildung 
in fragmentierten und 
polarisierten Parteiensystemen 

Für die Untersuchung der Fragmentierung von 
Parteiensystemen auf parlamentarischer Ebene 
wird hier auf den von Markku Laakso und Rein 
Taagepera (1979, S. 4) entwickelten Index zur Be-
rechnung der  „effective number of parties“ zu-
rückgegriffen. Die ,effektive‘ Anzahl unterscheidet 
sich von der rein numerischen Anzahl dadurch, 
dass das Größenverhältnis zwischen den Parteien 
im Parlament berücksichtigt wird.1 Die entspre-
chende Formel2 greift auf die Mandatsanteile der 
Fraktionen zurück. Gegenüber anderen Ansätzen 
wie dem Fraktionalisierungsindex von Douglas 
Rae besteht der „Vorteil dieses Indexes (…) in 
seiner größeren Anschaulichkeit“ (Niedermayer 

2013, S. 87), weshalb er in der Parteienforschung 
„eine deutlich größere Verbreitung gefunden“ 
(ebd.) hat. 

Für die nach der Laasko-Taagepera-Formel 
berechneten Werte der ,effektiven‘ Anzahl von 
Parteien in Brandenburg, Sachsen und Thüringen 
seit der Wiedervereinigung lassen sich unter-
schiedliche Phasen der Entwicklung beobachten: 
Nachdem 1990 noch jeweils fünf Parteien in die 
Landtage einzogen waren, verringerte sich bereits 
vier Jahre später die Anzahl der Fraktionen auf 
drei und die ,effektive‘ Anzahl der Parteien sank 
auf 2,10 bis 2,68. Besonders stark ausgeprägt war 
die Dominanz der sächsischen CDU, die in den 
1990er-Jahren dreimal die absolute Mehrheit ge-
wann. Auch in Brandenburg und Thüringen exis-
tierten zeitweise Alleinregierungen von SPD be-
ziehungsweise CDU. Diese Situation änderte sich 
in den drei Bundesländern allmählich: In Bran-
denburg nahm die Fragmentierung des Landtages 
bereits seit 1999 kontinuierlich zu, so dass erneut 
die Bildung von Koalitionen erforderlich war und 
2019 für die ,effektive‘ Anzahl der Parteien ein 
Rekordwert von 4,83 erreicht wurde. In Sachsen 
und Thüringen setzten die Fragmentierungspro-
zesse erst 2004 beziehungsweise 2009 ein, wobei 
für Sachsen keine lineare Entwicklung zu ver-
zeichnen ist (siehe Tabelle 1). 

Tabelle 1: ,Effektive‘ Anzahl der Parteien und der Regierungsparteien seit 1990 

 Brandenburg Sachsen Thüringen 

,effektive‘ 
 Anzahl der 

Parteien 

Anzahl der 
Regierungs-

parteien 

,effektive‘  
Anzahl der 
Parteien 

Anzahl der 
Regierungs-

parteien 

,effektive‘ 
Anzahl der 
Parteien 

Anzahl der 
Regierungs-

parteien 
1990 3,42 3 2,57 1 3,08 2 

1994 2,31 1 2,10 1 2,68 2 

1999 3,16 2 2,10 1 2,45 1 

2004 3,27 2 3,51 2 2,55 1 

2009 3,74 2 3,67 2 3,80 2 

2014 4,31 2 3,31 2 3,70 3 

2019 4,83 3 3,62 3 4,31 3* 

* Minderheitsregierung 
Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung. 
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Mit der zunehmenden Fragmentierung gestaltete 
sich die Regierungsbildung schwierig, weshalb in 
allen drei Bundesländern ‚nicht-etablierte‘ Koaliti-
onen gebildet wurden. Martin Gross und Tim 
Niendorf (2017, S. 368f.) zufolge gelten Regie-
rungsbündnisse dann als ‚nicht-etabliert‘, wenn die 
beteiligten Parteien in der jeweiligen Formation 
bisher weder im Bund noch im betreffenden Land 
koaliert haben. Gemäß dieser Definition ist die 
‚Ampel-Koalition‘ seit dem Amtsantritt der Bun-
desregierung von Olaf Scholz im Dezember 2021 
deutschlandweit etabliert. 

Wird das Konzept von Gross und Niendorf 
zugrunde gelegt, dann wurden 2019 in allen drei 
hier relevanten Bundesländern ‚nicht-etablierte‘ 
Koalitionen gebildet, wobei in Brandenburg und 
Thüringen – im Gegensatz zu Sachsen – bereits 
früher vergleichbare Situationen bestanden.3 Bei 
den Landtagswahlen 2019 kam es zu erheblichen 
Veränderungen der Parteienlandschaft, denn die 
AfD stellt mittlerweile die zweitstärkste Fraktion 
nach der Partei des jeweiligen Ministerpräsidenten 
(SPD in Brandenburg, CDU in Sachsen, Linke in 
Thüringen). Brandenburg wird seither von SPD, 
CDU und Bündnis 90/Die Grünen regiert. Diese 
Koalition muss seit ihrem Amtsantritt „der schon 
in den ersten Tagen nach der Wahl deutlich ge-
wordenen AfD-Strategie, sie als bloße AfD-Ver-
hinderungskoalition, als Verschwörung des ‚Alt-
parteien‘-Establishments gegen den wahren Wäh-
lerwillen, zu brandmarken, etwas entgegensetzen“ 
(Niedermayer 2020, S. 302). In Sachsen verblieb 
nach einer „Wahl der Superlative“ (Jesse 2020, 
S. 324) eine Regierung aus CDU, Bündnis 90/Die 
Grünen und SPD als einzige rechnerisch mögliche 
und politisch realisierbare Option; eine Koopera-
tion mit der AfD hatten die Christdemokraten 
ausgeschlossen. Besonders kompliziert war die 
Lage in Thüringen. Dort erreichte 2019 kein poli-
tisch realisierbares Bündnis die absolute Mehrheit 
der Mandate. Für eine Regierung mit parlamenta-
rischer Mehrheit hätten Linke und AfD, Linke 
und CDU oder AfD, CDU und FDP zusammen-
arbeiten müssen. Beide Optionen mit Beteiligung 
der Christdemokraten widersprachen dem ‚Un-
vereinbarkeitsbeschluss‘ der Bundespartei; der 
damalige Generalsekretär Paul Ziemiak (zit. nach 
Der Spiegel 2019) sprach von Verbindungen „wie 
Feuer und Wasser“. Dennoch verständigte sich 

die CDU nach der Regierungskrise 20204 mit 
Linken, SPD und Bündnis 90/Die Grünen auf ei-
nen zeitlich befristeten Stabilitätspakt für eine rot-
rot-grüne Minderheitsregierung (vgl. Oppelland 
2020). 

3. Auswertung der 
‚Sonntagsfragen‘: 
Unregierbarkeit nach den 
Landtagswahlen 2024? 

Für die Analyse hinsichtlich der turnusgemäß im 
Herbst 2024 anstehenden Landtagswahlen kön-
nen für Sachsen acht, für Brandenburg 13 und für 
Thüringen 30 ‚Sonntagsfragen‘, die seit dem je-
weils letzten Urnengang bis Ende Februar 2023 
veröffentlicht wurden, ausgewertet werden. Aus 
methodischer Perspektive sind bei ‚Sonntagsfra-
gen‘ als einer Form von standardisierten Befra-
gungen mehrere Aspekte zu beachten: Erstens 
findet eine zufallsbasierte Auswahl eines kleinen 
Teils der Grundgesamtheit statt; von mehreren 
Millionen Wahlberechtigten wird deutlich weniger 
als ein Promille befragt. Zweitens lässt es sich bei 
telefonisch durchgeführten Befragungen nicht 
verhindern, dass „mehr oder weniger explizit be-
stimmte Bevölkerungsgruppen ausgeschlossen“ 
(Tausendpfund 2018, S. 241) werden. Drittens 
können bei politischen Themen, die bei ‚Sonn-
tagsfragen‘ zwangsläufig angesprochen werden, 
Effekte der ‚sozialen Erwünschtheit‘ auftreten, in-
dem die Befragten „nicht wahrheitsgemäß, son-
dern entsprechend der wahrgenommenen gesell-
schaftlichen Erwartung“ (ebd., S. 245) antworten. 
Trotz dieser methodischen Herausforderungen 
kann über mehrere ‚Sonntagsfragen‘ hinweg ein 
Trend abgeleitet werden, auf dessen Grundlage 
eine wissenschaftliche Analyse möglich ist. 
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Tabelle 2: Rechnerische Koalitionsoptionen nach ‚Sonntagsfragen‘ seit den Landtagswahlen 2019 

 Brandenburg Sachsen Thüringen 

Anzahl der ‚Sonntagsfragen‘ 13 8 30 

Zwei-Parteien-Koalitionen 
Große Koalition 2 (15%) 1 (13%) – 
CDU und AfD – 8 (100%) 2 (7%) 
Linke und CDU – – 20 (67%) 
Linke und AfD – – 27 (90%) 

Drei-Parteien-Koalitionen 
SPD, Grüne und FDP 3 (23%) – – 
SPD, CDU und Grüne 13 (100%) 7 (88%) – 
CDU, Grüne und FDP - 4 (50%) – 
SPD, CDU und FDP 6 (46%) 4 (50%) – 
Rot-Rot-Grün 11 (85%) – 13 (43%) 
SPD, CDU und BVB/FW 5 (38%) – – 
AfD, CDU und FDP – – 16 (53%) 

Vier-Parteien-Koalition 
CDU, SPD, Grüne und FDP – 7 (88%) 2 (7%) 

Lesebeispiel: Bei 13 ‚Sonntagsfragen‘ für Thüringen verfügte eine rot-rot-grüne Koalition über eine par-
lamentarische Mehrheit; das entspricht einem Anteil von 43 Prozent an allen berücksichtigten Erhebun-
gen. 
Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage der bis Ende Februar 2023 veröffentlichten ‚Sonntagsfra-
gen‘ (https://www.wahlrecht.de/umfragen/landtage). 
 
In den drei für die Auswertung relevanten Län-
dern ergeben sich unterschiedliche Situationen 
(siehe Tabelle 2): 
 
– In Brandenburg ist bei keiner der 13 ‚Sonn-

tagsfragen‘ eine Situation der Unregierbarkeit 
zu erwarten. Für die seit 2019 regierende 
‚Kenia-Koalition‘ ergab sich stets eine parla-
mentarische Mehrheit; SPD, CDU und 
Bündnisgrüne könnten demnach gemeinsam 
weiterregieren. Zu diesem Bündnis gab es le-
diglich bei einer Erhebung (Oktober 2022) 
keine regierungsfähige Alternative. Bis Sep-
tember 2022 hätte auch eine rot-rot-grüne 
Koalition, wie sie in Thüringen, Berlin und 
Bremen existiert(e), über eine Mehrheit im 
Landtag verfügt und wäre damit eine poli-
tisch denkbare Alternative gewesen. Deutlich 
seltener traf das auf eine Große Koalition 
(ggf. ergänzt um die Brandenburger Vereinig-
ten Bürger/Freien Wähler) sowie auf Bünd-
nisse aus SPD, FDP und Grünen oder CDU 
zu. 

– Bei den acht ‚Sonntagsfragen‘ für Sachsen 
zeichnete sich lediglich für eine Regierung aus 

CDU und AfD kontinuierlich eine parlamen-
tarische Mehrheit ab. Neben einem solchen 
politisch umstrittenen Bündnis existierten al-
lerdings immer mindestens zwei weitere Op-
tionen. Dies waren in den meisten Fällen die 
seit 2019 regierende ‚Kenia-Koalition‘ und 
eine aus CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP bestehende Regierung, die als 
‚Bündnis der politischen Mitte‘ an Koalitions-
formate in der Weimarer Republik erinnert. 
Bei jeweils der Hälfte der ‚Sonntagsfragen‘ 
wäre eine Mandatsmehrheit für eine ‚Deutsch-
land‘- respektive eine ‚Jamaika-Koalition‘ 
möglich gewesen. Aufgrund der Erfahrungen 
in der laufenden Legislaturperiode, zu denen 
häufig öffentlich diskutierte Differenzen zwi-
schen Christdemokraten und Bündnisgrünen 
gehören, könnte eine weitere Zusammenar-
beit von CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
nach der nächsten Landtagswahl zu innerpar-
teilichen Diskussionen führen. Wenn eine 
Koalition mit Beteiligung von Christdemo-
kraten und Bündnisgrünen nicht wieder in-
frage käme, könnte eine Kooperation von 
CDU und AfD das einzige Bündnis mit einer 

https://www.wahlrecht.de/umfragen/landtage


160      Hendrik Träger und Celine Matthies 

parlamentarischen Mehrheit im sächsischen 
Landtag sein. In diesem Kontext ist zu be-
denken, dass manche Akteure der sächsi-
schen CDU eine Zusammenarbeit mit der 
AfD nicht mehr kategorisch ausschließen. 
Ob tatsächlich eine solche Regierung gebildet 
wird, ist auch vom Stärkeverhältnis der Par-
teien bei der Wahl 2024 abhängig. Sollte die 
AfD mehr Mandate als die CDU erhalten, 
wäre es unwahrscheinlich, dass eine Koalition 
dieser Parteien zustande kommt; dann könnte 
eine Situation der potenziellen Unregierbar-
keit entstehen. 

– Deutlich komplexer als in den bisher betrach-
teten Ländern ist die Lage in Thüringen. Dort 
verfügten bei 16 von 30 ‚Sonntagsfragen‘ nur 
politisch kaum vorstellbare Bündnisse aus 
Linke und CDU oder AfD sowie AfD, CDU 
und FDP über eine parlamentarische Mehr-
heit. Dass die Partei von Ministerpräsident 
Bodo Ramelow mit der Partei von Björn Hö-
cke zusammenarbeiten würde, ist aufgrund 
der ideologischen Differenzen unwahrschein-
lich. Bei den anderen Konstellationen würden 
die Thüringer Christdemokraten gegen den 
‚Unvereinbarkeitsbeschluss‘ der Bundespartei 
verstoßen, weshalb ähnliche Debatten inner-
halb der CDU wie nach der Wahl von 
Thomas Kemmerich zum Regierungschef im 
Februar 2020 zu erwarten wären. Bei mehr 
als der Hälfte der ‚Sonntagsfragen‘ – darunter 
sind alle fünf Erhebungen seit Juli 2022 – 
würde also eine Situation der potenziellen 
Unregierbarkeit entstehen. Eine solche Situa-
tion ließe sich verhindern, wenn bei der Wahl 
2024 die amtierende rot-rot-grüne Koalition 
und/oder ein ‚Bündnis der politischen Mitte‘ 
mehr als die Hälfte der Mandate gewinnen 
würde. In den 30 ‚Sonntagsfragen‘ ergab sich 
jedoch nur 13-mal – zuletzt im Dezember 
2021 – eine parlamentarische Mehrheit für 
Rot-Rot-Grün. Auf eine Koalition aus CDU, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP traf 
dies lediglich im Oktober 2021 und im April 
2022 zu. 

4. Fazit 

Mit Blick auf die Landtagswahlen 2024 ist nach 
Auswertung der ‚Sonntagsfragen‘ nicht auszu-
schließen, dass in Sachsen und vor allem in Thü-
ringen lediglich Regierungsbündnisse jenseits der 
bisher als etabliert geltenden Koalitionen über eine 
parlamentarische Mehrheit verfügen. Dies stellt 
die Parteien vor große Herausforderungen; insbe-
sondere die CDU befindet sich in einem strategi-
schen Dilemma: Einerseits steht der ‚Unverein-
barkeitsbeschluss‘, in dem Kooperationen mit der 
AfD und der Linken ausgeschlossen werden. An-
dererseits erschweren das Wahlverhalten und – 
daraus folgend – die Struktur der Parteienland-
schaft in Ostdeutschland eine gleichzeitige Ab-
grenzung in beide Richtungen. Es gibt aber bereits 
einige Abweichungen von der Beschlusslage, wie 
der ,Stabilitätspakt‘ von Rot-Rot-Grün und CDU 
in Thüringen, Parlamentsbeschlüsse mit Stimmen 
von CDU und AfD5 sowie innerparteiliche De-
batten (auch auf kommunaler Ebene) zeigen. Die 
Christdemokraten sollten vor den Wahlen ent-
scheiden, wie sie mit politisch komplizierten 
Mehrheitsverhältnissen in den Landtagen umge-
hen würden. Obgleich es schwerfällt, müsste die 
Bundespartei ihren Landesverbänden Entschei-
dungsspielräume lassen. In einer vergleichbaren 
Situation befand sich die SPD in den 1990er-
Jahren, als über rot-rote Koalitionen diskutiert 
wurde. Bei den innerparteilichen Debatten ist zu 
bedenken, dass sowohl eine Phase der Unregier-
barkeit als auch Neuwahlen mit ungewissem Aus-
gang (bspw. ähnliche oder noch schwierigere 
Mehrheitsverhältnisse als zuvor) keine empfeh-
lenswerten Optionen sind. 

Anmerkungen 
 
1 Der Unterschied zwischen der numerischen 

und der ,effektiven‘ Anzahl der Parteien lässt 
sich am Beispiel des aktuellen Bundestages 
verdeutlichen: Die 736 Sitze sind auf sechs 
Fraktionen und einen fraktionslosen Abge-
ordneten des Südschleswigschen Wählerver-
bandes (SSW) aufgeteilt. Die ,effektive‘ An-
zahl liegt mit 4,83 deutlich unter dem numeri-
schen Wert. 
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2 Der Index nach Laakso und Taagepera wird 

nach der folgenden Formel berechnet: 
𝑁𝑁 = 1

∑ 𝑝𝑝𝑖𝑖
2𝑛𝑛

𝑖𝑖=1
. N gibt die ,effektive‘ Anzahl der 

Parteien an. Der Nenner ergibt sich aus der 
Summe der quadrierten Mandatsanteile aller 
im Parlament vertretenen Parteien. 

3 In Brandenburg wurden 1990 eine Koalition 
aus SPD, FDP und Bündnis 90 sowie 2009 
eine rot-rote Regierung gebildet. In Thürin-
gen war das rot-rot-grüne Bündnis nach der 
Landtagswahl 2014 die erste ‚nicht-etablierte‘ 
Koalition. 

4 Im Februar 2020 wurde Thomas Kemmerich 
(FDP) aufgrund des Abstimmungsverhaltens 
der AfD zum kurzzeitigen Ministerpräsiden-
ten gewählt. 

5 Am 1. Februar 2023 beschlossen im Thürin-
ger Landtag „Abgeordnete von AfD, CDU 
und FDP zusammen eine Änderung des 
Spielhallengesetzes“ (MDR Thüringen 2023). 
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Europäische Stabilitätspolitik (am Ende?):  
Der Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) 

Roland Sturm 
 
 
 
 
 
1. Warum gibt es den SWP?1 

Die Einführung des Euro 1999 (als allgemeines 
Zahlungsmittel 2002) wurde in den Ländern mit 
starker Währung (in Deutschland die DM) kontro-
vers diskutiert2. Für Deutschland bedeutete die 
Einführung des Euro einen finanziellen Verlust. 
Kredite mussten nun mit höheren Zinsen bedient 
werden. Für Bundeskanzler Helmut Kohl war das 
politische Ziel der Vertiefung der europäischen In-
tegration, gestützt auch auf die Präferenzen Frank-
reichs, vorrangig. Der Verlust an Stärke der gemein-
samen Währung sollte dadurch möglichst geringge-
halten werden, dass der Euro das Stabilitätsniveau 
der DM erreichen würde (also mit entsprechend 
niedrigen Zinsen für Kredite). Symbolisch wurde 
dieser Wunsch umgesetzt durch die der Wahl des 
Bundesbankstandortes Frankfurt am Main als 
Standort der Europäischen Zentralbank (EZB). 
Ökonomisch leisteten vier Bestimmungen des Ver-
trags von Maastricht 1992 „Hilfestellung“, von de-
nen allerdings nur zwei sich auf nachprüfbare Zah-
lenwerte beziehen. In einem Protokoll (heute: Lis-
sabon Vertrag, Protokoll Nr.12, Artikel 1) nennt 
der Maastrichter Vertrag konkrete Referenzwerte, 
die anzustreben seien: „3 Prozent für das Verhältnis 

zwischen dem geplanten oder tatsächlichen Defizit 
und dem Bruttoinlandprodukt zu Marktpreisen und 
60 Prozent für das Verhältnis zwischen dem öffent-
lichen Schuldenstand und dem Bruttoinlandpro-
dukt zu Marktpreisen.“ Den Euro sollten nur jene 
Länder einführen, die durch die Beachtung dieser 
Grenzwerte „übermäßige“ Defizite vermeiden. 

Bei der Einführung des Euro sah man in ei-
ner Reihe von EU-Staaten aus politischen Grün-
den allerdings großzügig vor allem über das 60 
Prozent-Ziel hinweg. Die erforderliche Konver-
genz der Wirtschaftsentwicklung war 1999 nur 
unzureichend erreicht. Von Beginn an wurden die 
Maßstäbe für noch akzeptable Defizite kritisiert. 
Die Werte von jährlich drei Prozent des BIP beim 
Jahreshaushalt und sechzig Prozent des BIP beim 
Schuldenstand seien zu beliebig: eine Defizitbe-
grenzung würde zu einer wachstumsfeindlichen 
Ausgabenbegrenzung führen, und Haushaltspoli-
tik sei doch weiter eine nationale Angelegenheit, 
trotz gemeinsamer Währung – ein Paradox, wie 
sich in den Folgejahren zeigen sollte. Die Überle-
gung der Befürworter der Maastricht-Kriterien 
war, dass, wenn Eurostaaten durch die Defizitbe-
grenzung nicht mehr der bequeme Weg der 
Staatsverschuldung zur Verfügung stünde, um 
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staatliche Aufgaben oder auch nur Wahlgeschenke 
zu finanzieren, dann würde ihnen nichts anderes 
übrig bleiben, als ihre Wirtschaft und Gesellschaft 
zu reformieren, um wettbewerbsfähig zu bleiben 
und das Niveau ihrer Wirtschaftserfolge zu ver-
bessern.  

Eine solche Argumentation zur Verteidigung 
der Maastricht-Kriterien warf aber mindestens 
zwei Fragen auf: 1. Waren die Defizitkriterien 
ernst gemeint? Nicht nur für die Deutschen, die 
ihre stabile Währung aufgeben mussten und deren 
Wahrnehmung der Geldwertstabilität von histori-
schen Währungskrisen (1923, 1948) geprägt war, 
war das eine wichtige Frage. Der französische 
Kommissionspräsident Jacques Delors prägte das 
geflügelte Wort: „Nicht alle Deutschen glauben an 
Gott, aber alle an die Deutsche Bundesbank.“ 2. 
Wer garantiert die Einhaltung der Defizitkriterien, 
wenn die Kompetenz zu deren Durchsetzung 
nicht europäisch wird, wenn also haushaltspoliti-
sche Angelegenheiten weiterhin in die Kompetenz 
nationaler Regierungen fallen? 

Die einzig mögliche Antwort auf das Prob-
lem, dass beispielsweise drei Prozent jährliche 
Nettoneuverschuldung auch drei Prozent meint, 
wie der damalige deutsche Finanzminister Theo 
Waigel betonte, war ein Rückgriff auf Mechanis-
men der klassischen zwischenstaatlichen Ver-
tragspolitik. Der Europäischen Kommission blieb 
bei der Implementation von Stabilitätspolitik bloß 
die Rolle der Hilfestellung. Der Europäische Rat 
verabschiedete 1996 einen Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt, der das Ziel verfolgte, die Konvergenz 
der wirtschaftlichen Entwicklung in den Euro-
Ländern zur Daueraufgabe zu machen. 

2. Reformversuche 

Der Stabilitäts- und Wachstumspakt startete be-
reits als Kompromiss. Er konnte nicht Stabilitäts-
pakt heißen, weil seine Gegner die Tür zur Staats-
verschuldung offenhalten wollten, mit dem Ar-
gument, zugunsten von Ausgabenpolitik zur 
Wachstumsförderung seien strikte Defizitgrenzen 
zu vermeiden. Über die Ausnahme von Naturka-
tastrophen hinaus wurde eine Öffnungsformel 
geprägt, die besagt, dass sich die Eurostaaten auch 
bei außergewöhnlichen Ereignissen, die sich der 

Kontrolle eines Mitgliedstaates entziehen und er-
hebliche Auswirkungen auf die Finanzlage eines 
Eurolandes haben, nicht mehr an die Maastricht-
Kriterien halten müssen. Ein Automatismus von 
Strafzahlungen beim Ignorieren der Defizitgren-
zen wurde abgelehnt. Der Beschluss über Sankti-
onen wurde aus dem europäischen Kontext ausge-
lagert und dem Europäischen Rat übertragen, also 
an die zwischenstaatliche Willensbildung gebun-
den. Bis heute liegt kein einziger Sanktionsbe-
schluss vor. Der Stabilitäts- und Wachstumspakt 
erwies sich in der Praxis als zahnlos. 

Die bisherigen Reformversuche haben vor al-
lem versucht, unterhalb der Schwelle von Konflikt 
und durch Überzeugungsarbeit der Europäischen 
Kommission, moralischen Druck aufzubauen. Die 
Kommission formuliert jährlich Empfehlungen zu 
nationalen Haushalten. Hinzu kamen Formel-
kompromisse, wie eine Ausweitung der Politikfel-
der, die nicht vom Stabilitäts- und Wachstumspakt 
erfasst werden, was die Einhaltung des SWP er-
leichtern sollte. All dies, um die Idee der Defizit-
kontrolle und damit die Stabilität des Euro zu ret-
ten. Herausgefordert wurden europäische Strate-
gien aber immer wieder durch nationale Haus-
haltspolitiken, die die Defizitgrenzen des SWP ig-
norierten. Zwischen 2002 und 2019 lag deren 
Einhaltungsquote im Durchschnitt aller Eurolän-
der nur bei ca. 60 Prozent.3 Die Deutsche Bun-
desbank urteilt: „Die europäischen Fiskalregeln 
haben sich unbefriedigend entwickelt. Ihre An-
wendung ist kaum noch nachvollziehbar. Gerade 
sehr hohe Schuldenquoten sanken auch in den 
günstigen Zeiten der letzten Jahre vielfach kaum. 
Die Haushaltsüberwachung wirkte offenbar nicht 
auf weitere Konsolidierungsschritte hin, und sogar 
strukturelle Lockerungen blieben ungeahndet. Es 
besteht Reformbedarf.“4 

Der SWP wurde schon in der Vergangenheit 
mehrfach reformiert. 2005 war der Anlass der Re-
form, dass wichtige Euroländer, wie Deutschland 
(von 2002 bis 2006) und Frankreich das drei-
Prozent-Ziel der jährlichen Neuverschuldung 
nicht einhielten. Unter dem Vorwand, den SWP 
„einfacher und transparenter zu machen“, wurden 
die Ausnahmen, die ein Überschreiten der Defi-
zitgrenzen erlauben, massiv erweitert. So zählten 
nun zum Beispiel jegliches Schrumpfen der Wirt-
schaft, unterdurchschnittliche Wachstumsraten, 
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die Verwirklichung der Reformen des Lissabon-
Vertrags, Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung, die Qualität der öffentlichen Finanzen, Aus-
gaben für internationale Solidarität („Entwick-
lungshilfe“), Ausgaben für Verteidigung und eu-
ropäische Integrationsziele oder die Kosten für 
Rentenreformen zu den Ausnahmetatbeständen.  

2010 schlug als Reaktion auf die Finanzkrise 
von 2007/8 das Pendel in die Gegenrichtung aus. 
Der SWP sollte nun gehärtet werden. Finanzkri-
sen, die sich aus der mangelnden Solidität nationa-
ler Haushaltspolitiken entwickeln können, sollten 
vermieden werden. Sanktionen bei Nichtbeach-
tung des SWP wurden aber 2010 umgehend bei 
einem deutsch-französischen Spitzentreffen in 
Deauville von Präsident Nicolas Sarkozy und 
Bundeskanzlerin Angela Merkel ausgeschlossen. 
Die Eurofinanzminister, die gleichzeitig an Vor-
schlägen zur Überarbeitung des SWP arbeiteten, 
mussten die eigenmächtigen deutsch-französi-
schen Vorgaben nachträglich akzeptieren.  

Vorausschauend sollte der „präventive Arm“ 
des SWP gestärkt werden. Das hieß unter ande-
rem die Wachstumsrate der Staatsausgaben sollte 
die Rate des Potentialwachstums der Wirtschaft 
eines Landes nicht übersteigen. Bei Abweichun-
gen der Defizitgrenze von 0,5 Prozentpunkten des 
BIP in einem oder von 0,25 in zwei aufeinander 
folgenden Jahren, sowie bei lückenhaften Anga-
ben zum Defizit wurde eine Kautionszahlung von 
0,2% des BIP angedroht. Um Sanktionsdrohun-
gen glaubhafter zu machen, trat neben die Mög-
lichkeit der Entscheidung im Ministerrat über ei-
nen entsprechenden Kommissionsvorschlag mit 
qualifizierter Mehrheit, die Möglichkeit der Sank-
tionierung einen Monat später, wenn eine einfache 
Mehrheit im Ministerrat nicht dagegen stimmt. 

Gestärkt wurde auch, zumindest als Festle-
gung, der korrektive Arm des SWP, also die For-
derung nach Einhaltung der Defizitkriterien. Bis-
her war das 60%-Ziel (BIP des Schuldenstandes) 
faktisch ignoriert worden. Jetzt sollten Defizitver-
fahren auch wegen des Verstoßes gegen dieses 
Kriterium möglich sein. Bei Nichterfüllung dieses 
Maastricht-Kriteriums wurde eine Kaution, ge-
folgt von einem Bußgeld von 0,2% des BIP, an-
gedroht. Sanktionsempfehlungen der Kommission 
konnten nur noch mit qualifizierter Mehrheit zu-
rückgewiesen werden (quasi automatische Sankti-

onen, weil das Gegenteil der aktiven Zustimmung 
einer Zweidrittelmehrheit gefordert wurde). Zu-
dem sollte ein Land mit einer Verschuldung von 
über 60% die Differenz zu diesem Referenzwert 
jährlich um ein Zwanzigstel (im Durchschnitt der 
drei vergangenen Jahre) abbauen.  

Hinzu kamen Maßnahmen zur Bekämpfung 
„makroökonomischer Ungleichgewichte“, womit 
vor allem der deutsche Exportüberschuss gemeint 
war. Der SWP sollte sich eben nicht nur mit den 
Krisenländern befassen. Auch hier war eine Kau-
tion von 0,1% des BIP vorgesehen und spätere 
Bußgeldzahlungen. 

3. Ende des SWP? 

Die praktische Bedeutungslosigkeit des SWP wur-
de verstärkt durch die beiden letzten großen Kri-
sen in Europa: Die Corona-Krise und die Ukrai-
ne-Krise. Beide rechtfertigten staatliche Ausga-
benprogramme, die keine Rücksicht auf nationale 
Defizite nahmen. Der SWP wurde 2020 von der 
EU-Kommission außer Kraft gesetzt. Schon im 
ersten Quartal des Jahres 2021 lag die durch-
schnittliche Schuldenquote der EU-Länder nicht 
wie erstrebt bei 60%, sondern bei 100% des BIP. 
Im Einzelnen hieß das beispielsweise Griechen-
land: 209,3%; Italien: 160,0%; Portugal: 137,2%; 
Zypern: 125,7%; Spanien: 125,2%; Belgien: 
118,6%; Frankreich: 118,0%; Deutschland: 71,2%. 
Unter der 60%-Marke lag nur noch die Staatsver-
schuldung der Niederlande, der baltischen Staaten 
sowie von Luxemburg und Malta.5 

Für die Länder mit hohen Staatsschulden ist 
das Ziel der Währungsstabilität in die Ferne ge-
rückt. Sie interessiert vor allem eine ungebremste 
Ausgabensouveränität. Diese könnte dadurch er-
reicht werden, dass der SWP keine allgemeingülti-
gen Vorgaben mehr macht.6 Jedes Land würde 
dann mit dem, dieses Modell ebenfalls favorisie-
renden italienischen EU-Wirtschaftskommissar 
Paolo Gentiloni getrennt verhandeln und sich ei-
nen SWP für nationale Bedürfnisse zu Recht 
schneidern lassen7. Die Verschuldungsparameter 
wären dann Gegenstand bilateraler Verhandlun-
gen mit national unterschiedlichen Ergebnissen, 
trotz gemeinsamer Währung. Der Übergang zu 
diesem paradoxen Modell der nationalen Politik 
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im Rahmen einer supranationalen Währung ist 
wohl in der Eurozone nicht mehrheitsfähig. Die 
deutsche Ampelkoalition baut eher darauf, unter 
anderem Schulden für sozialökologische Investiti-
onen in Zukunft nicht mehr auf die Staatsver-
schuldung anrechnen zu müssen. In diesem Zu-
sammenhang klingt es nicht überzeugend, dass 
sich ausgerechnet die Kommission für effektivere 
Sanktionen (die es ja noch nie gegeben hat) aus-
spricht. Die Höhe der Strafzahlungen, so die 
Kommission, sollten niedriger sein, aber leichter 
greifen, weil man ja Mittel aus europäischen 
Fonds zurückhalten könne. Hier ist wohl keine 
Zustimmung der Mitgliedsländer zu erwarten. 

Entsprechend negativ fallen Pressekommen-
tare aus: „Hinter dieser Idee steht eine doppelte 
Anmaßung: eine ökonomische und eine politische. 
Zum einen erhebt die Kommission den An-
spruch, die Finanzpolitik der Mitgliedstaaten zent-
ral von Brüssel aus, steuern zu können. Zum an-
deren will sie die Budgetaufsicht endgültig politi-
sieren: Jedes Land soll behandelt werden, wie es 
gerade opportun ist. […] Dem zweiten Grund – 
einem Mangel an glaubwürdigen Strafen für Re-
gelverstöße will die Kommission mit der putzigen 
Idee sogenannter ‚Reputationssanktionen‘ begeg-
nen. Damit ist gemeint, dass die Finanzminister 
Regelverstöße vor dem EU-Parlament rechtferti-
gen müssen. Es ist weder zu erwarten, dass 
dadurch irgendeine Reputation Schaden nimmt, 
noch dass sich dadurch eine Politik ändert.“8  

Die Deutsche Bundesbank schlägt Reformen 
innerhalb des SWP vor, die die derzeitige politi-
sche Logik der SWP-Reformen überwinden könn-
ten, z.B.: (Reform 1) Das Taktieren der Kommis-
sion sollte durch ein unabhängiges Überwa-
chungsgremium überwunden werden: „Die zu-
ständige Behörde sollte ein klares und enges Man-
dat haben, also insbesondere keine konkurrieren-
den Ziele verfolgen. Sie sollte die Staatsfinanzen 
überwachen und die Finanzplanungen prüfen. Ih-
re Aufgaben wären es, tatsächliche und drohende 
Regelverstöße aufzuzeigen, Konsolidierungsbe-
darfe zu benennen sowie Verfahrensschritte und 
Sanktionen zu empfehlen. Ihre Ermessensspiel-
räume wären eng zu begrenzen.“9 Es ist leider no-
torisch schwierig, die Politik durch ausgelagerte 
Rationalität vor sich selbst zu schützen.10 (Reform 
2) Das Setzen auf strukturelle Defizite, also unter 

Umgehung konjunktureller Schwankungen, klingt 
zwar überzeugend, ist praktisch aber schwierig 
umzusetzen, zum einen, weil gesicherteres Wissen 
über den Konjunkturfaktor beim Zustandekom-
men des Defizits erst ex post vorliegt und weil die 
Berechnung struktureller Defizite umstritten 
bleibt. (Reform 3) Schwankungen nationaler Fi-
nanzbedarfe könnte durch sogenannte Rainy-Day-
Funds vorgebeugt werden: „Die Grundidee eines 
solchen Fonds ist, Mittel in guten Zeiten anzuspa-
ren, um für künftige Bedarfe vorzusorgen.“11 Für 
die Umsetzung dieser Idee in der politischen Rea-
lität fällt einem allerdings sofort die Geschichte 
des Hundes ein, der einen Wurstvorrat anlegen 
soll. 

4. Wohin geht es? 

Überraschenderweise hat die Europäische Kom-
mission alle Bedenken gegenüber ihrer Idee der 
national unterschiedlichen Behandlung des Defi-
zitproblems zur Seite geschoben. Sie handelte wie 
eine gewählte Regierung (was sie nicht ist). Auf 
der Grundlage eines Konsenspapiers, an dessen 
Kompromissformel die Vertreter der Mitgliedstaa-
ten beteiligt waren, das aber im Wesentlichen den 
Empfehlungen der Kommission folgte, versuchte 
diese im März 2023 Tatsachen zu  schaffen. Die 
Beurteilung von Staatsschulden sollte nun landes-
spezifisch an der Schuldentragfähigkeit jedes Lan-
des gemessen werden. Mit anderen Worten: es 
gibt keine allgemein verbindlichen Defizitkriterien 
mehr, und so lange die Märkte keine problemati-
sche Reaktion zeigen, ist jeder Umfang der Staats-
verschuldung akzeptabel.  Die neue Interpretation 
des Stabilitäts- und Wachstumspaktes verband die 
Kommission mit der Aufforderung an die Mit-
gliedstaaten, ihre Haushaltsplanungen für das Jahr 
2024 daran auszurichten. 

Mit diesem Vorgehen wartete die Kommissi-
on weder die Entscheidung im Ministerrat ab, der 
dem Konsenspapier zustimmen sollte, noch die 
Entscheidung im Europäischen Parlament. Beides 
für die europäische Gesetzgebung zwingend vor-
geschrieben. Umstritten war auch, dass die Kom-
mission beabsichtigte, den Schuldenabbau auf vier 
bis sieben Jahre zu strecken und diesen zu kon-
trollieren. Wie die Staatsschulden berechnet wer-
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den sollen (was zählt als Schulden, was nicht?) ließ 
sie aber im Dunkeln. Letzteres würde die Schul-
denkontrolle vollends der Willkür der Europäi-
schen Kommission aussetzen. 

Am 14. März 2023 bremsten die EU-
Finanzminister die Kommission. Sie forderten, 
dass sich die Kommission vor der Abfassung ei-
nes Gesetzentwurfs zur Neufassung des Stabili-
täts- und Wachstumspaktes noch einmal mit den 
Mitgliedstaaten berät. Die bisherigen Regeln des 
Paktes seien in Kraft und nicht, wie die Kommis-
sion meinte, obsolet, weil nun die neuen Regeln 
gelten, die sich die Kommission wünscht. Die 
Kommission räumte nach der Intervention der 
Finanzminister ein, sie würde ihre Maßstäbe zur 
Bewertung der Staatsverschuldung am geltenden 
Regelwerk orientieren. Die amtierende schwedi-
sche Ratsvorsitzende deutete an, dass damit die 
Entscheidung über die Zukunft des Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes erst einmal verschoben sei, 
mindestens bis zum Beginn der spanischen Rats-
präsidentschaft in der zweiten Jahreshälfte 2023. 12  

„Die Einhaltung der Fiskalregeln ist stark von 
der wirtschaftlichen Lage abhängig“, stellt der 
Sachverständigenrat fest.“ So ist die Einhaltungs-
quote in den gemeinsamen Krisenjahren 2009 und 
2010 sowie 2020 und 2021 besonders gering.“13 
Inzwischen schafft die Aussetzung des SWP einen 
Gewöhnungseffekt. Die Ausgabenneigung in der 
Politik hat zudem, auch wegen der wachsenden 
Rolle von Staatseingriffen in Wirtschaft und Ge-
sellschaft zur Gefahrenabwehr, aber auch zur Be-
werkstelligung einer Reihe von Politikwenden, e-
her zugenommen. Es wird schwer werden, nach 
dem Ende (?) der Krisen, einen Neustart des SWP 
zu legitimieren und durchzusetzen. Dennoch gilt 
das Diktum der Bundesbank: „Solide Staatsfinan-
zen sind wichtig für die Stabilität der Währungs-
union. Sie ermöglichen, dass die Mitgliedstaaten 
finanzpolitisch handlungsfähig sind, und sichern 
eine stabilitätsorientierte Geldpolitik ab.“14 
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Zusammenfassung: 
Niedersächsische Ortschaftsverfassung bedeutet Tradition und Beständigkeit. Aber inwieweit wird sie den 
heutigen Gegebenheiten (u.a. sinkende Wahlbeteiligungen) gerecht? Dies wird im Beitrag anhand der Rol-
lenbilder der politischen Mandatsträger auf der niedersächsischen Ortschaftsebene diskutiert. 

1. Einleitung* 

Im Jahr 2021 kam es in insgesamt 79 Prozent der deutschen Kommunen zu Beleidi-
gungen, Bedrohungen oder in einigen schwerwiegenden Fällen zu körperlichen An-
griffen gegenüber Gemeindevertretern1 und ihren Mitarbeitern (Erhardt 2021). Ge-
meinden mit weniger als 20.000 Einwohner erreichen damit ein vergleichbares Niveau 
wie größere Städte (ebd.). Dies könnte ein Grund dafür sein, weshalb sich die Anzahl 
der möglichen Kandidaten für kommunalpolitische Ämter drastisch reduziert hat. Ak-
tuell ist auf kommunalpolitischer Ebene von einer „Personalknappheit“ (Breyer-May-
länder 2019: 5) oder „Bewerberflaute“ (Abberger 2013) auszugehen. Diesem Trend 
gegenläufig ist der hohe Stellenwert lokaler Themen für die Bürger sowie die Bedeu-
tung kooperativer und direktdemokratischer Beteiligungsformate auf kommunalpoliti-
scher Ebene (Bogumil 2017: 129, 131). 

Kommunale Mandatsträger erfüllen dabei als Akteure der Umsetzung kommuna-
ler Selbstverwaltung eine zentrale Funktion im föderalen Gefüge der BRD. Als Ver-
treter der Politik sind sie Repräsentanten und Ausdruck politischer Willensbildung vor 
Ort und verfügen über ein spezifisches Verständnis der Bürger. Deshalb erstaunt es, 
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dass Mandatsträger auf Kommunalebene bisher kaum Gegenstand wissenschaftlicher 
Studien sind: „Unser Wissen über Kommunalpolitiker in Deutschland, ihre Sicht auf 
die eigene Arbeit, ihre Einstellungen zu wesentlichen Fragen lokalen ‚Regierens‘, ihr 
Verhältnis zur Bürgerschaft […] ist verglichen mit unserem Wissen über nationale 
Repräsentanten eher gering“ (Tausendpfund/Vetter 2017: 2). Erkenntnisse zu den 
Rollenbildern kommunaler Mandatsträger könnten jedoch dazu beitragen, dass politi-
sche Entscheidungsprozesse sowie seine Ergebnisse insgesamt nachzuvollziehen sind 
(Klingelhöfer 2017: 256). Dies wiederum verspricht Erkenntnisse hinsichtlich des 
Verhältnisses von Bürgern und ihren gewählten Vertretern und leistet somit einen 
wichtigen demokratietheoretischen Beitrag. 

Aufgrund der Föderalstrukturen unterscheiden sich Kontext sowie Strukturen der 
Kommunalebene je Bundesland. Dementsprechend bestehen auch Unterschiede hin-
sichtlich der Mandatsträger. Im Bundesland Niedersachsen, welches im Zentrum des 
vorliegenden Beitrags steht, werden alle fünf Jahre ehrenamtliche Mandatsträger zur 
Besetzung der Kommunalvertretungen gewählt. Dies betrifft auch die Mandate auf 
Ortschaftsebene, die ebenfalls kaum wissenschaftlich untersucht wurden2 und die das 
Resultat der sogenannten Ortschaftsverfassung in Niedersachsen sind. 

Bei der niedersächsischen Ortschaftsverfassung handelt sich um ein traditionsrei-
ches Instrument, das bis heute fast unverändert fortgeführt wird, lediglich Geset-
zesanpassungen von eher untergeordneter Bedeutung hat es gegeben. Trotz Überprü-
fungen der niedersächsischen Kommunalverfassung (u.a. durch Enquete-Kom-
missionen 1978 und 1991; vgl. Niedersächsischer Minister des Innern 1978: 98f.; 
Niedersächsischer Landtag 1994: 126-128) sowie fortschreitender Veränderungen der 
Rahmenbedingungen für die Kommunalpolitik, blieben weitreichende Weiterentwick-
lungen oder eine Reform der niedersächsischen Kommunalverfassung aus. 

Dabei wirken sich gerade abnehmende Kandidaturen bei den Kommunalwahlen 
(mit Ausnahme der Kreistags- und Stadtratswahlen) (Königsberg 2017: 277) sowie die 
sinkende Wahlbeteiligung (Schäfer/Schoen 2013: 100f.) quantitativ auf die ehrenamt-
liche Arbeit der kommunalen Mandatsträger und damit auch auf die Mandatsträger 
der Ortschaftsebene als dezentrale Untergliederung einer Gemeinde aus. Gleichzeitig 
ergeben sich vor dem Hintergrund der Forderung nach zusätzlichen Formaten direk-
ter Demokratie und Bürgerbeteiligung auch qualitativ Änderungen für die Mandatstä-
tigkeit. 

Es ergibt sich insgesamt ein spannungsreiches Forschungsfeld, das sich im Hin-
blick auf eine Reformierung der lokalen Demokratie von der untersten Ebene aus zu 
erschließen lohnt. Der vorliegende Beitrag präsentiert Ergebnisse einer qualitativen 
Interviewstudie, die ausgehend von der skizzierten Problemstellung die Rollenbilder 
von Mandatsträgern der Ortschaftsebene untersucht. Dabei sind die Ergebnisse auf-
grund der kleinen Stichprobe (acht Mandatsträger) nur bedingt repräsentativ. 

Nachfolgend wird die Entwicklung der Ortschaftsverfassung Niedersachsens im 
Zusammenhang mit der kommunalen Selbstverwaltung erläutert (2). Anschließend 
wird auf das Rollenbild einschließlich der Dimensionen mit Hilfe des Analyserasters 
von Nadja Wilker eingegangen (Wilker 2019) (3). Aufbauend werden die Ergebnisse 
der empirischen Untersuchung sowie das Bürgerbild als potenzieller Problempunkt 
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der Analyse vorgestellt (4). Ein zusammenfassendes Fazit und ein Ausblick auf die 
mögliche weitere Forschung in den Bereichen der Ortschaftsverfassung sowie der 
Rollenbilder von Mandatsträgern schließen den Beitrag ab (5). 

2. Die Ortschaftsverfassung Niedersachsens als Ausdruck 
kommunaler Selbstverwaltung 

Kommunen gelten im deutschen Mehrebenensystem als die „Schule der Demokratie“ 
und erfüllen daneben wichtige Aufgaben für die Bevölkerung vor Ort (Kuhlmann/ 
Bogumil 2019). Seit dem Jahr 1949 wird den Kommunen das grundgesetzlich veran-
kerte Recht auf kommunale Selbstverwaltung zugestanden, wonach sie alle Angele-
genheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwor-
tung regeln (Deutscher Bundestag 1976: 220). Hierunter fällt auch die niedersächsi-
sche Ortschaftsverfassung, die eine Möglichkeit „dekonzentrierter kommunaler Selbst-
verwaltung“ (Paslat 1969: 290) und einen „gesetzlich auf Dauer integrierte[n] Bestand-
teil des Kommunalverfassungsrechts“ (Benne 1982a: 433) darstellt. 

Die eigentliche Verbreitung der Ortschaftsverfassung in Niedersachsen ist in Ver-
bindung mit der Gemeindereform in den 1970er Jahren zu sehen (Korte/Rebe 1986: 
462). Durch die Möglichkeit des Fortbestands der Ortsteile, sollten die Folgen des 
Verlustes ehemaliger Eigenständigkeit der aufgelösten Gemeinden abgemildert und 
das Zusammenwachsen der neuen Gemeinde erleichtert werden (Thiele 2017: 304). 
Diesbezüglich hat es einen Wandel gegeben: Die Ortschaftsverfassung hat nun das 
Ziel, eine weitergehende Bürgerpartizipation zu gewährleisten (Schmidt 2007: 18), um 
so die bürgerschaftliche Mitwirkung an gemeindlichen Angelegenheiten zu fördern 
(Thiele 2017: 304). Damit soll ein ausgeprägtes Eigenleben innerhalb der Einheitsge-
meinde gewährleistet werden (Benne 1982a: 430). Infolgedessen entwickelten sich aus 
den „Kindern der Gemeindereform“ in den 1970er Jahren (Niedersächsischer 
Minister des Innern 1978: 98) einerseits die „unselbständige Untergliederung einer 
Einheitsgemeinde“ (von Hoerner 2000: 25) sowie andererseits die „dritte kommunale 
Ebene unterhalb von Gemeinde und Kreis“ (Grögel/Manthey 1978: 56). Diese Un-
tergliederung findet nach § 90 Abs. 1 S. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG)3 ihren Ausdruck in den Ortschaftstypen eines gewählten 
Ortsrats mit einem vorsitzenden Ortsbürgermeister oder eines bestellten Ortsvorste-
hers. 

Dieser scheinbare Gegensatz von Tradition und Moderne unterstreicht die ein-
gangs skizzierte Problemstellung: Bei der niedersächsischen Ortschaftsverfassung 
handelt es sich um ein historisch gewachsenes Instrument, welches heute in einem po-
tenziellen Widerspruch zu aktuellen Herausforderungen lokaler Partizipation steht. 
Schließlich haben sich die Zielsetzungen, nicht jedoch die gesetzlichen Vorgaben der 
Ortschaftsverfassung verändert. Zusätzlich sind die Mandatsträger der Ortschaftsebe-
ne mit Herausforderungen einer allgemein zu beobachtenden und wachsenden Poli-
tik-, Parteien- und Politikerverdrossenheit konfrontiert (Möltgen-Sicking 2019: 88). 
Dieses Spannungsverhältnis gibt Anlass für eine Überprüfung der niedersächsischen 
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Ortschaftsverfassung und wirft die Frage auf, ob es sich dabei um eine zeitgemäße 
Gesetzesgrundlage handelt. 

3. Analyseraster des Rollenbildes von Mandatsträgern 

Aus theoretischer Sicht existiert hinsichtlich des Rollenbildes kommunaler Mandats-
träger kein einheitliches Begriffsverständnis, vielmehr werden in wissenschaftlichen 
Studien synonyme Begrifflichkeiten (u.a. „Werte-Rolle“ in Turner 1990: 87f., „Rollen-
verständnis“ in Wilker 2019: 109) verwendet. Diese Begriffe gehen von der normati-
ven Annahme aus, dass es beim Rollenbild oder beim Rollenverständnis kommunaler 
Mandatsträger darum geht, „wie sie Politik machen sollten“ (Klingelhöfer 2017: 258, 
Hervorhebung d. Verf.). 

Für ein tiefergehendes Verständnis der Rollenbilder von Mandatsträgern entwi-
ckelte Nadja Wilker ein Analyseraster (Wilker 2019: 146). Es umfasst einerseits die 
(Eigen-)Wahrnehmung von Mandatsträgern und ihrer Rolle (Repräsentationsrolle) 
und andererseits ihre Wahrnehmung der Rolle der Bürger (Bürgerrolle) (ebd.: 146f.). 
Beide Ebenen werden – wie in der Abbildung 1 erkennbar – in insgesamt sieben Di-
mensionen operationalisiert (ebd.: 148). 
 
Abbildung 1: Analyseraster Rollenverständnis 

 
Quelle: Wilker 2019: 152. 
 
Auf Basis des Ansatzes ist es so möglich, Rollenbilder von kommunalen Mandatsträ-
gern umfassend zu erheben, u.a. spielte die Dimension des Bürgerbildes in wissen-
schaftlichen Untersuchungen bisher eine deutlich untergeordnete Rolle und wurde 
kaum untersucht. 
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4. Das Bürgerbild der Mandatsträger als potenzieller 
Problempunkt 

Im Rahmen der Studie wurden Interviews mit jeweils einem Ortsvorsteher sowie ei-
nem Ortsbürgermeister von insgesamt vier kreisangehörigen Gemeinden des Bundes-
landes Niedersachsen (bis 20.000 Einwohner) geführt. Ihre Aussagen wurden ausge-
hend von der von Nadja Wilker entwickelten Matrix analysiert und unter Zuhilfe-
nahme anderweitiger empirischer Erhebungen (u.a. zur Kommunalebene) interpretiert. 

Zunächst gab es hinsichtlich der Dimensionen der Repräsentations- sowie der 
Bürgerrolle nur geringfügige Unterschiede zwischen den Ortschaftstypen des Orts-
bürgermeisters als Vorsitzender eines Ortsrats sowie des Ortsvorstehers. Aufgrund 
der gesetzlichen Unterscheidung, der unterschiedlichen Rahmenbedingungen (u.a. 
Agieren im Gremium, Legitimation) sowie der gesetzlich abgestuften Befugnisse, wä-
ren mehr Unterschiede im jeweiligen Rollenbild und damit ein differenzierteres Er-
gebnis der Dimensionen erwartbar gewesen. Die geringfügigen Unterschiede spre-
chen jedoch dafür, dass der Ortschaftstyp für das Rollenbild kaum Relevanz besitzt. 
Sie sind ferner Indiz für die in der Vergangenheit festgestellte identische kommunal-
verfassungsrechtliche Bedeutung beider Ortschaftstypen (Benne 1982b: 72f.). Die Er-
gebnisse sind in Abbildung 2 zusammengefasst. 
 
Abbildung 2: Ergebniszusammenfassung der Analyse der Rollenbilder 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Bei der Interessenvertretung hatten alle Mandatsträger einen ausprägten Fokus auf ih-
re Rolle als politischer Repräsentant der gesamten Ortschaft, ggf. hatten einzelne 
kommunalpolitische Gruppierungen (u.a. Vereine) hierbei eine gesonderte Bedeutung. 

Eine deutliche Hemmung ließ sich jedoch hinsichtlich der Politikgestaltung fest-
stellen. Aufgrund ihrer geringfügigen Gestaltungs- und Einflussmöglichkeiten übten 
die Mandatsträger Politikgestaltung lediglich über Mandate in übergeordneten politi-
schen Ebenen (u.a. Gemeindeebene) aus. Für die Mandatstätigkeit auf Ortschaftsebe-
ne bedeutete dies im Ergebnis eine mutmaßlich niedrige Ausprägung der Möglichkeit 
einer für die Kommune relevanten Politikgestaltung. 

Die Analyse der Moderation ergab, dass sich alle Mandatsträger als erster An-
sprechpartner und Moderator politischer Interessen sowohl in Alltagssituationen als 
auch in der Mandatsausübung vor Ort verstanden. Ausschließlich ein Mandatsträger 
berichtete von einer Konfliktsituation, die sich auf seine Rolle als Moderator negativ 
auswirkte. Somit wurde von einer relativ hohen Ausprägung der Moderation bei den 
Mandatsträgern ausgegangen, die jedoch auch Schwankungen unterliegen kann. 
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Im Zusammenhang mit der Unabhängigkeit der Mandatsträger von den Bürgern, 
der eigenen Partei sowie der Verwaltung, nahm das Ehrenbeamtenverhältnis bei allen 
Mandatsträgern eine untergeordnete Rolle ein. Ortsbürgermeister wiesen im Gegen-
satz zu Ortsvorstehern zwar einen höheren Hang zur Abhängigkeit von Parteien und 
Bürgern auf. Dies führte jedoch nicht dazu, dass sie ausnahmslos abhängig agierten. 
Insgesamt war die Ausprägung der Unabhängigkeit eher ausgeglichen. 

Hinsichtlich der Frage der Parteiorientierung gaben die Mandatsträger zunächst 
an, dass die Bundes- und Landespolitik ihrer Parteien für ihre Mandatsausübung auf 
Ortschaftsebene eine geringe Bedeutung hat. Ebenso nahmen das Partei- oder das 
Wahlprogramm der Kommunalebene eine untergeordnete Rolle für die Ortschafts-
ebene ein. Die Bedeutung der Parteiorientierung spielte in der Ausübung ihrer Tätig-
keit eine untergeordnete Rolle. 

Beim Demokratieverständnis ließ sich festhalten, dass die Mandatsträger Bürger-
versammlungen4 als ein wichtiges kooperatives Instrumentarium zur Ergänzung ihrer 
Mandatstätigkeit einordneten. Demgegenüber betonten alle Ortsbürgermeister und 
auch zwei Ortsvorsteher die Wichtigkeit von Ortsräten und damit der repräsentativen 
Demokratie auf Ortschaftsebene. Das Demokratieverständnis konnte als ausgeglichen 
oder angemessen bezeichnet werden. 

Die Ergebnisse der Interviewstudie sind insgesamt wenig überraschend und 
stimmen mit den Ergebnissen aktueller Forschung überein. Jedoch ist ein Ergebnis 
der Untersuchung bemerkenswert: Alle Befragten verfügten über ein potenziell nega-
tives Bürgerbild. Die Dimension „Bürgerbild“ bezieht sich auf die Wahrnehmung der 
Mandatsträger gegenüber den Bürgern in den unterschiedlichen Formaten politischer 
Partizipation, insbesondere hinsichtlich der Fähigkeiten und der Motivation der Bür-
ger (Wilker 2019: 151). 

Beim Bürgerbild berücksichtigten die Mandatsträger häufig die bisherigen Erfah-
rungen ihrer Mandatsausübung und ordneten die Bürger ihrer Ortschaft im Hinblick 
auf ein „Mehr an Demokratie“ ein. Alle Mandatsträger beurteilten die Fähigkeiten 
sowie die Motivation der Bürger überwiegend negativ. Positive Aspekte hingegen 
wurden kaum benannt. So kritisierten die Mandatsträger, dass sich die Bürger nur 
dann beteiligen würden, wenn sie selbst betroffen seien. Ferner wurden den Bürgern 
der notwendige „Background“ für eine zielführende politische Beteiligung sowie der 
Willen zur Verantwortungsübernahme abgesprochen. Insgesamt zeigten sich die 
Mandatsträger enttäuscht von den Bürgern, die sich weder für Gremien der Ort-
schaftsebene zur Verfügung stellen noch die von den Mandatsträgern offenbarten 
Möglichkeiten der politischen Mitwirkung (z.B. Bürgersprechstunden, Besuch von 
Ortsratssitzungen) wahrnehmen würden. Ein Mandatsträger brachte die Erkenntnis 
auf den Punkt und erklärte, dass „[…] das allgemeine Interesse vom Bürger an der 
politischen Tätigkeit doch in gewisser Weise nachgelassen hat, beziehungsweise die 
Bürgerinnen und Bürger zu begeistern für die Politik sehr, sehr schwierig ist. Und das 
sicherlich eine große Zukunftsaufgabe ist“ (Interview/Transkript Mandatsträger B). 

Dieses Ergebnis wirft Fragen auf. Denn es steht in einem potenziellen Wider-
spruch zu bisherigen Erkenntnissen des zunehmend politischen Interesses der Bürger 
und ihrem Wunsch nach Mitbestimmung bei aktuellen Fragen z.B. der Klima- und 
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Energiepolitik (Radtke et al. 2018: 24). Darüber hinaus ist das Ergebnis mit Blick auf 
die wissenschaftliche Debatte einer zunehmenden Politikerverdrossenheit der Bürger 
(Heil 2016: 151) interessant und ggf. aufschlussreich. Denn Unzufriedenheit der Bür-
ger trifft auf eine – in einem größeren Untersuchungssample noch zu bestätigende – 
„Bürgerverdrossenheit“ kommunaler Mandatsträger und ist ein erster Hinweis, dass 
das Verhältnis von Politikern und Bürgern stärker untersucht werden sollte. Denn es 
belegt die Möglichkeit einer Repräsentationskrise auf kommunalpolitischer Ebene. 
Eine tiefergehende Auseinandersetzung mit dem Spannungsverhältnis könnte zudem 
ein wichtiger Ansatzpunkt für eine Reform der niedersächsischen Ortschaftsverfas-
sung sein. 

In dieser Auseinandersetzung sollte die Bürgerbeteiligung einfließen, die laut Jörg 
Bogumil jedoch keinen Selbstzweck darstellt. Sie funktioniert nur, wenn man Interes-
se erzeugen kann und die Leute ernsthaft mitnimmt und ihnen auch ein Stück weit 
Mitentscheidung gibt (Interview/Transkript Bogumil). Sowohl Verwaltung als auch 
Kommunalpolitik müssen bereit sein, die Kompetenzen der Bürger anzuerkennen 
und Entscheidungsmacht mit ihnen zu teilen (Nanz/Fritsche 2012: 13). Schließlich 
führen kooperative und direktdemokratische Elemente automatisch zu einer Ver-
schiebung des kommunalen Mächtedreiecks zwischen Bürger, Verwaltung und 
Kommunalpolitik (Bogumil/Holtkamp 2007: 241). Die lokale Ebene bietet die Chan-
ce, dem zunehmenden Misstrauen der Bürger gegenüber der Politik entgegenzuwirken 
und daneben die Basis der demokratischen politischen Kultur zu stärken (Vetter 2002: 
606). Dies kann voraussichtlich nur gelingen, wenn man dem potenziell negativen Bür-
gerbild aktiv entgegenwirkt. 

5. Fazit  

Die Reform der niedersächsischen Ortschaftsverfassung sollte beim potenziell negati-
ven Bürgerbild ansetzen, bevor man sich der gesetzlichen und damit inhaltlichen Re-
form der Ortschaftsverfassung widmet. Politisches Handeln sollte zunächst transpa-
rent gemacht und die Bürger mit eingebunden werden. Dabei sollte es sich aufgrund 
des negativen Bürgerbildes um Partizipationsinstrumente handeln, die sowohl Bürger 
als auch Mandatsträger und damit beide Seiten mit in das Bürgerbeteiligungsverfahren 
einbezieht. 

Generell sind seit einiger Zeit Bürgerbeteiligungsverfahren in politischen Ent-
scheidungsprozessen auf Kommunalebene etabliert, in der die Mandatsträger einer-
seits ihre Rolle transparent(-er) machen und andererseits einen anderen Blick auf die 
Bürger erlangen können. Beispiele sind Bürgerräte, die auf Bundes-, Landes- sowie 
Kommunalebene die Bürger aktiv in verschiedenste Themenstellungen (u.a. Klimapo-
litik, Maßnahmen gegen COVID-19-Pandemie) einbinden (Gudurat et al. 2015; 
Wissenschaftliche Dienste des deutschen Bundestages 2022: 3f.). Oder das Format 
der Jugendparlamente, in denen die Interessen von Jugendlichen in den politischen 
Prozess auf Kommunalebene einbezogen werden (Heyer et al. 2021: 21). Das sind 
konkrete Maßnahmen in eine gute Richtung. 
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Insgesamt geht es bei diesen Partizipationsinstrumenten nicht darum, die Man-
datsträger oder andere Formate der repräsentativen Demokratie zu ersetzen. Vielmehr 
soll eine ergänzende Plattform geschaffen werden, die Mandatsträgern eine politische 
Auseinandersetzung mit den Bürgern ermöglicht. Jedoch sind die einzusetzenden Par-
tizipationsinstrumente laut Jörg Bogumil themenabhängig und nicht universell ein-
setzbar (Interview/Transkript Bogumil). 

Entsprechend bleibt in diesem Beitrag zunächst offen, welche Instrumentarien für 
die Ortschaftsebene geeignet sind, um dem negativen Bürgerbild entgegenzuwirken. 
Mit dieser Fragestellung müssten sich weitergehende Forschungen auseinandersetzen. 
In diesem Kontext könnten Modellkommunen, die bereits umfangreich im Bereich 
der Verwaltungsdigitalisierung angewandt werden, einen hilfreichen Ansatz bieten. In 
diesen könnten diverse themenabhängige Partizipationsinstrumente erprobt und an-
schließend hinsichtlich der Auswirkungen auf das Bürgerbild evaluiert werden. 

Es bleibt ebenfalls offen, ob sich die Ergebnisse auf andere Bundesländer über-
tragen lassen. Aufgrund des föderalen Systems haben die Bundesländer hinsichtlich 
der Ortschaftsverfassung unterschiedliche Regelungen und unterliegen darüber hinaus 
verschiedenartigen Rahmenbedingungen (u.a. Größe der Ortschaften). Bisher gibt es 
noch keine Untersuchungen zu diesem Thema. Bezogen auf die höheren politischen 
Ebenen (Gemeinde-, Kreis-, Landes- und Bundesebene) könnte das Bürgerbild der 
Mandatsträger ebenfalls interessant sein. 

Allerdings zeigte sich, dass das Bürgerbild ein wichtiger Ansatzpunkt für politische 
Reformprozesse sein könnte, was in einer umfangreicheren empirischen Erhebung 
noch zu bestätigen wäre. Auf Basis des Analyserasters von Nadja Wilker wurde diese 
Dimension erstmals in ein Untersuchungskonstrukt eingebettet, mit welchem insge-
samt ein umfassendes Bild über das Rollenverständnis von Mandatsträgern generiert 
werden kann. Gleichwohl zeigen die hier dargestellten Ergebnisse, dass die Dimensi-
on der Bürgerrolle durch die Beschränkung auf die Sichtweise der Mandatsträger nur 
die eine Seite der Medaille darstellt. Die Dimension der Bürgerrolle bringt insoweit die 
Schwierigkeit mit sich, auch die Sichtweise der Bürger und dabei gesellschaftliche 
Entwicklungen wie die Politikerverdrossenheit für einen etwaigen Reformationspro-
zess entsprechend zu berücksichtigen. 

Neben dem Blickwinkel der Mandatsträger ist auch der Blickwinkel der Bürger auf 
die Demokratie elementar, um gesellschaftliche Unzufriedenheiten zu minimieren. In 
der Folge könnten die eingangs erwähnten verbalen sowie körperlichen Tätlichkeiten 
gegenüber kommunalen Mandatsträgern reduziert und infolgedessen das politische 
Ehrenamt wieder an mehr Attraktivität gewinnen. Johannes Rau appellierte in einer 
Rede zur Zukunft der Demokratie am 14.10.2000 in Berlin: „Wir dürfen nicht müde 
werden zu fragen, was wir tun können, um unsere Demokratie attraktiv, aktuell und 
lebendig zu erhalten“ (Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 2000). Dies 
kann jedoch nur gelingen, wenn beide Seiten – kommunale Mandatsträger auf der ei-
nen, Bürger auf der anderen – gleichermaßen ihre Berücksichtigung in der Lokalpoli-
tik finden. 
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Anmerkungen 
 
* Mein Dank gilt Prof. Dr. Jörg Bogumil für das Experteninterview sowie Dr. Nadin Fromm für das 

konstruktive Zustandekommen dieses Beitrags. 
 

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird ausschließlich die männliche Sprachform verwendet. 
Dies schließt jeweils alle Geschlechter ein. 

2 Vgl. Schmidt 2007, Rottnick 2011 und Lorig et al. 2013. Ferner sind Mandatsträger der Ortschafts-
ebene häufig auch Mandatsträger der Kommunalebene und haben mehrere Mandate inne, womit 
auch diese Untersuchungen eine elementare Rolle einnehmen. 

3 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 588). 

4 Kommunalrechtlich vgl. § 94 Abs. 1 S. 3 NKomVG „Einwohnerversammlung“. 
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Sozioinformatisches Denken 

Digital Literacy durch eine neue ökonomische Medienbildung  

Franziska Wittau und Ulf Kerber 

 
 
 
 
 
Zusammenfassung  
Ökonomisches Handeln ist heute untrennbar mit digitalen Technologien verbunden. Um Lernenden ein 
Verständnis für die ökonomisch geprägte Nutzung von und die Veränderung ökonomischer Prozesse 
durch digitale Medien und den sich daraus ergebenden gesellschaftlichen Folgewirkungen zu eröffnen, ist 
eine fachdidaktisch geprägte, ökonomische Medienbildung unumgänglich. Der Ansatz der sozioinforma-
tischen Bildung bietet Möglichkeiten, Lernenden ein Verständnis für die Wechselwirkungen zwischen di-
gital-informatischen und sozialen Systemen zu vermitteln und somit ein Bewusstsein für die gesellschaftli-
chen Folgen digitaler Technologien zu schaffen. Dieser Ansatz und sein Beitrag zur Ausbildung einer 
(ökonomischen) Digital Literacy wird am Beispiel des Digital Nudging, einer Methode zur gezielten Be-
einflussung des Nutzer*innenverhaltens auf Websites oder Apps durch die Gestaltung der Benutzerober-
fläche, konkretisiert. Es kann gezeigt werden, dass sozioinformatisches Lernen ein wichtiger Bestandteil 
einer zeitgemäßen Ökonomiedidaktik ist. 

1. Einleitung: Die Macht der Algorithmen – die Macht der 
Plattformen 

Die gesellschaftliche Transformation durch Digitalisierungsprozesse ist heute weiter 
vorangeschritten als vielen Menschen bewusst ist. Algorithmen beeinflussen und kon-
trollieren vielfältigste Handlungen: immer mehr Menschen organisieren ihr Arbeitsle-
ben über Plattformen wie Teams oder Slack, die zunehmend KI-Systeme wie Sprach-
erkennungssoftware oder automatisierte Entscheidungssysteme beinhalten, um be-
stimmte Aufgaben effizienter als Menschen zu erledigen. Immer mehr Unternehmen 
setzen Roboter ein, um repetitive oder gefährliche Aufgaben zu automatisieren. 
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Schließlich hat der 3D-Druck die Art und Weise verändert, wie individuelle maßge-
schneiderte Produkte hergestellt werden. Beim privaten Konsum wird zunehmend das 
„Internet der Dinge“ genutzt: Putzroboter scannen unsere Zimmer und erfassen Ein-
richtungsgegenstände, Sprachbefehle steuern Beleuchtung, Rollläden und TV, auch 
Heizungsanlagen werden durch die aktuelle Gaspreiskrise zunehmend „smarter“.  

Es ist nicht übertrieben, wenn wir dabei die These aufstellen, dass die immer 
komplexer werdenden Algorithmen manipulativen Einfluss auf unser Leben und auch 
auf unser ökonomisches Handeln nehmen – und zwar für alle in der ökonomischen 
Bildung betrachteten Situationsfelder (Kaminski 2017, 37): 

 
1. Konsum: Vorschläge und Suchergebnisse beim Online-Shopping werden von 

Händler*innen vielfach algorithmisch vorgeordnet. Die Algorithmen orientieren 
sich dabei an ähnlichen Nutzer*innengruppen, wobei die Zuordnung zu diesen 
Gruppen einerseits auf bisherigen Einkäufen, andererseits auf Interessen der An-
bieter*innen basiert. Das kann die mir präsentierte Produktauswahl erheblich ein-
schränken (Filterblasen-Effekt), etwa weil bestimmte Produkte gar nicht präsen-
tiert werden oder die Preise der Nutzer*innengruppe, der ich zugeordnet wurde, 
über denen anderer Gruppen liegen (sog. Dynamic Pricing, z.B. da meine IP-
Adresse auf ein besseres Wohnviertel verweist oder ich mit dem neuesten iPhone 
shoppe). 

2. Arbeit: Arbeitsprozesse können algorithmisch strukturiert, kontrolliert sowie wirt-
schaftlich optimiert werden. Zahlreiche digitale Assistenzsysteme (Apps und 
Wearables wie Handschuhe mit Sensoren oder Datenbrillen) versprechen zum 
Beispiel Gesundheitsdienstleiter*innen und Logistiker*innen Arbeitserleichterun-
gen, da sie Aufenthaltsdauer, Lauf- und Fahrwege verkürzen oder Arbeitsprozesse 
optimieren. Wenn die durch Effizienzsteigerungen gewonnenen Arbeitszeiten 
aber genutzt werden, um Arbeitszeit zu verdichten, den Druck auf eine immer 
größere Selbstoptimierung erhöhen (Bin ich schnell genug?) oder Algorithmen es 
ermöglichen, höher qualifizierte Arbeit zu ersetzen (der Algorithmus gibt Aufga-
ben ja kleinteilig vor), haben sie das Potenzial, die Arbeitswelt nachhaltig auch 
zum Nachteil der Beschäftigten zu verändern (Krzywdzinski et al 2022). 

3. Wirtschaftsgesellschaft: Mindestens mittelbar beeinflussen die für die Betreiber sozia-
ler Medien sehr einträglichen Algorithmen auch unser Handeln als Wirtschafts-
bürger*innen, denn sie eröffnen Fragen nach der politischen Regulierung selbiger 
bzw. ihrer Geschäftsmodelle. Auf Instagram, TikTok oder Facebook legen Algo-
rithmen ähnlich zu den Onlineshops fest, wer welches Posting zu sehen be-
kommt. Dabei gilt als Faustregel, dass (gerade negativ) emotionalisierende Posts 
eine höhere Wahrscheinlichkeit haben, bei möglichst vielen Nutzer*innen in den 
individuellen Newsfeed aufgenommen zu werden, da sie eine längere Verweildau-
er auf der Plattform wahrscheinlicher machen. Da den Nutzer*innen neben den 
eigentlichen Posts immer auch Werbebotschaften eingeblendet werden, lassen 
sich so polarisierende Meinungen wie FakeNews oder Verschwörungstheorien 
kapitalisieren (Vogl 2021). Es sind einige wenige Konzerne des kommerziellen In-
ternets (allen voran Meta [Facebook, Instagram, WhatsApp], Alphabet [Google, 
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Youtube] oder Amazon), die ebenso von der Tatsache profitieren, dass das Inter-
net für Werbung optimiert ist wie davon, dass es bisher eine nur marginale politi-
sche Regulierung des Netzes und der Plattformen gab (ebd., 86ff.). Wir können 
daher nicht mehr nur von einer Macht der Algorithmen, sondern vielmehr von 
einer Macht der Plattformen selbst sprechen (Seemann 2021). 
 

Für Medienbildungsangebote ergibt sich aus dieser Plattformmacht, dass das in Schule 
vielfach dominierende Lernen mit digitalen Werkzeugen durch eine vertiefende Aus-
einandersetzung über die Auswirkungen der Digitalität ergänzt und erweitert werden 
muss. Dies schafft ein Verständnis für die möglichen Chancen, Grenzen, Folgen und 
Wechselwirkungen digitaler und soziokultureller Systeme, was wir als sozioinformati-
sches Denken bezeichnen (Kerber/Wittau 2021). Sozioinformatisches Denken kann 
einen wesentlichen Beitrag zu einer umfassenden Medienkompetenzförderung in der 
ökonomischen Bildung leisten, so die These, die im nachfolgenden Beitrag belegt 
werden soll. 

2. Digitale Medienbildung – ein blinder Fleck der ökonomischen 
Bildung?! 

Der Begriff der Medienkompetenz, die als Kernziel der Medienbildung gilt, hat insbe-
sondere durch die zunehmende Strukturierung des Alltags mithilfe digitaler Medien in 
der medienpädagogischen, bildungspolitischen und den verschiedenen fachdidakti-
schen Debatten eine enorme Konjunktur erfahren. Er beschreibt „die Fähigkeit, sich 
Medien auf Basis strukturierten zusammenschauenden Wissens und einer ethisch 
fundierten Bewertung der medialen Erscheinungsformen und Inhalte anzueignen.“ 
(Schorb 2009, 50). Um zu klären, wie das Ziel der Medienbildung für die ökonomi-
sche Bildung konzeptualisiert werden kann, ist es zunächst notwendig zu klären, was 
wir unter Medien bzw. Mediensystemen verstehen. 

2.1 Medien und mediale Systeme: Begrifflich-theoretische 
Annäherungen 

Einem engen Medienbegriff folgend werden Medien didaktisch und alltagsbegrifflich 
vielfach als technische Kommunikationskanäle für Inhalte verstanden (Thiedecke 
2012, 29). Gerade in gesellschaftswissenschaftlichen Bildungsprozessen greift das tech-
nikdeterministische Medienverständnis aber zu kurz. Es blendet die soziokulturelle 
Rahmung, in denen die Medien(technik) ihre Bedeutung erst entfaltet, aus und ver-
stärkt damit eine Interpretation von Medien als Naturgewalt, der nicht zu entkommen 
sei. Tatsächlich sind Medien jedoch kontingente, gestaltbare soziale Systeme. Auf Basis 
eines solchen Medienbegriffs kann im Rahmen von Medienbildungsprozessen die auf 
dem Ideal der Mündigkeit basierende Weiterentwicklung von Gesellschaft und damit 
auch die Veränderbarkeit (digitaler) Mediensysteme in den Blick genommen werden. 

Für die Konzeption medienbildender Angebote ist darüber hinaus die so genannte 
Emergenz medialer Systeme von Relevanz. Allgemein meint Emergenz, dass das 
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Ganze mehr als die Summe seiner Teile ist. Das Web 2.0 ist ein Paradebeispiel für ein 
emergentes System. Es setzt sich aus den Mikroelementen seiner Nutzer*innen (auch 
Gruppen und Organisationen) und verschiedenen Informations- und Kommunikati-
onstechnologien (IKT) zusammen. Als System entsteht das Web 2.0 aber erst im ge-
meinsamen Gebrauch der Technologien durch die Nutzer*innen (Münker 2012, 10). 
Die dabei entstehenden Strukturen wirken wiederum auf die Nutzer*innen zurück 
und beeinflussen deren Handlungen, aber auch die genutzten Technologien – und 
zwar on- wie offline, was am Beispiel der Online-Enzyklopädie Wikipedia besonders 
gut nachvollziehbar ist. Ihr Grundprinzip ist denkbar einfach: Jede*r Nutzer*in kann 
Artikel auf Wikipedia kostenlos lesen, bearbeiten und neue – aus Sicht der Nut-
zer*innen fehlende – Artikel anlegen. Dabei gibt es keine „klassische“ redaktionelle 
Kontrolle der Inhalte. Es sind die Nutzer*innen selbst, die auf Basis einiger weniger 
Kriterien (z.B. der Belegbarkeit mit Hilfe seriöser, nicht zwangsläufig wissenschaftli-
cher Quellen) über die Qualität und damit auch den Verbleib von Artikeln entschei-
den. Mittlerweile ist Wikipedia eine der beliebtesten Websites zur Informationsrecher-
che und hat klassische, durch Expert*innen verfasste Enzyklopädien als Nachschla-
gewerk abgelöst. Wikipedia ist dabei allerdings weit mehr als die bloße Ansammlung 
des Wissens der Nutzer*innen auf IKT-Basis. Sie reicht über die Summe ihrer Teile 
hinaus, da sie das Verständnis von Wissen in der digitalen Gesellschaft verändert hat: 
„Unser Begriff des Wissens […] ist […] nicht länger durch den Bezug auf eine relativ 
kleine Klasse von ausgewiesenen Experten geprägt; Wissen ist […] vielmehr zu ver-
stehen als Resultat der vernetzten Kollaboration eines zunehmend großen Kreis [sic!] 
von engagierten Amateuren, deren weitgehende Anonymität jegliche Rückschlüsse auf 
ihre Kompetenz verbietet.“ (ebd., 99). 

Diese als emergent zu verstehende Veränderung der Wissensordnung ist erstens aufs 
Engste mit den in der Einleitung beschriebenen Prozessen der Algorithmisierung ver-
bunden, etwa wenn Googles zentraler Algorithmus Page Rank Einträge der Wikipedia 
regelmäßig unter die ersten gelisteten Seiten verlinkt.  Zweitens sind diese Emergenzen 
sowie die an sie anschließenden Prozesse der Algorithmisierung auch von ökonomi-
schem Interesse, etwa wenn Wikipedia-Einträge und die ihnen zugesprochene Glaub-
würdigkeit genutzt werden, um Schleichwerbung zu machen oder bezahlte Autoren 
kritische Inhalte zu Unternehmen oder Produkten aus bestehenden Wikipedia-Artikeln 
entfernen und damit das Image selbiger aufhübschen wollen (Lobe 2019). 

2.2 Digitale ökonomische Medienbildung? 

Unsere bisherigen Ausführungen zeigen, dass ein umfassendes Verständnis von (digi-
taler) Medienbildung sinnvollerweise auf einem transdisziplinären Medienbegriff auf-
baut, der die Kontingenz und Emergenz (digitaler) medialer Systeme in ihrer histori-
schen Gewordenheit berücksichtigt – angefangen bei den zu befriedigenden grundle-
gen, menschlichen Bedürfnissen und Verhaltensweisen, den durch die Computerisie-
rung folgenden transformativen Veränderungen, bis hin zu den gesellschaftlich-
emergenten Wirkungen und Folgen. Dies gilt v.a. in den gesellschaftswissenschaftli-
chen Domänen, zu denen auch die ökonomische Bildung zählt. Eine derartige öko-
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nomische Bildung ermöglicht es Lernenden, ein Verständnis für die ökonomische ge-
prägte Nutzung und Veränderung digitaler Medien sowie die damit verknüpften 
Rückwirkungen auf Gesellschaft zu entwickeln. Bisher mangelt es der ökonomischen 
Bildung jedoch an eigenständigen, medienbildenden Ansätzen. Die wenigen vorlie-
genden Diskussionsbeiträge fokussieren sich auf ein eher technologisches Verständnis 
von (ökonomischer) Medienkompetenz. 

Sie konzipieren diese zu großen Teilen als fachliche Bildung, die digitale Medien 
nutzt oder anwendungsbezogene Strategien zum Umgang mit digitalen Medien unter 
dem Fokus des Umgangs mit Daten bereitstellt (z.B. Baucom et al. 2022, Schu-
hen/Askari/Schürkmann 2017). So richtig es erscheint, Medienkompetenz nicht los-
gelöst von fachlichen Lehr-Lern-Inhalten zu denken, so sehr muss gleichwohl berück-
sichtigt werden, dass Unterricht in der Kultur der Digitalität (Stalder 2016) mehr sein 
muss als fachliche Bildung mit digitalen Medien. Im Gegensatz zur Digitalisierung, die 
im engen Sinn die Umwandlung analoger in digitale und damit schneller übertragbare-
re Signale meint, berücksichtigt das Konzept der Digitalität auch gesellschaftlich-
kulturelle Veränderungsprozesse, wie wir sie am Beispiel Wikipedia skizziert haben. 
Diese Veränderungen wiederum sind mit bedeutsamen ökonomischen Folgewirkun-
gen verbunden, sind es doch vor allem die Global Player des kommerziellen Internets, 
die sie nutzen und damit das Wirtschaftssystem als Ganzes verändern. 
Dies zeigt auch die Konzeption von Digitalkompetenz im vielbeachteten Dagstuhl-
Dreieck auf (Abb. 1). Ein kompetentes Bewegen in der Digitalen Welt wird hier als 
Verknüpfung anwendungsbezogener, technologischer und soziokultureller Perspekti-
ven auf Mediennutzung gedacht. Sofern in den bestehenden Diskussionsbeiträgen der 
Wirtschaftsdidaktik aber analytisch-reflexive Bezüge berücksichtigt werden (z.B. bei 
Baucom et al. 2022), erfolgt dies weitestgehend losgelöst von anwendungsbezogenen 
Strategien, was erstens im konkreten Unterricht eine Lernprogression zumindest er-
schwert und zweitens Anschlussfähigkeit an die die übergreifende medienpädagogische 
und fachdidaktische Debatte vermissen lässt. 
 
Abbildung 1: Dagstuhl-Dreieck (GI 2016) 
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3.  Sozioinformatik und sozioinformatisches Denken 

Die bisherigen Darstellungen und Beispiele verweisen darauf, dass ein gesellschafts-
wissenschaftlich geprägtes Verständnis digitaler Medien weniger den Einsatz und die 
Funktionsweise von Technologie fokussieren sollte als deren gesellschaftliche Wir-
kung, die wir als das sozio-informatische Phänomen bezeichnen können. Für bildungsbe-
zogene Digitalisierungsstrategien stehen aber vielfach anwendungsbezogene Nut-
zungsmöglichkeiten und Tools im Vordergrund. Bildungsprozesse, die Lernende adä-
quat auf ihr aktuelles und zukünftiges Handeln in zunehmend digitalen Gesellschaften 
vorbereiten wollen, können sich aber nicht in der Nutzung von Apps und Tools (zur 
Erarbeitung fachlicher Inhalte) erschöpfen, sondern müssen die Wechselwirkungen 
zwischen digitalen Technologien, Medien und dem individuellen wie gesamtgesell-
schaftlichen (ökonomischen) Handeln explizit berücksichtigen. Wir müssen davon 
ausgehen, dass sich die Geschwindigkeit der Digitalisierung in den kommenden Jah-
ren noch weiter verstärken wird. Besonders die Entwicklungen und Auswirkungen 
von KI-Systemen werden auch ökonomische Folgewirkungen nach sich ziehen, die 
datenschutzrechtliche, ethische und moralische Fragen und Probleme eröffnen (Bar-
ton/Pöppelbuß 2022). Die Beantwortung dieser Fragen und damit auch die weitere 
Gestaltung der digitalen Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft bedarf eines 
qualifizierten gesellschaftlichen Diskurses, auf den Bildungsbemühungen, die die Kul-
tur der Digitalität als Rahmenbedingung zunehmend ernst nehmen, vorzubereiten ha-
ben. 

Die angerissenen Wechselwirkungen zwischen digitalen Medien bzw. Software auf 
der einen und individuellen Akteuren, Organisationen und der Gesellschaft als Gan-
zes auf der anderen Seite nimmt auch die Sozioinformatik als Forschungsrichtung der 
Informatik in den Blick. Sie betont, dass ein Verständnis menschlicher Informations-
verarbeitung für die Informatik mindestens genauso grundlegend ist, wie das der ma-
schinellen Datenverarbeitung (Keil-Slawik 1992, Zweig et al. 2021). Die Sozioinfor-
matik geht davon aus, dass Menschen, die Organisationen und Gruppen in die sie 
eingebunden sind, Gesellschaften und Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien ein emergentes System im oben dargestellten Sinn bilden. Dabei gilt: Wenngleich 
das Neuartige des Systems digitaler Medien nicht kausal aus dessen Bestandteilen ab-
leitbar ist, baut es gleichwohl auf diesen auf. Da auch Nutzer*innen, Entwickler*innen 
oder der gesellschaftliche Rahmen als Bestandteile im soziotechnischen Sinne zählen, 
ist es aus sozio-informatischer Perspektive notwendig, neben den technisch-techno-
logischen auch die psychologischen, sozialen, politischen oder (verhaltens)ökono-
mischen Fundierungen digitaler Systeme zu verstehen. Diese stellen die für uns zu-
gänglichen Stellschrauben des Gesamtsystems dar. 

Unsere These lautet nun, dass die von der Disziplin der Sozioinformatik präferier-
te Verknüpfung informatisch-technischer und psychologisch-sozial(wissenschaftlich)er 
Perspektiven auf digitale mediale Systeme auch für Bildungsprozesse bedeutsam sind. 
Betroffen von den Wechselwirkungen zwischen Technologie und Gesellschaft sind 
nämlich auch IKT-Nutzer*innen und Bürger*innen. Ihnen muss es ermöglicht wer-
den, am Diskurs über den Einfluss der Digitalisierung auf ihre alltäglichen Lebenswel-
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ten teilzuhaben. Bildungsprozesse sollten daher die Wechselwirkungen zwischen sozi-
alen und digital-informatischen Systemen explizit in den Blick nehmen und damit eine 
Fähigkeit fördern, die wir als sozioinformatisches Denken bezeichnen. Dieses stellt das ge-
sellschaftswissenschaftliche Pendant zum informatisch geprägten Denk- und Hand-
lungsmodell des computational thinking der MINT-Fächer dar. Dabei stehen infor-
matisches und sozioinformatisches Denken in einem wechselseitigen Verhältnis zuei-
nander: Nicht alles, was technologisch und je nach Perspektive ökonomisch sinnvoll erscheint, wird 
unter Berücksichtigung der sozioinformatischen Konsequenzen auch ethisch und moralisch nützlich er-
scheinen. Nicht alles was auf den ersten Blick als Fortschritt wirkt, ist gesellschaftlich unproblema-
tisch. Durch die gleichberechtigte Berücksichtigung gesellschaftlich kultureller (= so-
zioinformatischer) und technologischer (= informatischer) Entwicklungen schließt ein 
als sozioinformatisch zu charakterisierender Bildungsprozess an das oben dargestellte 
Modell des Dagstuhl-Dreiecks an und konkretisiert es aus einer explizit gesellschafts-
wissenschaftlichen Perspektive.  

Den inneren Kern des sozioinformatischen Denksystems bilden historisch ge-
wachsene, medienpsychologisch und soziokulturell erklärbare, etablierte Verhaltens-
weisen der Menschen – auch, weil zahllose Algorithmen und Programme an ihnen an-
setzen (Appel 2019). Aufbauend auf einer transdisziplinären Annäherung an wieder-
kehrende Muster menschlichen Verhaltens lässt sich mit Hilfe sozioinformatischer 
Denkprozesse aufzeigen, dass IKT aus technologischer Perspektive zwar durchaus ei-
nen transformativen Charakter haben, aber auf etablierte Denk- und Verhaltensmus-
ter zurückgreifen und diese bewusst für ihre Zwecke nutzen. Das Kennen, Erkennen 
und Verstehen dieser Verhaltensmuster kann als zentrale Kompetenz digitalisierungs-
bezogener Bildung verstanden werden, die einerseits zu einer reflektierteren Nutzung 
digitaler Technologien beitragen soll, andererseits aber auch verdeutlicht, dass die Digi-
talisierung ein durch Menschen gestalt- und veränderbarer Prozess ist. 

4. Digital Nudging – Ein Beispiel für die ökonomische Bildung 

4.1 Nudging offline/online 

Auch im Feld des digitalen ökonomischen Handelns greifen die großen Konzerne des 
kommerzialisierten Internets – z.B. Meta/Facebook, Alphabet/Google, Amazon oder 
Booking.com – bei der Gestaltung ihrer Benutzeroberflächen auf verhaltensökonomi-
sche Erkenntnisse über die Muster menschlicher Informationsverarbeitung zurück 
und nutzen diese. Diese algorithmisch programmierten Benutzer*innenschnittstellen 
werden auch als Digital Nudging, abgeleitet vom englischen Begriff to nudge (= an-
stupsen), bezeichnet. „Unter Nudge verstehen wir […] alle Maßnahmen, mit denen 
Entscheidungsarchitekten das Verhalten von Menschen in vorhersagbarerweise ver-
ändern können, ohne irgendwelche Optionen auszuschließen oder wirtschaftliche An-
reize zu stark zu verändern.“ (Thaler/Sunstein 2009, 15) Digitales Nudging soll Be-
nutzer*innen demnach zu Handlungen in digitalen Entscheidungsoptionen verleiten, 
die deren ursprünglichen Interessen widersprechen (Reisch 2020). 
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Nudging ist kein Phänomen, das es erst seit der Digitalisierung gibt. So wird bei-
spielsweise die Bereitschaft zur Organspende erhöht, wenn potenzielle Spender*innen 
einer Organspende nicht explizit zustimmen, sondern dieser lediglich widersprechen 
müssen, wenn sie keine Entnahme von Organen nach dem Tod wünschen. Gleich-
wohl lassen sich durch die technischen Möglichkeiten der Digitalisierung Nudges ein-
facher in entscheidungsrelevante Oberflächen einbetten, etwa durch (algorithmisch 
programmierte) grafische Designs, Anordnungen von Inhalten, Erinnerungen oder 
bestimmte Formulierungen (Reisch 2020, 87). In der ökonomischen Bildung sind es 
v.a. die auch als Dark Patterns bezeichneten digitalen Nudges der großen Plattformen 
des kommerziellen Internets, die besondere Aufmerksamkeit erfahren sollten. Sie nut-
zen bekannte Verzerrungen beim Wahrnehmen, Denken, Erinnern und Entscheiden 
systematisch zu Gunsten ihrer Gestalter*innen aus und sorgen damit für eine Verstär-
kung struktureller Ungleichgewichte zwischen User*innen und Anbieter*innen. Ein 
Bewusstsein für diese Emergenzen zu schaffen, verstehen wir als zentrales Ziel einer 
ökonomisch geprägten, sozioinformatischen Medienbildung in der Digitalität, die 
dann „weitaus umfassender und anspruchsvoller [ausfällt] als der klassische Kanon 
der Konsumerziehung.“ (ebd., 87)   

4.2 Dark Patterns 

Für Dark Patterns und die auf ihnen basierende technologiegestützte Verhaltenssteue-
rung lassen sich zahlreiche Beispiele finden, wie die folgende Übersicht zeigt. 

Tabelle 1: Formen von und Beispiele für Dark Patterns (eigene Darstellung nach 
Martini et al. 2021, S. 57) 
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Dark Patterns folgen bekannten verhaltensökonomischen Effekten, auch als kognitive 
Verzerrungen bekannt, optimieren sie aber technisch. Unter dem Sammelbegriff der 
kognitiven Verzerrungen werden systematische, unbewusste und fehlerhafte Prozesse 
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der menschlichen Informationsbearbeitung zusammengefasst (Kahneman/Tversky 
1974, S. 1124). Dark Patterns greifen vor allem auf die in Tabelle 2 gelisteten Biases 
zurück. 
 
Tabelle 2: Cognitive Biases in Dark Patterns (eigene Darstellung nach Mathur et al. 

2019, 12) 

Bias Erläuterung Beispiel 

Ankereffekt Beeinflussende Umgebungsinformationen Rabattaktionen/ Coupons 

Framing-Effekt 
Präsentation der Information bestimmt 
Wahrnehmung 

Vorsortierungen (Amazon präsentiert) 

Bandwagon-Effekt 
Nachahmen der Verhaltensweisen anderer/ 
Mitläufereffekt 

Influencing, Angabe: 10 Personen 
schauen sich das gerade an 

Default-Effekt 
Übermäßige Bevorzugung derjenigen Optionen, 
bei denen keine aktive Entscheidung getroffen 
werden muss 

Cookie Privacy Policy 

Scarcity Bias Knappen Dingen wird ein höherer Wert beigemessen „Low Stock“-Nachricht 
 
Die technische Optimierung bekannter Entscheidungsheuristiken lässt sich am Bei-
spiel des Ankereffekts illustrieren. Dieser beschreibt das Phänomen, dass Menschen 
beim Treffen von Entscheidungen von ihnen zuvor präsentierten Umgebungsinfor-
mationen, die der namensgebende Anker der Heuristik sind, beeinflusst werden 
(Kahneman/Tversky 1974, S.1128). Klassisches Beispiel für den Ankereffekt (im sta-
tionären Handel) ist die unverbindliche Preisempfehlung, auf die Händler*innen Ra-
batte gewähren. Der ursprüngliche Preis ist der Anker, der den rabattierten Preis als 
(vermeintliches) Schnäppchen erscheinen lässt. Im Online-Shopping wird diese Er-
kenntnis durch die algorithmisch gestaltete Benutzer*innenoberflächen perfektioniert 
und zusätzlich mit weiteren Biases kombiniert. So werden Rabatte nicht mehr aus-
schließlich durch Streichungen eines unverbindlich empfohlenen Preises ausgezeich-
net, sondern durch personalisierte Coupon-Codes oder zeitlich befristete, ebenfalls 
personalisierte Angebote des Tages, ergänzt. Der Anker des teureren Originalpreises 
bleibt bestehen, zeitgleich wird aber erstens zusätzlich Druck ausgeübt, das Produkt 
sofort zu erwerben. Hinzu kommt zweitens, dass mit Kund*innendaten gespeiste Al-
gorithmen solche Angebote offerieren, die den Kund*innenwünschen mit großer 
Wahrscheinlichkeit entsprechen. Aus der Kombination verschiedener Nudges und der 
Verfügbarkeit großer Datenmengen ergeben sich nicht nur individuelle Nachteile. 
Vielmehr eröffnen sich hierdurch Möglichkeiten der Verschärfung bereits bestehen-
der Ungleichgewichte zwischen Plattformen und Konsument*innen, was Auswirkun-
gen auf die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt hat. 

Algorithmisch basierte Designs in ihrer Funktionsweise, vor allem aber ihren 
Auswirkungen zu verstehen, ist Kerninhalt einer sozioinformatischen (ökonomischen) 
Bildung. Dies gilt einerseits für solche Algorithmen, die durch Menschen program-
miert und damit auch explizit veränderbar sind.  Hierunter fallen teilweise auch selbst-
lernende Algorithmen (sog. Machine Learning), hinter denen wiederum andere Algo-
rithmen stehen, die Anweisungen für Lernprozesse geben. Zunehmend bedeutsam 
wird aber auch das Verstehen bzw. Lesenkönnen solcher Algorithmen, die eine KI – 
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bspw. ChatGPT – autonom schreibt. Auch wenn solche Algorithmen schwerer ver-
änderbar erscheinen als menschengemachte, kann ihre Funktionsweise durchaus be-
einflusst werden, etwa indem die Problembeschreibung, die der KI-Programmierung 
des Algorithmus zugrunde liegt, verändert wird. Fokus ist dann das Nachdenken dar-
über, was die Maschine tun soll, nicht das selbstständige Programmieren. Gelingt dies, 
verstehen Schüler*innen, dass die Digitalisierung kein naturwüchsiger, unumkehrbarer 
Prozess ist und es damit die digitale Transformation nicht gibt. Eine derartig verstan-
dene digitale Medienbildung spricht Lernende damit nicht nur als User*innen, son-
dern immer auch als (zukünftige) Bürger*innen an. In dieser Rolle lässt sich der Pro-
zess der Digitalisierung dann nicht mehr nur individualisiert durch das jeweilige Nut-
zungsverhalten, sondern auch politisch beeinflussen. Als Beleg hierfür können die 
Bemühungen der Europäischen Union zur Regulierung digitaler Dienste und Platt-
formen in Form des Digital Market Acts (DMA, Gesetz über digitale Märkte) und des 
Digital Services Acts (DSA Gesetz über digitale Dienste) herangezogen werden. 

4.3 Die politische Gestaltbarkeit der ökonomischen Digitalisierung: 
Digital Nudging und die Regulierung digitaler Dienste und 
Plattformen 

DMA und DSA verfolgen den Anspruch sicherzustellen, dass es auf digitalen Märk-
ten, auf denen wie oben dargestellt vielfach große Online-Plattformen als Marktbesit-
zer*innen und damit auch Gatekeeper*innen über den Zugang zu digitalen Märkten 
fungieren, fair und rechtskonform zugeht. Beide Gesetze schränken den bisherigen 
Handlungsspielraum der Gatekeeper*innen ein und wollen so verhindern, dass diese 
sich auf Kosten der von ihnen abhängigen gewerblichen Nutzer*innen und Kund*in-
nen einen unbilligen Vorteil verschaffen. Beispielhaft hierfür ist das Verbot der Nut-
zung der oben dargestellten Dark Patterns. Halten sich die Plattformen nicht an die 
gesetzlichen Vorschriften, drohen ihnen erhebliche Geldstrafen. 

Die Anstrengungen der Europäischen Union, die Marktmacht großer Plattform-
betreiber*innen zu begrenzen, machen eine verstehensorientierte, sozioinformatisch 
geprägte ökonomische Medienbildung dennoch nicht obsolet – und zwar aus gleich 
mehreren Gründen: 

 
1. Die behördliche Durchsetzung der Verbote verbunden mit den entsprechenden 

Sanktionen bedarf erheblicher (personeller) Kapazitäten, über die die Europäische 
Kommission nicht verfügt. „Solche Kapazitätsbeschränkungen können dazu füh-
ren, dass Fälle nicht aufgegriffen werden und durch politische Konzessionsent-
scheidungen beendet werden, ohne dass die volle Wirksamkeit des Schutzes der 
Bestreitbarkeit der betroffenen Märkte oder der Fairness auf den Plattformen er-
reicht wird.“ (Künstner 2022, 3) Hinzu kommt die erwartbare Dauer möglicher 
Rechtsstreitigkeiten, die eine sofortige Umsetzung der vorgesehenen Regelungen 
bzw. der Herstellung fairerer Wettbewerbsbedingungen erschweren (ebd., 7). 

2. Die Personaldecke auch und gerade an Softwarentwickler*innen bei den großen 
Digitalkonzernen ist ungleich größer als die der sanktionierenden Behörden. Das 
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lässt erwarten, dass sich Konzerne um neue Möglichkeiten der Gestaltung von 
Benutzer*innenoberflächen bemühen werden, die (noch) nicht über DMA und 
DSA abgedeckt sind. 

3. Die eindeutige und damit rechtssichere Abgrenzung zwischen Manipulation und 
Verbesserung der Nutzer*innenerfahrung dürfte schwerfallen, beispielsweise 
wenn algorithmisch basierte Suchvorschläge gegeben oder Coupons ausschließlich 
für jene Produkte angeboten werden, die wahrscheinlich im Interesse der 
Kund*innen liegen. 

4. Die großen Digitalkonzerne haben nicht nur eine erhebliche ökonomische, son-
dern auch politische Macht. Das hat dazu geführt, dass ursprünglich geplante Re-
gelungen etwa zu personalisierter Werbung abgeschwächt wurden (Krempl 2022). 

5. Den größten Anteil an der Marktmacht der Plattformen hat nicht die Gestaltung 
des Oberflächendesigns. Viel entscheidender sind Nutzer*innendaten, über die die 
Digitalkonzerne verfügen und die eine personalisierte Gestaltung der Benut-
zer*innenoberfläche überhaupt erst möglich macht. Wenn dargestellte Informati-
onen (inklusive Produktvorschlägen) speziell auf eine einzelne Person und „ihre 
Werte, ihre Präferenzen, ihre Konsumhistorie, ihre momentane emotionale Situa-
tion“ (Reisch 2020, 88) abzielen, kann sogar von „hypernudging“ (ebd.) gespro-
chen werden. Die in Punkt 4 angesprochene Abschwächung der Regelungen zu 
personalisierter Werbung ermöglichen den Gatekeeper*innen weiterhin Rückgriff 
auf einen Großteil dieser Daten. Ausnahmen bilden lediglich eindeutig minderjäh-
rige Nutzer*innen sowie die Personalisierung von Inhalten auf Basis sensibler Da-
ten wie politischer, religiöser oder sexueller Orientierung. So wichtig dies ist, wird 
gerade im Online-Shopping der Zugriff auf andere als dieser sensiblen Daten von 
erheblicher Bedeutung und damit auch weiterhin erlaubt sein. 

 
Lernenden sollte daher zwangsläufig die Möglichkeit geboten werden zu verstehen, 
wie digitale Märkte funktionieren, auf welche Technologien hierfür zurückgegriffen 
wird und welche Regelungs- und auch weiteren politischen Handlungsbedarfe sich 
hieraus ergeben.  

5. Ausblick 

Die Ausnutzung menschlicher Handlungsmuster in der Kultur der Digitalität reicht 
über rein ökonomische Folgewirkungen hinaus, wie beispielsweise Diskussionen über 
Echokammern und Filterbubbles in sozialen Netzwerken belegen. Social Bots, Trolls 
oder algorithmisch generierte Newsfeeds in sozialen Netzwerken wie Facebook, Ins-
tagram oder TikTok bauen in ihrer Funktionsweise analog zu den von uns präsentier-
ten Dark Patterns auf Entscheidungsheuristiken und kognitiven Verzerrungen auf.  

Im Anschluss hieran zeigt sich, dass das Konzept einer sozioinformatischen Bil-
dung, die sich im Schwerpunkt mit dem Rückgriff digitaler Systeme auf etablierte 
Muster des menschlichen Handelns sowie dessen Folgewirkungen auseinandersetzt, 
interdisziplinäre und damit auch fächerübergreifende Anwendungsmöglichkeiten in 
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den Fächern der gesellschaftswissenschaftlichen, aber auch der musisch-künstle-
rischen Domäne bietet (Abb. 2). 
 
Abbildung 2: Inhalts- und Themenfelder sozioinformatischer Bildung  

(eigene Darstellung) 
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Staatsangehörigkeit und Einbürgerung – ein Blick 
auf die aktuelle Debatte im Lichte der Forschung 

Susanne Worbs1 und Stefan Immerfall 
 
 
 
 
 
 
Zusammenfassung 
Der Beitrag beschäftigt sich mit den aktuellen Reformplänen der Bundesregierung für das Staatsangehö-
rigkeitsrecht. Zunächst wird mittels statistischer Daten die aktuelle Einbürgerungssituation beschrieben. 
Sodann wird im Lichte der vergleichenden Forschung das Phänomen Mehrstaatigkeit und der Zusam-
menhang des Staatsangehörigkeitserwerbs mit Integration und Zugehörigkeit behandelt. Abschließend 
wird gefragt, ob erleichterte Einbürgerungen tatsächlich die Attraktivität Deutschlands für ausländische 
Fachkräfte steigern könnten.  

1. Einführung 

Die Regelungen zur Staatsangehörigkeit und die Einbürgerungspolitik sind in 
Deutschland seit Jahrzehnten immer wieder Gegenstand intensiver politischer und öf-
fentlicher Auseinandersetzungen. Traditionell hatte sich die Bundesrepublik als „Ab-
stammungsnation“ verstanden, zu der über Einbürgerungen nur eine kleine und aus-
gewählte Personengruppe hinzukommen sollte, die dafür anspruchsvolle Bedingun-
gen erfüllen musste.2 Ein Staatsangehörigkeitserwerb über Geburt im Inland (das sog. 
Ius soli) war bis zum Jahr 2000 nicht möglich. Bereits zu Beginn der 1990er Jahre hatte 
es jedoch unter der CDU/CSU-geführten Bundesregierung erste Öffnungen gegeben, 
mit denen unter anderem ein Rechtsanspruch auf Einbürgerung für bestimmte Grup-
pen von Ausländerinnen und Ausländern geschaffen wurde.  

Die Ende 1998 ins Amt gekommene rot-grüne Bundesregierung hatte die Reform 
des Staatsangehörigkeitsrechts als eines ihrer großen Reformprojekte benannt. Sie setzte 
dies unter Bundesinnenminister Otto Schily auch durch, allerdings in einigen Punkten 
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anders als ursprünglich geplant. Das lag vor allem am Widerstand der unionsgeführten 
Länder im Bundesrat und der Frage der Mehrstaatigkeit. Mit dem zum 1. Januar 2000 
neu in Kraft tretenden Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) wurde die notwendige Aufent-
haltsdauer für Anspruchseinbürgerungen von fünfzehn auf acht Jahre herabgesetzt, und 
es wurden erstmals Elemente des Geburtsortprinzips in das deutsche Recht eingeführt. 
Kinder ausländischer Eltern können seitdem, wenn mindestens ein Elternteil einen 
rechtmäßigen und gewöhnlichen Aufenthalt von acht Jahren in Deutschland aufweist, 
mit Geburt im Inland Deutsche werden. Sie müssen sich allerdings, so die bis heute in § 
29 StAG niedergelegte „Optionsregelung“ (ausführlich dazu: Worbs 2014), mit Errei-
chen der Volljährigkeit für die deutsche oder die ausländische Staatsangehörigkeit der El-
tern entscheiden. Seit 2014 gilt dies jedoch nur noch, wenn die betreffenden Kinder 
nicht in Deutschland aufgewachsen sind. Mit der Optionsregelung wurde der Grundsatz 
der Vermeidung von Mehrstaatigkeit aufrechterhalten, der auch bei Einbürgerungen 
nach wie vor gilt. Er ist aber durch die faktischen Entwicklungen der letzten Jahre immer 
mehr in Frage gestellt worden (vgl. Abschnitt 3 dieses Beitrags). 

Mehr als 20 Jahre nach dieser letzten „großen“ Reform des Staatsangehörigkeits-
rechts strebt nun die aus der Bundestagswahl 2021 hervorgegangene Ampel-
Bundesregierung erneut deutliche Änderungen an. Diese Bestrebungen sind durch die 
relativ niedrigen Einbürgerungszahlen und den Fachkräftemangel in Deutschland ge-
trieben, daneben auch durch das Migrationsgeschehen, insbesondere die starke flucht-
bedingte Zuwanderung in den Jahren 2015/2016 und die sich deutlich abzeichnenden 
Wiederbelebung der Migration nach den Corona-Jahren 2020 und 2021 (vgl. BMI/ 
BAMF 2023 sowie Destatis 2023). Ende 2021 lebten nach den Zahlen des Ausländer-
zentralregisters (AZR) 11,8 Millionen ausländische Staatsangehörige in Deutschland, 
45% mehr als noch Ende 2014. Die größten Einzelgruppen bilden dabei türkische, pol-
nische und syrische Staatsangehörige, was die Vielfalt der Zuwanderung spiegelt: Ein 
traditionelles „Gastarbeiterland“ steht neben einem EU-Staat und einem Haupther-
kunftsland von Geflüchteten. Hinzu kommt seit Februar 2022 die Flucht von Millionen 
ukrainischer Staatsangehöriger vor dem russischen Angriffskrieg, für die Deutschland 
ebenfalls ein wichtiges Zielgebiet ist. 

Der vorliegende Beitrag skizziert im Folgenden die geplanten Änderungen des 
deutschen Staatsangehörigkeitsrechts (Abschnitt 2) und stellt diese den faktischen 
Entwicklungen im Laufe des letzten Jahrzehnts gegenüber (Abschnitt 3). Es folgt eine 
Betrachtung darüber, was die Forschung über den Zusammenhang von Staatsangehö-
rigkeitserwerb und Integration weiß (Abschnitt 4), ein Punkt, der in der politischen 
Debatte sehr unterschiedlich bewertet wird. Diskutiert werden außerdem die potenzi-
ellen Wirkungen einer Reform auf die Zuwanderung von ausländischen Fachkräften 
nach Deutschland (Abschnitt 5) und das Thema Mehrstaatigkeit (Abschnitt 6), bevor 
im Fazit eine zusammenfassende Bewertung erfolgt. 
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2. Die Pläne der Ampelkoalition 

Der aktuell (Stand März 20233) in der Abstimmung innerhalb der Bundesregierung 
befindliche Gesetzentwurf zur Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts umfasst 
unter anderem folgende Punkte: 

 
– Der Grundsatz der Vermeidung von Mehrstaatigkeit soll aufgegeben werden. 

Damit könnten Einbürgerungen künftig generell ohne eine Aufgabe der bisheri-
gen Staatsangehörigkeit(en) erfolgen. Bislang galt dies nur für Bürgerinnen und 
Bürger der EU, der Schweiz sowie in einer Reihe von Ausnahmefällen, z.B. wenn 
der Herkunftsstaat keine Entlassung aus der Staatsangehörigkeit ermöglicht oder 
dies mit unzumutbaren Bedingungen verknüpft. 

– Daraus folgt auch, dass die Optionsregelung beim Ius-soli-Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit nun endgültig gestrichen werden soll. Außerdem wird die er-
forderliche Aufenthaltszeit des maßgeblichen Elternteils in Deutschland für den 
Geburtserwerb von acht auf fünf Jahre verringert. 

– Diese Verkürzung soll auch beim Rechtsanspruch auf Einbürgerung gelten (Zeit-
dauer eines rechtmäßigen, gewöhnlichen Aufenthalts in Deutschland). 

– Bei besonders guter Integration kann die Voraufenthaltszeit auf bis zu drei Jahre 
reduziert werden, sofern der oder die Antragstellende den Lebensunterhalt für sich 
und seine unterhaltsberechtigten Familienangehörigen ohne Inanspruchnahme öf-
fentlicher Mittel bestreiten kann und in der deutschen Sprache die Stufe C1 des 
Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen (GER)4 nachweist. 

– Für ältere Menschen, insbesondere die sogenannte „Gastarbeitergeneration“, soll 
das nachzuweisende Sprachniveau abgesenkt werden. Es müssen nur noch münd-
liche Kenntnisse (Verständigung in deutscher Sprache im Alltagsleben ohne nen-
nenswerte Probleme) nachgewiesen werden. Auch ein Einbürgerungstest soll 
nicht mehr notwendig sein. Diese Einbürgerungserleichterungen sollen künftig 
generell für alle Personen, die das 67. Lebensjahr vollendet haben, gelten. 

– Für den Sprachnachweis soll eine allgemeine Härtefallregelung geschaffen werden, 
wonach das Spracherfordernis auf mündliche Kenntnisse reduziert werden kann, 
wenn nachgewiesen wird, dass der Erwerb ausreichender Kenntnisse der deut-
schen Sprache auf der Stufe B1 des GER trotz ernsthafter und nachhaltiger Be-
mühungen nicht möglich oder dauerhaft wesentlich erschwert ist. 

– Das Erfordernis der „Einordnung in die deutschen Lebensverhältnisse“ für den 
Anspruchserwerb der deutschen Staatsangehörigkeit soll gestrichen und durch 
konkrete Ausschlussgründe für die Einbürgerung ersetzt werden. 
 

In der sich abzeichnenden politischen Debatte (s. GWP Heft 1-2023, S. 103ff.) wird 
seitens der Unionsparteien kritisiert, diese Pläne würden zu einem „Verramschen“ der 
deutschen Staatsangehörigkeit führen. Bemängelt werden insbesondere das Abrücken 
vom Grundsatz der Vermeidung von Mehrstaatigkeit und die generellen Erleichte-
rungen für ältere Einbürgerungsbewerberinnen und -bewerber bei Sprache und Ein-
bürgerungstest. Befürchtet werden auch Pull-Effekte einer erleichterten Einbürgerung 
für eine weitere „Zuwanderung in die Sozialsysteme“, während der gewünschte An-
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reizeffekt für qualifizierte Fachkräfte, überhaupt nach Deutschland zu kommen, zwei-
felhaft sei (siehe dazu Abschnitt 5). 

3. Faktencheck: Einbürgerung, Ius soli und Optionspflicht sowie 
Zahl der Doppelstaater in Deutschland  

Einbürgerungen 

Betrachtet man die Entwicklung der letzten zehn Jahre (2012-2021; Daten für 2022 
liegen noch nicht vor), wird erkennbar, dass die Zahlen 2012-2018 sehr konstant bei 
rund 112.000 Einbürgerungen jährlich lagen (Abbildung 1). 2019 kam es zu einem 
ersten „Peak“, unter anderem durch eine deutliche Erhöhung der Einbürgerungen 
von Britinnen und Briten vor dem Vollzug des Brexits. Der erneute Rückgang 2020 
dürfte im Wesentlichen ein Pandemieeffekt sein, da COVID-19 auch die Arbeit der 
Einbürgerungsbehörden einschränkte. 2021 wurde hingegen mit rund 132.000 Ein-
bürgerungen ein neuer Höchstwert erreicht. Erstmals stand dabei Syrien an der Spitze 
der Herkunftsländer, nachdem dies viele Jahre die Türkei gewesen war (vgl. BMI/ 
BAMF 2023). Dies ist umso bemerkenswerter, als dass es erst seit 2015 überhaupt ei-
ne nennenswerte Zuwanderung aus Syrien nach Deutschland gibt. Die Einbürge-
rungsneigung dieser Menschen ist jedoch sehr hoch, was sich auch daran zeigt, dass 
2021 viele von ihnen unter Anerkennung „besonderer Integrationsleistungen“ bereits 
nach sechs Jahren eingebürgert wurden. In der Liste der „Top Ten“ der Herkunfts-
länder im Jahr 2021 folgten auf Syrien die Türkei, Rumänien, Polen, Italien, das Ver-
einigte Königreich, Irak, Iran, Kosovo und Griechenland. 
 
Abbildung 1: Einbürgerungen in Deutschland 2012-2021 

 
Quelle: BMI/BAMF 2023 
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Bezogen auf die Zahl der Ausländerinnen und Ausländer, die zumindest die notwen-
dige Regel-Aufenthaltsdauer von acht bzw. sogar zehn Jahren erreicht haben, ist das 
so genannte „ausgeschöpfte Einbürgerungspotenzial“ in Deutschland mit 2,45% je-
doch nach wie vor niedrig, auch im internationalen Vergleich (DESTATIS 2022; 
OECD/EU 2019). Dies ist seit vielen Jahren der Fall; nur zwischen 2000 und 2003, 
infolge der damaligen Reform des Staatsangehörigkeitsrechts, wurden Werte zwischen 
3 und 5% erreicht. In einem anderen Aspekt wurde allerdings 2021 ein neuer 
Höchstwert verzeichnet, nämlich bei der Quote der Einbürgerungen unter Beibehal-
tung der bisherigen Staatsangehörigkeit. Sie lag bei 69%. Bedingt ist dies dadurch, dass 
sowohl bei Syrien – als dem inzwischen wichtigsten Herkunftsland – als auch bei allen 
EU-Staaten praktisch zu 100% Mehrstaatigkeit hingenommen wird. Mit anderen Wor-
ten: 2021 wurde der Grundsatz, Mehrstaatigkeit zu vermeiden, nur noch bei weniger 
als einem Drittel der Einbürgerungen tatsächlich angewandt. Diese und weitere „In-
konsequenzen“ führen dazu, dass die Zahl der Personen mit doppelter Staatsangehö-
rigkeit in Deutschland inzwischen in die Millionen geht (siehe weiter unten). 

Ius soli und Optionspflicht 

Seit dem Jahr 2000, also dem Wirksamwerden des Geburtsortprinzips im deutschen 
Staatsangehörigkeitsrecht, bis einschließlich 2021 haben etwa 816.000 Personen mit 
ausländischen Eltern auf diesem Wege den deutschen Pass erworben. Die große 
Mehrheit sind die tatsächlich ab 2000 neugeborenen Kinder mit rund 766.000 Perso-
nen (BMI/BAMF 2023). Hinzu kommen rund 50.000 Personen, die bereits ab 1990 
geboren wurden und deren Eltern im Jahr 2000 im Rahmen einer Übergangsregelung 
die Einbürgerung für ihre Kinder beantragen konnten. Nur dieser kleinere Personen-
kreis war ab 2008 der Notwendigkeit unterworfen, zwischen der deutschen und der 
Staatsangehörigkeit der Eltern wählen zu müssen, da im Dezember 2014 die Opti-
onspflicht weitgehend aufgehoben wurde. Fast alle Betroffenen hatten sich für die 
deutsche Staatsangehörigkeit entschieden (Weinmann et al. 2012; Worbs et al. 2012). 
Sie taten dies überwiegend aus pragmatischen Gründen, weil sie die „Deckungs-
gleichheit“ von formaler Zugehörigkeit und Lebensmittelpunkt wünschten. In der 
Regel war die Entscheidung weder mit einer hohen Konfliktbelastung verbunden 
noch drückte sie ein besonderes Bekenntnis zu Deutschland aus (Worbs 2014). 

Durch das weitgehende Ende der Optionspflicht ab 2014 sind die meisten Ius-
soli-Kinder inzwischen Doppelstaater und werden dies voraussichtlich auch bleiben. 
Ob dies auch für ihre Nachkommen gelten wird, ist nicht genau abschätzbar und 
hängt von den Staatsangehörigkeitsregelungen des jeweiligen ausländischen Staates ab. 
Die deutsche Staatsangehörigkeit wird in jedem Fall weitergegeben. Der Vorschlag ei-
nes „Doppelpass mit Generationenschnitt“ (vgl. Abschnitt 6) zielt darauf ab, eine un-
begrenzte Weitergabe ausländischer Staatsangehörigkeiten an im Inland geborene und 
lebende Nachfahren von Zugewanderten zu vermeiden. 
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Zahl der Personen mit doppelter Staatsangehörigkeit 

Die Zahl der Menschen mit mehr als einer Staatsangehörigkeit in Deutschland ist nicht 
eindeutig bestimmbar. Neben dem Ius soli gibt es eine Reihe von weiteren Entste-
hungsmechanismen für dieses Phänomen. Dazu zählen u.a. Geburten mit binationalen 
(deutsch-ausländischen) Eltern, bei denen in der Regel das Kind beide Staatsangehörig-
keiten besitzt und grundsätzlich keiner Optionspflicht unterliegt, sowie Einbürgerungen 
unter Beibehaltung der bisherigen Staatsangehörigkeit. Deutsche, die zusätzlich einen 
oder mehrere weitere Pässe besitzen, gehen nur als deutsche Staatsangehörige in die Be-
völkerungsstatistik ein und sind deshalb auch nicht im Ausländerzentralregister enthalten.  

Nach Zahlen des Zensus 2011, basierend auf Melderegisterauszählungen, lebten 
seinerzeit in Deutschland 4,26 Millionen Deutsche mit einer zusätzlichen ausländi-
schen Staatsangehörigkeit. Laut Mikrozensus 2021, also einer hochgerechneten jährli-
chen Stichprobenerhebung, waren es dagegen „nur“ rund 2,6 Millionen. Diese Quel-
len unterliegen bestimmten Unter- bzw. Überschätzungstendenzen, im Resultat dürf-
ten aber die höheren Zensuszahlen realistischer sein (vgl. Worbs 2017). Der diesbe-
zügliche Wert aus dem Zensus 2022 liegt noch nicht vor. Nach den Daten des Mikro-
zensus 2021 waren die wichtigsten Herkunftsländer bei den Doppelstaatern mit 
(auch) deutschem Pass Polen, die Russische Föderation, die Türkei, Italien und Ru-
mänien. Künftig dürfte Syrien in diese Liste aufrücken, sowohl wegen der starken 
Einbürgerungsneigung syrischer Geflüchteter (mit praktisch 100% Hinnahme von 
Mehrstaatigkeit) als auch wegen der absehbar steigenden Zahl von Ius soli-Kindern in 
dieser Gruppe (vgl. Worbs/Rother/Kreienbrink 2020). 

4. Der Zusammenhang von Einbürgerung und Integration aus Sicht 
der Forschung 

Es steht außer Frage, dass die erfolgreiche Integration der Zugewanderten und ihrer 
Kinder von wesentlicher Bedeutung für den ökonomischen Wohlstand und das soziale 
Zusammenleben ist. Ländern wie Kanada oder Australien scheint dies besser zu gelin-
gen als Deutschland (Gathmann/Monscheuer 2020). Kann die Einbürgerung Deutsch-
land helfen, erfolgreicher zu werden? „Erfolg“ wäre im klassischen Integrationsver-
ständnis unter anderem zu messen an der Arbeitsmarktbeteiligung, der politischen Par-
tizipation und dem Gefühl der Zugehörigkeit der Zugewanderten und an der sozialen 
Integration (wie z.B. interethnische Kontakte und Freundschaften) (Heckmann 2015).  

Es gibt eine Reihe von methodischen Herausforderungen, die Effekte der Einbür-
gerung auf Integration von anderen Einflussgrößen zu trennen (Bloemraad/Sheares 
2017). Hier kann nur auf das Problem der Selbstrekrutierung hingewiesen werden: 
Unbestritten ist in der Forschung, dass eingebürgerte Personen bei verschiedenen In-
tegrationsindikatoren bessere Ergebnisse zeigen als Ausländerinnen und Ausländer 
der gleichen Herkunftsgruppe (Worbs 2014). Die entscheidende Frage ist aber, ob 
dies ein Effekt der Einbürgerung ist, oder ob diese vergleichsweise bessere Integration 
nicht schon zuvor bestand und die Einbürgerungsentscheidung befördert hat. Vor al-
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lem restriktive Einbürgerungsvoraussetzungen führen dazu, dass nur vergleichsweise 
gut integrierte Personen überhaupt eingebürgert werden, was zugleich die Wahr-
scheinlichkeit verringert, dass sie nach dem Erwerb der Staatsangehörigkeit des Auf-
nahmelandes noch wesentliche Integrationsfortschritte machen werden. 

Um diesen Selektionseffekt „herausrechnen“ zu können, ist die Einbürgerungs-
forschung auf längsschnittliche Daten und/oder quasi-experimentelle Designs ange-
wiesen, wie sie beispielsweise für die Schweiz verwendet wurden (Hainmueller et al. 
2017, 2019). Da solche Designs anspruchsvoll und entsprechende Datenquellen rar 
gesät sind, ist die empirische Evidenz für Deutschland überschaubar und beruht zum 
Teil auch auf qualitativen Daten. Sie lässt in der Summe die Schlussfolgerung zu, dass 
vermutlich beides richtig ist: Eingebürgerte Migrantinnen und Migranten sind bereits 
vor dem Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit eine positiv selektierte Gruppe, 
was die Integration angeht. Zugleich scheint die Einbürgerung selbst mindestens in 
einigen Integrationsdimensionen als Katalysator für weitere Fortschritte zu wirken. 
Dies betrifft u.a. die Einkommensentwicklung (Steinhardt 2012) und die Identifikati-
on mit Deutschland (Fick 2016).  

Internationale bzw. international vergleichende Analysen kommen mehrheitlich 
zum Ergebnis, dass rasche Einbürgerung sich positiv auf Löhne und Beschäftigung 
auswirkt (Hainmueller et al. 2019; Gathmann/Garbers 2023). Darüber hinaus werde, 
bezogen auf Deutschland, auch das Heirats- und Fertilitätsverhalten beeinflusst: „Ein-
gewanderte Frauen passen mit der Einbürgerung ihr Verhalten verstärkt dem Aufnah-
meland an, was ihre ökonomische und möglicherweise auch ihre soziale Position er-
heblich verbessert“ (Gathmann/Monscheuer 2020: 9). Falcke (2020) weist ergänzend 
darauf hin, dass der integrationsfördernde Effekt von weiteren Faktoren abhängt: Er 
ist umso stärker, je schneller die Einbürgerung erfolgt ist, und ausgeprägter bei Men-
schen, „die aufgrund der Situation im Herkunfts- oder im Zielland den größten Anreiz 
haben, die Staatsbürgerschaft des Ziellandes zu erlangen“ (Falcke 2020: 16). Dies be-
trifft vor allem Personen aus weniger entwickelten, wirtschaftlich und politisch instabi-
len Herkunftsländern, wie beispielsweise viele geflüchtete Menschen in Deutschland, 
die tatsächlich eine starke Einbürgerungsneigung zeigen (vgl. Abschnitt 3). Das würde 
bedeuten, dass Effekte einer Liberalisierung der Staatsangehörigkeitsregelungen eher 
für die neu Zuwandernden eintreten werden, weniger für schon lange hier lebende 
Migrantinnen und Migranten.  

Die Effekte des Geburtserwerbs der Staatsangehörigkeit auf die Integration sind in 
Deutschland noch wenig erforscht. Gathmann und Garbers (2023) heben positive Aus-
wirkungen auf die Integration der „zweiten Generation“ hervor. Speziell die Arbeits-
marktbeteiligung von Frauen mit Migrationshintergrund habe sich mit der deutschen 
Staatsbürgerschaft verbessert. Dahl et al. (2022) sowie Felfe und Rainer (2020) kommen 
zu gemischten Resultaten: Das Ius soli beeinflusst nach ihren Ergebnissen den Bildungs-
erfolg und die soziale Integration positiv, jedoch hauptsächlich für nach der Reform im 
Jahr 2000 geborene Jungen aus Migrantenfamilien, während sich für Mädchen auch ne-
gative Effekte ergeben können. Sie erklären dies damit, dass in konservativen Herkunfts-
kulturen die mit der Staatsangehörigkeit verbundenen größeren Chancen elterliche Reak-
tionen hervorrufen könnten, um die kulturelle Anpassung von Mädchen an die Aufnah-
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mekultur zu verhindern. Hier zeigt sich einmal mehr, dass politische Maßnahmen neben 
gewollten Effekten auch ungewollte Nebenwirkungen haben können.  

5. Hilft erleichterte Einbürgerung bei der Fachkräftegewinnung? 

Deutschland ist eines der beliebtesten Zielländer für Migrantinnen und Migranten 
weltweit – nicht zuletzt bei der Fluchtmigration –, tut sich aber schwer, qualifizierte 
Fachkräfte aus Drittstaaten für den Arbeitsmarkt zu gewinnen. Die entsprechenden 
Zuwanderungszahlen liegen seit 2011 zwischen rund 30.000 und rund 64.000 Perso-
nen jährlich (BMI/BAMF 2023).5 Auch das im März 2020 in Kraft getretene Fach-
kräfteeinwanderungsgesetzt hat noch nicht zu wesentlichen Steigerungen geführt. 
Dies lag allerdings auch an der praktisch zeitgleich einsetzenden COVID-19-
Pandemie, die das Migrationsgeschehen 2020 und 2021 global stark einschränkte. Die 
Zuwanderung aus EU-Staaten (vgl. Graf 2023) und aus den Westbalkanländern leistet 
zwar ebenfalls einen positiven Beitrag für den deutschen Arbeitsmarkt, wird aber we-
gen des auch dort vorhandenen demographischen Wandels perspektivisch abnehmen, 
was schon heute sichtbar ist. 

Die Gründe für die eher geringe Attraktivität Deutschlands bei Fachkräften, aber 
auch Unternehmerinnen und Unternehmern/Start-Ups aus dem Ausland (vgl. Lie-
big/Ewald 2023)6 liegen vermutlich in einer Kombination verschiedener Faktoren. 
Dazu zählen die deutsche Sprache (zwar können viele der betreffenden Personen im 
beruflichen Kontext auch auf Englisch arbeiten, jedoch sieht es beispielsweise bei Be-
hördengängen anders aus), eine relativ hohe Steuer- und Abgabenlast, mangelnde Digi-
talisierung, lang andauernde Verfahren zur Anerkennung ausländischer Berufsab-
schlüsse und damit verbundene Schwierigkeiten, die eigenen Qualifikationen passge-
recht einsetzen zu können. Beklagt werden auch langwierige Visaverfahren, Schwierig-
keiten beim Familiennachzug und die Notwendigkeit bestimmter Mindest-Investi-
tionssummen bei Start-Ups. Schließlich spielen auch eine wahrgenommene geringe Of-
fenheit für Migration bzw. eine zu geringe Diversität in Deutschland eine Rolle. 

Die OECD führt in ihren Studien „Indicators of Talent Attractiveness“ Deutsch-
land im Mittelfeld auf, mit allerdings sinkender Tendenz (zuletzt OECD 2023). Der 
vergleichsweise lange Weg zum Erwerb der Staatsangehörigkeit in Deutschland wird 
darin zwar negativ vermerkt, aber nur als ein Indikator unter vielen. Ob erleichterte 
Einbürgerungsbedingungen zu einer höheren Anziehungskraft Deutschlands für Fach-
kräfte führen würden, kann mangels geeigneter Daten somit nicht abschließend beur-
teilt werden. Der Effekt dürfte angesichts der vielen anderen Einflussfaktoren jedoch 
eher gering sein. Zudem neigen Hochqualifizierte stärker dazu, über Ländergrenzen 
hinweg mehrfach die berufliche Position zu wechseln und insofern nicht unbedingt die 
Staatsangehörigkeit des jeweiligen Aufnahmelandes anzustreben. Möglicherweise tra-
gen die geplanten Erleichterungen der Ampel-Koalition damit mehr zu dauerhaften 
Bleibeentscheidungen bei, als dass sie die Migration von Fachkräften an sich fördern.  
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6. Zankapfel Mehrstaatigkeit  

Der Streit darüber, welche Wirkungen die (dauerhafte) Mehrstaatigkeit von Personen 
hat und ob dies ein wünschenswertes, akzeptables oder zu vermeidendes Phänomen 
ist, lässt sich bis ins 19. Jahrhundert zurückverfolgen (Worbs 2014; Hoffmann 2023). 
Ihre Gegnerinnen und Gegner sehen Identitätskonflikten Tür und Tor geöffnet. Sie 
unterstellen eine zweifelhafte Loyalität von Doppelstaatern zu dem Land, in dem sie 
leben, und weisen auf potenzielle Probleme und Unklarheiten beim konsularischen 
Schutz, bei der Besteuerung, beim Wählen oder beim Wehrdienst hin. Die andere Seite 
hält diese Bedenken für übertrieben bzw. Probleme auf der praktischen Ebene für lös-
bar, z.B. durch zwischenstaatliche Vereinbarungen. Die Möglichkeit zur Mehrstaatig-
keit entspreche den real oft vorhandenen mehrfachen Bindungen von Migrantinnen 
und Migranten an unterschiedliche Länder und erleichtere im Gegenteil sogar die In-
tegration im Aufnahmeland. 

In der Realität ist Doppel- bzw. Mehrstaatigkeit kein seltenes Phänomen, auch in 
Deutschland nicht (vgl. Abschnitt 3). Nennenswerte Probleme sind dadurch bisher 
nicht bekannt geworden, zumindest nicht auf gesamtstaatlicher bzw. gesellschaftlicher 
Ebene (Hoffmann 2023). Dessen ungeachtet kann es im Einzelfall zu Problemen für 
die betreffenden Individuen kommen, wenn z.B. bei einem Besuch im „Herkunfts-
land“ (der Eltern) die Einziehung zum Wehrdienst droht. Dennoch hat sich in der Ge-
samtbewertung scheinbar nun die normative Kraft des Faktischen durchgesetzt. Hinzu 
kommt, dass das bisher in Deutschland geltende Prinzip der Vermeidung von Mehr-
staatigkeit für viele Menschen aus Drittstaaten ein ernsthaftes Einbürgerungshindernis 
ist, allen Ausnahmeregelungen zum Trotz. Dies ist insbesondere für die Gruppe der 
Türkeistämmigen vielfach belegt worden (u.a.: Weinmann et al. 2012; Sauer 2020). In-
sofern könnte eine generelle Hinnahme von Mehrstaatigkeit, wie von der Bundesregie-
rung geplant, hier tatsächlich noch einmal einen „Einbürgerungsboom“ auslösen. 

Diskutiert wird im Zusammenhang mit Mehrstaatigkeit schließlich auch die Frage, 
inwieweit eine kumulative Anhäufung von Staatsangehörigkeiten über Generationen 
hinweg vermieden werden kann. Hierzu propagiert u.a. der Sachverständigenrat für 
Integration und Migration (SVR) seit längerem das Modell eines „Doppelpasses mit 
Generationenschnitt“, bei dem ab der 3. Generation die ausländische Staatsangehö-
rigkeit nicht mehr an die Kindeskinder der ursprünglichen Zuwanderinnen und Zu-
wanderer weitergegeben werden soll (SVR 2020). Hierzu sind allerdings entsprechen-
de Regelungen im Staatsangehörigkeitsrecht der Herkunftsländer notwendig. Zu ent-
sprechenden zwischenstaatlichen Vereinbarungen ist es bisher nicht gekommen. 
Deutschland selbst hat einen solchen „Generationenschnitt“ für die Weitergabe der 
deutschen Staatsangehörigkeit bei im Ausland lebenden Deutschen bereits im Jahr 
2000 eingeführt, allerdings mit der Möglichkeit, dies mit der Anzeige der Geburt bei 
der zuständigen deutschen Auslandsvertretung zu umgehen. 
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7. Fazit 

Die politischen Debatten in Deutschland über das Staatsangehörigkeitsrecht sind von 
grundlegend verschiedenen Auffassungen geprägt, welche Rolle die Einbürgerung bei 
der Integration von Migrantinnen und Migranten spielt. Aus dem konservativen Lager 
wird betont, der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit stehe am Ende des Integra-
tionsprozesses bzw. solle dort stehen („Krone“), während im links-grünen Spektrum 
davon ausgegangen wird, Einbürgerung sei ein Instrument zur Förderung der Integrati-
on („Katalysator“). Dementsprechend wird für hohe bzw. weniger hohe Hürden für 
Antragstellende plädiert, z.B. was die notwendige Aufenthaltszeit, die Lebensunterhalts-
sicherung sowie den Nachweis von Sprach- und landeskundlichen Kenntnissen angeht. 

Im Ergebnis der hier vorgelegten Übersicht spricht einiges dafür, dass die von der 
Ampel-Koalition geplanten Möglichkeiten, die deutsche Staatsangehörigkeit rascher 
als bisher und auch unter Beibehaltung des bisherigen Passes erwerben zu können, 
tatsächlich der Integration von Migrantinnen und Migranten förderlich sein könnten. 
Von einem „Verramschen“ der deutschen Staatsangehörigkeit kann jedenfalls nicht 
die Rede sein, da die übrigen Einbürgerungsanforderungen weitgehend bestehen blei-
ben und überdies die von der Ampel-Koalition angestrebte Aufenthaltsdauer von fünf 
Jahren international weit verbreitet ist (Eschenfelder 2022; Hoffmann 2023). Das aus-
nahmsweise Absenken von Hürden im Bereich Sprache und landeskundliche Kennt-
nisse für ältere Einbürgerungsbewerberinnen und -bewerber ist als politisches Signal 
an bestimmte Gruppen zu verstehen, deren Lebensleistung man würdigen möchte. 
Dieses Signal ist unserer Meinung nach sehr berechtigt. Insgesamt jedoch sollten die 
Wirkungen einer Reform nicht überschätzt werden, von beiden politischen Lagern 
nicht. Der Zugang zur Staatsangehörigkeit ist letztlich nur ein Baustein der Integrati-
on, dessen Wirksamkeit von weiteren Bedingungen abhängt.  

Anmerkungen 
 
1 Die Autorin ist Referatsleiterin im Forschungszentrum des Bundesamtes für Migration und Flücht-

linge (BAMF). Der Beitrag gibt ausschließlich ihre persönliche Auffassung wieder. 
2 So war in den „Einbürgerungsrichtlinien“ des Bundesministeriums des Innern vom 15.12.1977 for-

muliert, dass „die Bundesrepublik Deutschland kein Einwanderungsland [ist], sie strebt nicht an, die 
Anzahl der deutschen Staatsangehörigen gezielt durch Einbürgerung zu vermehren“ (Ziffern 2.2. 
und 2.3). Die Regelungen der früheren DDR sind nicht Gegenstand dieses Beitrags. 

3  Der Entwurf ist seit dem 19.05.2023 online: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungs-
verfahren/DE/gesetz-zur-modernisierung-des-staatsangehoerigkeitsrechts.html. 

4 Diese Stufe ist die zweithöchste der sechs Stufen (A1-C2) für Sprachenlernende im Rahmen des 
GER. Für eine Person auf diesem Niveau gilt, dass sie „ein breites Spektrum anspruchsvoller, länge-
rer Texte verstehen und auch implizite Bedeutungen erfassen [kann] … Kann sich spontan und flie-
ßend ausdrücken, ohne öfter deutlich erkennbar nach Worten suchen zu müssen. Kann die Sprache 
im gesellschaftlichen und beruflichen Leben oder in Ausbildung und Studium wirksam und flexibel 
gebrauchen. „ Die bisherige Anforderung B1 ist hingegen die erste Stufe der selbständigen Sprach-
verwendung. Eine entsprechende Person kann „kann die Hauptpunkte verstehen, wenn klare Stan-
dardsprache verwendet wird und wenn es um vertraute Dinge aus Arbeit, Schule, Freizeit usw. geht. 
Kann die meisten Situationen bewältigen, denen man auf Reisen im Sprachgebiet begegnet. Kann 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungs-verfahren/DE/gesetz-zur-modernisierung-des-staatsangehoerigkeitsrechts.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungs-verfahren/DE/gesetz-zur-modernisierung-des-staatsangehoerigkeitsrechts.html
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sich einfach und zusammenhängend über vertraute Themen und persönliche Interessengebiete äu-
ßern“ (Quelle: https://www.europaeischer-referenzrahmen.de/, 12.02.2023). 

5 Hingegen wandern vergleichsweise viele Deutsche ab (im Durchschnitt der Jahre 2016-2021 rund 
255.000 p.a., BMI/BAMF 2023). Diese Personen sind im Durchschnitt jünger und besser ausgebildet 
als die Gesamtbevölkerung. Wie auch bei ausländischen Staatsangehörigen gibt die Wanderungssta-
tistik allerdings keine Auskunft über die Dauerhaftigkeit der Zu- oder Abwanderung. 

6 Anders ist die Situation bei internationalen Studierenden, für die Deutschland sehr attraktiv ist und 
bei denen es weltweit zu den beliebtesten Zielorten zählt. Vgl. dazu ebenfalls Liebig/Ewald 2023 
sowie BMI/BAMF 2023. 
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Der Krieg in der Ukraine – Die Vorstellungen und 
Emotionen von Schülerinnen und Schülern 

Bastian Vajen, Lena Bohnenstengel und Dirk Lange 
 
 
 
 
 
 
Zusammenfassung 
Dieser Beitrag stellt die Ergebnisse einer qualitativen Studie mit Schülerinnen und Schülern zu ihren Vor-
stellungen, Emotionen und Meinungsbildungsprozessen mit Bezug auf den Ukraine-Krieg dar. Zusätzlich 
werden mit dem Krieg in Verbindung stehende und für die Politikdidaktik relevante Themenbereiche dis-
kutiert und ein Ausblick auf mögliche didaktische Anknüpfungspunkte gegeben.  

1 Einleitung  

Der Russisch-Ukrainische Krieg, der mit der Invasion russischer Truppen im Februar 
2022 eine neue Dimension erreichte, hat auch in Deutschland zu neuen Herausforde-
rungen sowie intensiven politischen und gesellschaftlichen Diskursen geführt. Die 
Auswirkungen dieses Krieges sind vielseitig und betreffen dabei sowohl wirtschafts- 
und sozialpolitische Aspekte, beispielsweise in Form von Preissteigerungen und der 
Unterbringung von geflüchteten Personen, als auch sicherheitspolitische Diskussio-
nen über die Rolle und den Beitrag Deutschlands (Czada, 2022; Gerlach & Ryndzak, 
2022). Dass der Ukraine-Krieg entsprechend auch im politikdidaktischen Diskurs auf-
gegriffen und Überlegungen zu den hiermit verbundenen Implikationen für die politi-
sche Bildung angestellt wurden (Fischer, 2022; Sander, 2022), ist vor dem Hintergrund 
des Stellenwerts gesellschaftlicher Probleme und politischer Konflikte für die Politik-
didaktik wenig verwunderlich. Was in diesem Zusammenhang jedoch bisher noch 
nicht strukturiert erfasst wurde, sind die Vorstellungen von Lernenden zu diesem 
Krieg, ihre emotionalen Reaktionen, ihre Informationsgewinnung sowie die hiermit 
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verbundenen Anforderungen für die Politikdidaktik. Über die Notwendigkeit der Er-
forschung der Lernvoraussetzungen von Schülerinnen und Schülern und ihre Rele-
vanz für politische Lernprozesse besteht im politikdidaktischen Diskurs relatives Ein-
vernehmen (Bonfig, 2019). Entsprechend erscheint es gerade in von Verunsicherun-
gen und gesellschaftlichen Veränderungen geprägten Zeiten relevant, die Perspektiven 
von Schülerinnen und Schülern zu untersuchen. Hieran anschließend befasst sich die-
ser Artikel mit den Vorstellungen, Emotionen und Meinungsbildungsprozessen von 
Schülerinnen und Schülern zum Ukraine-Krieg, die zwischen Juni und Juli des Jahres 
2022 im Rahmen von teilstrukturierten Interviews mit 14 Schülerinnen und Schülern 
erhoben und qualitativ-inhaltsanalytisch ausgewertet wurden. Ziel dieser explorativen 
Studie ist es, einerseits relevante politikdidaktische Themenbereiche mit Bezug auf 
den Ukraine-Krieg aufzuarbeiten und andererseits die bisher noch nicht systematisch 
erforschten Perspektiven von Schülerinnen und Schülern aufzuzeigen und so zu dem 
Diskurs um theoretische und praktische politikdidaktische Zugänge beizutragen.  

2 Der Ukraine-Krieg – Zentrale Aspekte und ihre politikdidaktische 
Relevanz 

Mit dem Ukraine-Krieg ist neben den oben beschriebenen Auswirkungen auf die 
deutsche Gesellschaft vor allem auch das Leid der ukrainischen Bevölkerung verbun-
den. Für diese bedeutet der Krieg, neben umfangreichen materiellen Verlusten, min-
destens tausende zivile und – ebenso wie auch auf russischer Seite – auch zehntau-
sende militärische Opfer, hunderttausende verschleppte und vertriebene Personen 
sowie eine nachhaltige Traumatisierung weiterer Bevölkerungsteile (Haque et al., 
2022). Während ein Ende der Kampfhandlungen zum aktuellen Zeitpunkt nicht in 
Sicht scheint, besteht weiterhin ein Eskalationspotenzial des Krieges durch den Ein-
satz von Nuklearwaffen, der die Kampfhandlungen auch über die Grenzen der betei-
ligten Kriegsparteien hinaus ausdehnen könnte (Bollfrass & Herzog, 2022). Vor die-
sem Hintergrund muss eine auf politisch-moralische Urteilsfähigkeit abzielende politi-
sche Bildung mit Bezug auf die Situation in der Ukraine Schülerinnen und Schüler 
mehr denn je dazu befähigen, kulturell legitimierte Werte zu reflektieren und auch in 
einer solch emotional belastenden Situation die Legitimität anderer Positionen anzu-
erkennen und konfliktfähig verhandeln zu können (Reinhardt, 2018). Hierbei gilt, dass 
demokratische Politik einen Wertebezug beinhaltet, Moral und Politik jedoch nicht 
deckungsgleich sind und moralische Überzeugungen keine direkten politischen Ent-
scheidungen ergeben können und dürfen, da diese der Anwendung auf Kontexte be-
dürfen und entsprechende Folgen abgewogen und verantwortet werden müssen 
(Reinhardt, 2010). Dies zeigt sich im aktuellen Diskurs vor allem in Auseinanderset-
zungen über den Stellenwert des Friedens und die Forderungen nach Waffenstillstän-
den und Verhandlungen, die auch vermehrt im Kontext der politischen Bildung auf-
gegriffen werden (Varwick, 2022). 
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Politische Theorie und politische Bildung 

Neben diesen normativen Aspekten spielen auch das Fachwissen und die politische 
Theorie zur Analyse und Einordnung des Konflikts eine zentrale Rolle. Aushandlun-
gen über die Kriegsschuld und die Lösung des Konflikts beschränken sich mittlerwei-
le nicht mehr allein auf den wissenschaftlichen Diskurs, sondern werden vermehrt im 
öffentlichen Raum ausgetragen (Czington, 2022). Besonders relevant erscheinen die 
Diskussionen über die Kriegsschuld und die Beendigung des Krieges, die abhängig 
von den jeweiligen Äußerungen mehr oder weniger stark verknüpft sind und zuneh-
mend auch im Kontext politischer Bildung geführt werden (Sander, 2022; Varwick, 
2022). Viele Äußerungen, die den USA und der EU eine Mitschuld an dem Krieg in 
der Ukraine vorwerfen und eine Beendigung des Krieges mittels die Interessen Russ-
lands wahrender Verhandlungen fordern, sind dabei von einer neorealistischen Per-
spektive der internationalen Beziehungen geprägt (Czada, 2022). In diesem Kontext 
werden häufig die Annahmen John J. Mearsheimers (2001) hervorgehoben, der im 
Rahmen seiner Theorie von einem anarchischen System der internationalen Bezie-
hungen ausgeht, in dem Staaten als rationale Akteure zuvorderst ihre territoriale In-
tegrität und Autonomie aufrechtzuerhalten versuchen. Große Staaten neigen dabei 
zur Wahrung ihres Sicherheitsinteresses zu einem Streben nach Hegemonie sowie zu 
einer Verhinderung vergleichbarer Machtpositionen anderer Staaten. Entsprechend 
erscheint es wenig verwunderlich, dass Mearsheimer den NATO-Beitritt postsowjeti-
scher Staaten, die EU-Osterweiterung und Zugeständnisse an die Ukraine hinsichtlich 
einer stärkeren Westanbindung als Affronts gegenüber Russlands Sicherheitsinteres-
sen deutet, die eine militärischen Antwort legitim erscheinen lassen (Mearsheimer, 
2014).  

Obwohl eine solche Perspektive a posteriori durchaus für das Verständnis russi-
scher Beweggründe relevant erscheint, ist sie sowohl hinsichtlich der deskriptiven Be-
schreibung internationaler Beziehungen als auch für die präskriptive Fundierung au-
ßenpolitischer Maßstäbe möglicherweise nur begrenzt geeignet (Zürn, 2022). Umstrit-
ten ist beispielsweise, inwiefern der Einfluss institutioneller Verflechtungen und geteil-
ter Normen auf die internationale Politik und den Ukraine-Krieg von größerer Rele-
vanz ist, als aus neorealistischer Perspektive zumeist angenommen (Lebow, 2022). 
Weiterhin ist die mit dem Ansatz verbundene Anerkennung einer Unvermeidbarkeit 
kriegerischer Auseinandersetzung, die fehlende Anerkennung der Autonomie souve-
räner Staaten sowie der Selbstbestimmungsrechte der in diesen lebenden Bevölkerung 
als normative Fundierung außenpolitischer Handlungen problembehaftet (Motyl, 
2014). Politikdidaktische Beiträge, die in diesem Zusammenhang eine stärkere Per-
spektivenvielfalt hinsichtlich der Betrachtung internationaler Konflikte und eine „re-
flexive Distanz gegenüber der Dominanz moralischer Sichtweisen in der deutschen 
Medienöffentlichkeit“ fordern (Sander 2022, S. 133), argumentieren daher an diesem 
Kern der Problematik vorbei. Perspektivenvielfalt bietet keinen didaktischen Mehr-
wert, wenn der Gegenstand der Betrachtung nicht ausreichend scharf definiert ist. 
Ganz im Sinne der politikdidaktischen Urteilskompetenz gilt es hier, zwischen de-
skriptiven und präskriptiven Perspektiven zu unterscheiden und Urteile über den 
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Wert politikwissenschaftlicher Theorien an diese Unterscheidung zu knüpfen. Für den 
Politikunterricht bedeutet dies einerseits, den Erklärungsgehalt unterschiedlicher The-
orien der internationalen Beziehungen für die Analyse des Ukraine-Kriegs kritisch zu 
hinterfragen, gleichzeitig aber auch ihren normativen Gehalt und ihre Eignung für 
Fundierung außenpolitischer Entscheidungen, gerade auch hinsichtlich der Beendi-
gung des Krieges, zu reflektieren.  

Krieg in der digitalen Gesellschaft 

Schließlich ist durch die Ubiquität digitaler Technologien eine mediale Verbreitung 
des Kriegsgeschehens, sowohl mit dokumentarischen als auch mit strategischen In-
tentionen, in einem Ausmaß möglich geworden, die in vorherigen Konflikten nicht 
vorstellbar erschien (Willett, 2022). Diese ermöglichen es, Zuschauern im digitalen 
Raum sowohl die Lebensrealität der Zivilbevölkerung näherzubringen, als auch 
Kampfhandlungen und das hiermit verbundene menschliche Leiden und Sterben in 
nie zuvor dagewesener Qualität weltweit zu zeigen. Während für etablierte Nachrich-
tenorganisationen die Kriegsberichterstattung und somit auch die  Verbreitung von 
Kampfhandlungen, Zerstörung und Tod mit Bedacht erwogen und entsprechend ge-
rechtfertigt werden müssen (Pavlik, 2022), können militärische Blogger, Angehörige 
von Streitkräften oder betroffene Zivilpersonen mithilfe digitaler Technologien und 
einschlägiger Plattformen entsprechende Bilder und Videos ohne redaktionelle Kon-
trolle und mit eigenen, über die reine Berichterstattung herausgehenden Zielen, ver-
breiten (Yarchi, 2022).  

Neben der für entsprechende Einordnungen auch in der Politikdidaktik ausführ-
lich diskutierten notwendigen Informations- und Medienkompetenz (Oberle, 2022) 
sollte für die politische Bildung aber auch der emotionale Umgang mit den genannten 
Inhalten eine verstärkte Betrachtung erhalten. Ein Konsum gewalthaltiger Darstellung 
kann gerade für jugendliche Personen mit negativen emotionalen Effekten, wie posi-
tive Besetzung von Gewalt oder mit einer Desensibilisierung für diese verbunden sein 
(Anderson et al., 2003). Gerade im Zuge der Berichterstattung zu gesellschaftlichen 
Kriegs- oder Krisenereignissen kann mit Bezug zu letzterem Aspekt eine übermäßige 
Konfrontation mit menschlicher Leiderfahrungen zu einer emotionalen Abstump-
fung, der Mitleidsmüdigkeit oder Compassion Fatigue, führen (Daßler et al., 2021). An-
derseits kann die Konfrontation mit schockierenden Szenen und ein sich auf diese fo-
kussierendes mediales Umfeld, gerade im Rahmen gesellschaftlicher Krisenereignisse, 
ein nicht zu unterschätzendes Traumatisierungspotenzial bieten (Ben-Zur et al., 2012). 
Für die politische Bildung bedeutet dies, dass die Debatte um Emotionen als eine 
Herausforderung nicht nur aus der Perspektive einer Emotionalisierung politischer 
Ereignisse durch politische Akteure erfolgen kann, sondern auch den Blick auf die 
Funktion von Emotionen in Kriegs- und Krisenzeiten mit einbeziehen muss. 
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3 Vorstellungen und Emotionen  

Trotz Kontroversen über Begrifflichkeiten und theoretischen Bezugspunkten herrscht 
über die Relevanz kognitiver Lernvoraussetzungen für den Politikunterricht und der 
politikdidaktischen Forschung in der politischen Bildung relatives Einvernehmen 
(Bonfig, 2019). Im Rahmen dieser Arbeit wird der Vorstellungsbegriff in einer weiten 
konzeptionellen Fassung verwendet, die Wissen und Überzeugungen mit einschließt 
(Reusser & Pauli, 2014). Vorstellungen helfen Lernenden bei ihrer individuellen Ori-
entierung in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft sowie einer Beurteilung der vorge-
fundenen Phänomene. Sie lassen sich in ihrer Gesamtheit als mentale Struktur, in der 
Politikdidaktik als Bürgerbewusstsein betitelt, begreifen, die netzwerkartig organisiert 
ist (Vajen et al., 2022). Aus lerntheoretischer Perspektive ist eine stärkere Trennung 
von Wissen und Überzeugungen im Kontext didaktischer Forschung durch ihre un-
terschiedliche Funktion im Rahmen von Lernprozessen durchaus von Relevanz, je-
doch von dem jeweiligen Erkenntnisinteresse abhängig (Fenstermacher, 1994). Er-
folgreiche politische Lernprozesse sollten dabei bestmöglich an den vorhandenen 
Vorstellungen der Lernenden anknüpfen und ihnen so eine sinnhafte Auseinanderset-
zung mit neuen Inhalten ermöglichen (Lange, 2008). 

Der Einfluss von Emotionen auf ebendiese Lernprozesse ist dabei, ähnlich wie 
die emotionalen Reaktionen von Lernenden auf politische Ereignisse, bisher im Rah-
men der Politikdidaktik nur wenig erforscht (Weber-Stein, 2022). Erkenntnisse aus 
der politischen Psychologie weisen dabei jedoch auf eine wichtige Rolle bei politi-
schen Handlungen, der Formierung politischer Einstellungen, der Entwicklung von 
Moralität sowie der Informationsverarbeitung und der Entscheidungsfindung hin 
(Brader & Marcus, 2013). Lernpsychologische Studien konnten zudem den Einfluss 
von Emotionen auf die Aufmerksamkeit, die Motivation und die Selbstregulation von 
Lernenden nachweisen (Pekrun, 2014). Hieran anschließend scheint es auch für politi-
sche Bildungsprozesse von zunehmender Relevanz, die Wirkung von Emotionen so-
wohl hinsichtlich der Gestaltung effektiver Lernprozesse als auch bei der Formierung 
politischer Überzeugungen und der Artikulation politischer Urteile in den Blick zu 
nehmen. Gegenstand weiterer Forschungsbemühungen ist jedoch weiterhin ihre Er-
hebung, ihre Klassifikation und ihre Aktivierung im Rahmen kognitiver Prozesse 
(Brader & Marcus, 2013). Eine Möglichkeit stellt hier die Beschreibung von Situatio-
nen und der mit diesen verbundenen Emotionen durch die befragten Personen sowie 
eine Klassifikation dieser an Konzepten der Grundemotionen angeschlossenen Typo-
logien dar (Roseman 1996; Shaver et al., 1987).  

4 Methodik 

Hieran anknüpfend wurden in der Datenerhebung Schülerinnen und Schüler nach Ih-
rer Perspektive auf den Ukraine-Krieg, ihren hiermit verbundenen Emotionen sowie 
ihren Informations- und Meinungsbildungsprozessen befragt. Insgesamt nahmen acht 
Schülerinnen und sechs Schüler eines niedersächsischen Gymnasiums aus den Klas-
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senstufen 10-12 an der Erhebung teil. Die Schülerinnen und Schüler wurden durch 
die sie betreuende Klassenlehrkraft auf eine Teilnahme an der Studie aufmerksam 
gemacht. Interessierte Schülerinnen und Schüler konnten nach einer schriftlichen 
Einverständniserklärung der Eltern an der Erhebung teilnehmen. Für die Datenge-
winnung wurde die Erstellung einer Mindmap (Wheldon et al., 2009) mit einem teil-
strukturierten Interview (Helfferich, 2014) kombiniert. Die Schülerinnen und Schüler 
wurden zunächst darum gebeten, eine Mindmap zu dem Thema „Krieg in der Ukrai-
ne“ anzufertigen und Aspekte, die für sie besonders relevant erscheinen, zentral in 
dieser zu platzieren. Hieran angeschlossen wurde mit den Schülerinnen und Schülern 
ein teilstrukturiertes Interview geführt. Die Interviewtranskripte wurden mithilfe der 
inhaltlich strukturierenden qualitativen Inhaltsanalyse (Mayring, 2015) ausgewertet, bei 
der zunächst theoriegeleitete Oberkategorien gebildet wurden, die im Zuge der Aus-
wertung durch zusätzliche Kategorien erweitert und in ein hierarchisches Codesystem 
integriert wurden. Das Material wurde anschließend von zwei Personen unabhängig 
voneinander ausgewertet. Die Intercoderreliabilität betrug 0,81. 

5 Perspektiven der Schülerinnen und Schüler 

Vorstellung zum Krieg in der Ukraine 

Die Schülerinnen und Schüler zeigten eine aktive Auseinandersetzung mit den Ereig-
nissen in der Ukraine und teilweise differenzierte Vorstellungen, auch wenn die 
Mehrheit die Korrektheit und die Aktualität ihres Wissens selbst mit Einschränkungen 
versahen. Hinsichtlich des Krieges standen bei der Mehrheit der Schülerinnen und 
Schüler vor allem das Leid der Menschen in der Ukraine und die durch den Angriff 
Russlands ausgelöste Zerstörung im Vordergrund.  

„Das erinnert an den zweiten Weltkrieg, weil da ziemlich viel passiert ist und man hört immer wieder, 
dass zum Beispiel da Frauen vergewaltigt werden in der Ukraine vom russischen Militär, dass die Videos 
da gepostet werden, was die da machen, dass die Leute da abgeschossen werden.“ (S02)  

Gleichzeitig waren die Fragen nach der Kriegsschuld und der Notwendigkeit von 
Friedensverhandlungen bei den Schülerinnen und Schüler zwar präsent, aber weniger 
stark ausgeprägt. Die Schuld wurde von der überwiegenden Mehrheit bei Russland, 
konkret auch bei Vladimir Putin, gesehen, obwohl ihnen die Beweggründe nicht im-
mer gänzlich nachvollziehbar erschienen. Entsprechend wurden von vielen Schüle-
rinnen und Schülern Waffenlieferungen als legitime Unterstützung angesehen, auch 
wenn einigen das Eskalationspotenzial Sorgen bereitete: 

„Das einzige, was ich dazu jetzt halt sagen kann ist, dass ich Putins Motive nicht ganz verstehe (…). Dann 
habe ich auch geschrieben, dass die Ukrainer eigentlich unschuldig sind, weil es keinen richtigen Grund 
für den Krieg gibt.“ (S06) 

„Dass Deutschland jetzt recht spät so mit Waffenlieferungen begonnen hat, (…) ich sehe das so ein biss-
chen kritisch auf der einen Seite, aber auch gerechtfertigt auf der anderen. Man möchte sich natürlich 
nicht zu sehr in den Konflikten einbeziehen. Vor allem, weil das dann noch größer eskalieren könnte, 
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theoretisch. Aber letzten Endes wird die Demokratie in diesem Land verteidigt und ich finde das ist ein 
sehr wichtiger Aspekt, weil in Russland gibt es keine Demokratie.“ (S08) 

Als Erklärungsversuche wurden teilweise eine wahrgenommene Bedrohung „von den 
Westmächten“ (S06) sowie die Wiederherstellung der „Sowjetunion“ (S08) angeführt. 
Viele Schülerinnen und Schüler äußerten jedoch, dass ihnen Hintergrundwissen zur 
Beurteilung des Krieges fehle und wünschten sich vor allem eine historische Einord-
nung, die die Ereignisse sinnhaft erscheinen lassen würde. Ähnliches traf auch auf die 
Beschreibung der beteiligten Kriegsparteien zu, allerdings waren einige Schülerinnen 
und Schüler hier sehr um eine differenzierte Betrachtungsweise bemüht. In Bezug auf 
Russland wurde häufig eine Trennung zwischen Regierung und Bürgerinnen und Bür-
gern vorgenommen, während die Menschen in der Ukraine vor allem als Opfer des 
Krieges wahrgenommen wurden, die Unterstützung benötigen.  

„Also für Russland würde ich jetzt erstmal sagen-, also ich finde man muss da die russischen Bürger und 
die russische Regierung differenziert betrachten, also unabhängig voneinander quasi.“ (S11) 

„Ja, von der Ukraine habe ich eigentlich das Bild, dass halt die ein unschuldiges Opfer sind (…). Weil ich 
meine die Ukraine braucht auf jeden Fall Unterstützung.“ (S 14) 

Emotionen und Bewältigungsstrategien  

Hieran anschließend waren bei den Schülerinnen und Schülern vor allem Angst und 
Trauer als emotionale Reaktion auf den Krieg in der Ukraine vorherrschend, während 
Wut seltener und Freude, beispielsweise in Form von Hoffnung, nahezu gar nicht ge-
äußert wurde. Die Schülerinnen und Schüler zeigten sich vor allem durch das Leid der 
Bevölkerung betroffen, die vor den Kriegshandlungen flüchten müssen, selbst durch 
die Angriffe Schaden nehmen oder Familie und Freunde verlieren.  

„Weil die hatten ja auch ein Leben, also die hatten ja ein gleiches Leben, wie wir. Also so gleich struktu-
riert und hatten auch Familien und jetzt, dass sie in andere Länder flüchten müssen, oder auch welche 
verletzt und/oder gestorben sind, das erweckt auch ein bisschen Trauer in mir.“ (S14) 

Wut oder Hass wurde von insgesamt drei Schülerinnen und Schülern geäußert und 
richtete sich dabei in zwei Fällen vor allem gegen Vladimir Putin und in einem Fall 
auch gegen die russische Bevölkerung im Allgemeinen. 

„Hass auf Putin habe ich noch geschrieben, weil es so unfassbar ist und es macht mich einfach innerlich 
so ein bisschen sauer.“ (S13) 

Die Angst der Schülerinnen und Schüler bezog sich hingegen vor allem auf eine Aus-
weitung des Krieges und die persönliche Betroffenheit oder die negativen Konse-
quenzen für Freunde und Familienmitglieder. Die Angst oder Sorge um eine Auswei-
tung des Krieges war bei der überwiegenden Mehrheit präsent und die häufigste Reak-
tion auf den Ausbruch des Krieges.   

„Dann halt die Angst logischerweise, irgendwie am Anfang sehr groß war, dass das Ganze noch ausartet.“ 
(S05) 
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„(...) Dass dann die Wehrpflicht wieder eingeführt werden würde und ich vielleicht eingezogen werden 
würde, weil ich davor ziemlich Angst habe.“ (S06) 

„Also am Anfang vor allem war es, dass ich, ich glaube den Tag, wo der Krieg so offiziell ausgebrochen 
war, habe ich gefühlt den ganzen Tag Nachrichten geguckt und war einfach auch total erschrocken und 
habe mir halt auch echt Sorgen auch um Deutschland gemacht und quasi auch um unser Leben.“ (S11) 

Für einige Schülerinnen und Schüler erschien es jedoch zunehmend schwierig, sich 
über die Ereignisse zu informieren, ohne gleichzeitig durch die Nachrichten und Bil-
der oder die daraus entstehenden Sorgen emotional belastet zu werden. Bei anderen 
Schülerinnen und Schülern ließen sich hingegen Anzeichen einer Mitleidsmüdigkeit 
erkennen.  

„Wenn ich mich informieren möchte, dann möchte ich zwar Informationen haben, aber ich möchte jetzt 
nicht so traumatisierende Bilder, oder traumatisierende Informationen, oder traumatisierende Einzelge-
schichten von einzelnen Personen. (…). Das nimmt mich dann doch zu sehr mit.“ (S03) 

„(…) Mittlerweile ist es: Okay, es ist wieder ein Tag Krieg, es kommen wieder Flüchtlinge her. Es ist ir-
gendwann einfach alles eintönig, auch was die Medien so berichten.“ (S09) 

Informations- und Meinungsbildungsprozesse  

Als Informationsquelle über die Ereignisse in der Ukraine dienten den Schülern und 
Schülerinnen im privaten Raum sowohl öffentlich-rechtliche Medienformate als auch 
soziale Netzwerke. Sie versuchten den Ereignissen vor allem durch die Tagesschau 
oder ähnliche Formate zu folgen, sich aber zusätzlich über die sozialen Medien weite-
re Eindrücke über die Situation vor Ort zu verschaffen. Gleichzeitig zeigten sich eini-
ge Schülerinnen und Schüler aber auch der Möglichkeit der politischen Einflussnahme 
durch digitale Medien und der Gefahr von Desinformationen bewusst. 

„Ansonsten meine zuverlässigste Quelle ist tatsächlich ja Tagesschau, ZDF, sowas über Handy-App, oder 
halt abends in den Nachrichten im Fernsehen.“ (S12) 

„Ich habe zwischendurch mal irgendwie auf YouTube so geguckt von Bombeneinschlägen, weil es mich 
interessiert hat, wie das so ist.  Das ist ja so total surreal und sowas.“ (S03) 

„Also ich denke definitiv online irgendwas herauszufinden ist schwierig, weil man nie weiß, ob da jetzt ir-
gendwie vielleicht Propaganda hinter steckt, weil Russland hat ja auch viele Nachrichtenkanäle, die beein-
flusst werden.“ (S06) 

Um sich über die Ereignisse und die eigene Meinung auszutauschen, wendeten sich 
die Schülerinnen und Schüler zumeist an Mitschülerinnen und Mitschüler, Freundin-
nen und Freunde oder Familienmitglieder, wobei der Familie der größte Stellenwert 
beigemessen wurde. Gerade zu Anfang des Krieges tauschten sich viele Schülerinnen 
und Schüler über die politischen Konsequenzen, die Möglichkeit einer Eskalation und 
eigener Handlungsmöglichkeiten mit den Eltern aus und bewerteten deren Meinung 
als sehr wichtig für sich selbst. 

„Ja, ich habe viel mit meiner Familie darüber gesprochen, vor allem auch irgendwie so mit meinen Groß-
eltern, mit denen habe ich viel darüber geredet. Ja, genau ansonsten hat man sich ja auch immer mal mit 
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Freunden und sowas ausgetauscht, das hat einem auch geholfen, aber mit der Familie war das irgendwie 
noch so ein bisschen enger.“ (S04) 

Über die Familie hinaus wurden Lehrkräfte von den Schülerinnen und Schülern eben-
falls häufig als verlässliche Informationsquelle eingeschätzt und der Raum, der ihnen 
in der Anfangszeit des Krieges für einen Austausch eingeräumt wurde, positiv gewer-
tet. Dass dieser Rahmen darüber hinaus nicht verstetigt wurde, beschrieben viele 
Schülerinnen und Schüler als negativ. 

„Deswegen war es glaube ich auch gut, dass man da nochmal Positionen zum Beispiel jetzt von Lehrern 
hört, (…) ich glaube davon konnten wir halt alle irgendwie profitieren.“ (S11) 

6 Diskussion und Fazit 

Die Ergebnisse der Studie, die hier nur in Auszügen dargestellt werden konnten, zei-
gen hinsichtlich der Vorstellungen zum Krieg in der Ukraine ein recht differenziertes 
Bild. Die Schülerinnen und Schüler versuchen vielfach, bei ihren Überlegungen zu 
den Ursachen des Krieges und den Reaktionsmöglichkeiten unterschiedliche Perspek-
tiven mit einzubeziehen und wenden dieses Schema auch auf die beteiligten Kriegs-
parteien an. Gerade in Bezug auf Russland wird hier vielfach eine Unterscheidung 
zwischen politischer Führung und Bevölkerung hervorgehoben. Obwohl eine aus-
bleibende Stigmatisierung der russischen Bevölkerung sowie von Personen mit ent-
sprechender Migrationserfahrung in Deutschland grundsätzlich positiv zu deuten ist, 
könnte eine Betrachtung der gesellschaftlichen Unterstützung des Krieges in Russland 
und der hiermit verbundenen Motive die vorhandenen Vorstellungen weiter kontex-
tualisieren. Hieran angeschlossen erscheint auch eine verstärkte Betrachtung der ideo-
logischen Grundlagen russischer Politik relevant (Snyder, 2018). Trotz vielfacher Be-
fürwortung einer Unterstützung der Ukraine, auch durch die Lieferung von Waffen, 
sehen die Schülerinnen und Schüler diese weder als Allheilmittel noch ohne mögliche 
negative Nebeneffekte. Hier könnten Bildungsprozesse im Rahmen der Entwicklung 
einer politisch-moralischen Urteilsfähigkeit durch eine Reflexion von Wertmaßstäben 
und ihre Anwendung auf Entscheidungen im Kontext des Ukraine-Krieges produktiv 
anknüpfen. Ein möglicher Anschlusspunkt hierfür stellen völkerrechtliche Betrach-
tungen des Krieges und die mit diesem verbundenen Transgressionen dar.  

Gleichzeitig sollten schulische politische Bildungsprozesse verstärkt zum Aus-
tausch von Perspektiven und der Diskussion anregen, die die Schülerinnen und Schü-
ler vor allem im privaten Umfeld führten. Hierbei gilt es, sensibel auf die emotionalen 
Bedarfe zu reagieren. Die von Angst und Mitleid geprägte Reaktion der Schülerinnen 
und Schüler bieten dabei unterschiedliche Anknüpfungspunkte für politische Bil-
dungsprozesse: Während die Empfindung von Mitleid im Rahmen normativer Ur-
teilsprozesse aufgegriffen und reflektiert werden könnte, scheint bei der Angst vor al-
lem eine wertschätzende und kontinuierlich informierende Herangehensweise sinn-
voll. Dass Schülerinnen und Schüler einen konventionellen Krieg auf europäischem 
Boden mit Beteiligung einer Atommacht mit Sorge erfüllen, stellt eine legitime Reak-
tion auf die Ereignisse dar und sollte daher von Lehrkräften entsprechend ernstge-
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nommen werden. Gleichzeitig darf es jedoch nicht bei einem rein pädagogischen 
Umgang mit den Emotionen bleiben. Vielmehr bedarf es auch der Vermittlung fach-
wissenschaftlicher Perspektiven und gesicherter Informationen, um die Schülerinnen 
und Schülern bei einer fundierten Einordnung der Ereignisse zu unterstützen. Gerade 
der Wunsch nach mehr geschichtlichen Fakten muss jedoch auch kritisch betrachtet 
werden, da eine entsprechende Fokussierung die Perspektive eines historischen De-
terminismus hinsichtlich der Entstehung des Krieges hervorrufen könnte. Stattdessen 
scheint eine politikwissenschaftliche Theorienströmungen einbeziehende Einordnung 
der Ereignisse und die sich hieraus ableitenden politischen Handlungsmöglichkeiten 
eine produktivere Herangehensweise.  

Abschließend muss jedoch hervorgehoben werden, dass sowohl hinsichtlich der 
Perspektiven von Schülerinnen und Schüler als auch der Wirkung schulischer Bil-
dungsprozesse weitere Forschung benötigt wird. Sowohl aus längs- als auch quer-
schnittlicher Perspektive bieten die hier vorgestellten Daten nur einen sehr begrenzten 
Einblick, der entsprechender Erweiterung bedarf. Hierbei könnten unter anderem re-
gionale und milieuspezifische Unterschiede in den Blick genommen werden. Gerade 
im Rahmen gesellschaftlicher Krisenereignisse sollte dabei den Emotionen von Schü-
lerinnen und Schüler weiterhin verstärkte Aufmerksamkeit geschenkt werden.  
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„Lauterbach will Kiffen leichter machen“ titelt die BILD1, als im Oktober vergangenen Jah-
res der Bundesgesundheitsminister ein Eckpunktepapier2 zur kontrollierten Abgabe 
von Cannabis vorstellte. Dieses beinhaltet u.a., dass der „Erwerb und der Besitz bis zu 
einer Höchstmenge von 20 bis 30 Gramm Genusscannabis zum Eigenkonsum im 
privaten und öffentlichen Raum […] straffrei ermöglicht“ und privater Eigenanbau 
„in begrenztem Umfang erlaubt“ würden. Das Mindestalter für Verkauf und Erwerb 
solle 18 Jahre betragen und der Vertrieb „mit Alterskontrolle in lizenzierten Fachge-
schäften und ggf. Apotheken erfolgen.“ Darüber hinaus will die Bundesregierung 
Reinheits- und Qualitätsstandards festlegen, eine „Cannabis-Steuer“ einführen sowie 
Präventionsarbeit, Beratungs- und Behandlungsangebote ausbauen.  

Cannabis ist die am häufigsten konsumierte illegale Droge in Deutschland3 und 
die weltweit am zweithäufigsten konsumierte Droge nach Alkohol und vor Nikotin4. 
Nach Schätzungen des Deutschen Hanfverbandes5 beträgt die illegal konsumierte 
Menge in der Bundesrepublik 200 bis 400 Tonnen jährlich. Knapp 9 Prozent aller 
Erwachsenen im Alter von 18 bis 64 Jahren konsumierten laut Epidemiologischen 
Suchtsurvey von 2021 innerhalb von 12 Monaten mindestens einmal Cannabis, etwa 
4,5 Millionen Personen.6 Laut Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA)7 gab 2021 allein die Hälfte aller 18- bis 25-jährigen an, bereits Cannabis kon-
sumiert zu haben. Während der Konsum von Alkohol und Zigaretten rückläufig sei, 
konstatiert die BZgA einen stetigen Anstieg von Cannabis-Konsum bei Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen (12-25 Jahre). 

Claudia Mathias  
unterrichtet Gemeinschaftskunde, Wirtschaft und Recht an einem freien Gymnasium bei 
Leipzig und führte ein Planspiel zur Cannabis-Legalisierung im Bundestag in Klassenstufe 9 
durch. 
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Cannabis, so der lateinische Name der Hanfpflanze, wurde zur Herstellung von 
Kleidung, Lebensmitteln und Öl vor etwa 12.000 Jahren domestiziert und gehört da-
mit zu den ältesten Kulturpflanzen der Erde8. Erst seit dem 20. Jhd. wird die Hanf-
pflanze vorwiegend als Droge gebraucht. Die getrockneten Blüten der weiblichen 
Hanfpflanze (Marihuana) werden mit Tabak gemischt geraucht; das Harz (Haschisch) 
wird ebenfalls geraucht oder Gebäck beigefügt.9 Herkunftsgebiete für Cannabis in 
Europa sind Westafrika, die Karibik und Südostasien oder Afghanistan10. Sowohl in 
der Politik als auch in der Wissenschaft wird eine Legalisierung von Cannabis, wie sie 
die Bundesregierung vorsieht, kontrovers diskutiert.  

Die Positionen der Parteien im Bundestag 

Mit der Entkriminalisierung von Cannabis warb die SPD in ihrem Wahlprogramm 
2021:  

 
„Wie Alkohol ist auch Cannabis eine gesellschaftliche Realität, mit der wir einen adäquaten politischen 
Umgang finden müssen. Verbote und Kriminalisierung haben den Konsum nicht gesenkt, sie stehen einer 
effektiven Suchtprävention und Jugendschutz entgegen und binden enorme Ressourcen bei Justiz und Poli-
zei. Eine regulierte Abgabe von Cannabis an Erwachsene soll in Modellprojekten von Ländern und Kom-
munen erprobt werden können, begleitet durch Maßnahmen der Prävention, Beratung und Behandlung im 
Jugendbereich. Zudem werden wir bundeseinheitlich regeln, dass der Besitz kleiner Mengen von Cannabis 
strafrechtlich nicht mehr verfolgt wird.“  

www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschluesse/Programm/SPD-Zukunftsprogramm.pdf 
 

Sowohl Olaf Scholz als auch Karl Lauterbach nahmen zunächst eine kritische Haltung 
innerhalb der SPD ein und äußerten gesundheitsgefährdende Bedenken, vor allem mit 
Blick auf den Cannabis-Konsum Jugendlicher. Beide gaben jedoch an, ihre Ansicht 
geändert zu haben. Vor allem würden auf dem Schwarzmarkt „toxische Dosierungen“ 
geboten, um die Abhängigkeit von Jugendlichen zu provozieren. „Wenn man das verhin-
dern will, dann muss man entkriminalisieren“, so der Bundesgesundheitsminister.11  

 
Die Grünen betrachten das bestehende Verbot von Cannabis ebenfalls als „gescheitert“ 
und plädieren für eine Politik, die „Drogen weder verharmlost noch ideologisch verteufelt […] Die 
Selbstverantwortung mündiger Erwachsener wollen wir stärken, ebenso wirksame Prävention. Konsu-
ment*innen sollen nicht länger kriminalisiert werden, stattdessen benötigen Abhängige Hilfe.“12  

Die Auswirkungen einer Legalisierung von Cannabis sollen wissenschaftlich eva-
luiert und Kommunen dabei gefördert werden, „zielgruppenspezifische und niedrigschwellige 
Angebote in der Drogen- und Suchthilfe auszubauen. Dazu zählen etwa aufsuchende Sozialarbeit, 
Substanzanalysen, Substitutionsprogramme auch in Haftanstalten und Angebote für Wohnsitzlose 
sowie die bessere Vermittlung in ambulante und stationäre Therapie.“ 
www.gruene.de/themen/drogenpolitik 

 
Auch die FDP tritt für die Legalisierung ein: 

 
„In einem legalen, aber regulierten Markt hätte der Staat die Kontrolle und könnte die Regeln selbst festle-
gen. […] Bei einem Großteil der von der Polizei erfassten Fälle geht es um Konsumenten. Die Verfolgung 
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der großen Dealer rückt so in den Hintergrund. Die meisten Ermittlungen stellen die Staatsanwaltschaften 
ein, da es nur um geringe Mengen geht. Hunderttausende Arbeitsstunden fallen so bei Polizei und Justiz 
an, die bei der Verfolgung schwerer Kriminalität wesentlich sinnvoller eingesetzt werden könnten.“ 

www.fdp.de/sites/default/files/import/2019-02/6963-20190205-flugblatt-cannabis.pdf 
 

Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Gesundheit der Unionsfraktion, Tino Sorge, posi-
tioniert sich dagegen klar gegen die Vorhaben der Bundesregierung und verweist auf 
„gravierende gesundheitliche Gefahren“. „Irreversible Schäden werden billigend in Kauf genommen. 
Hier wird Ideologie vor Gesundheit gestellt.“ Zudem kritisiert Sorge, dass bei einem legalen 
Eigenanbau nicht garantiert werden könne, dass Kinder und Jugendliche keinen Zu-
gang zum Rauschmittel hätten. „Cannabis ist offenbar der Kitt, der die Ampelkoalition zu-
sammenhält.“13 

Dagegen nehmen große Teile der Jungen Union nicht die Haltung ihrer „Mutter-
partei“ ein. „Macht euch locker“, forderte der ehemalige Bundesvorsitzende, Tilman 
Kuban, beim Bundestreffen im vergangenen November.14 

Simone Borchardt, drogenpolitische Sprecherin der Fraktion, gibt jedoch zu be-
denken, dass noch nicht geklärt sei, wer zukünftig kontrolliere, wie viel tatsächlich für 
den Eigenbedarf zuhause angebaut werde. Auch der CSU-Politiker Stephan Pilsinger 
hegt Zweifel, ob der Schwarzmarkt tatsächlich „ausgetrocknet“ werden könne: „Wenn 
Cannabis mit begrenztem THC-Gehalt in Deutschland produziert werden muss, dann wird der 
Preis bei den für die Aufzucht schwierigen klimatischen Bedingungen hierzulande, bei den hohen 
Energiepreisen, bei unseren vergleichsweisen hohen Steuersätzen und den zu erwartenden Gewinnmar-
gen der Apotheken deutlich über dem Schwarzmarktpreis liegen.“ Konsumierende würden da-
her weiterhin illegal billigere Ware kaufen.15  

Darüber hinaus verweist die Unionsfraktion – u.a. in einer Kleinen Anfrage16 – 
auf die Unvereinbarkeit des Gesetzesvorhabens mit „geltendem EU-Recht und Rege-
lungen des internationalen Rechts.“ Ersteres erlaubt lediglich eine Entkriminalisierung 
von Cannabis – also den straffreien Besitz geringer Mengen. Herstellung und Handel 
im kommerziellen Bereich – also eine Legalisierung von Cannabis wie im Eckpunkte-
papier vorgesehen – sind laut geltendem EU-Recht allerdings nicht gestattet.17 

 
Die AfD befürwortet in ihrem Wahlprogramm von 2021 zwar eine Freigabe von 
Cannabis bei medizinischer Indikation, hält eine generelle Legalisierung jedoch für 
„unverantwortlich“. „Die AfD steht für die richtige Mischung aus Freiheit und Verantwortung. 
Ja zur medizinischen Nutzung von Cannabis – Nein zu linksgrüner Drogenpolitik zum Schaden 
junger Menschen.“ 
https://afdkompakt.de/2022/10/20/drogenpolitik-afd-fuer-cannabis-nutzung-zu-medizinischen-
zwecken-nicht-zum-blossen-konsum/ 

 
Als „ganz ordentlich“ bezeichnet Ates Gürpinar, drogenpolitischer Sprecher der Frak-
tion die Linke, das Eckpunktepapier der Ampelregierung. Um jedoch gegen den zu-
künftigen Profit von Cannabis-Fachgeschäften vorzubeugen, schlägt die Partei soge-
nannte „Cannabis Social Clubs (CSC)“ vor, wie etwa in Spanien oder Belgien initiiert. 
„Eine Art Verein zum gemeinschaftlichen Eigenanbau von Cannabis-Pflanzen. Handel mit Can-
nabis soll es hier nicht geben, denn die Mitglieder müssen sich verpflichten, kein Cannabis zu verkau-
fen und auch nicht Dritte, vor allem Minderjährige, zum Konsum zu ermuntern. Ganz praktisch 
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hieße das, dass sich beispielsweise zehn Menschen zu einem „CSC“ zusammenschließen und damit 
insgesamt 40-60 Cannabis-Pflanzen anbauen könnten. Der Club muss Informationen über seine 
Mitglieder, ein Konzept zur Lagerung, zum Anbau und zur Ernte vorlegen können und bestenfalls 
sollten die Produktionsmöglichkeiten auch unter ökologisch nachhaltigen Aspekten überprüft wer-
den“. 
www.tagesschau.de/inland/cannabis-legalisierung-linke-101.html 

 
Des Weiteren fordert die Fraktion in einem Antrag an den Bundestag (2020) die 
„Gleichstellung von cannabis- und alkoholkonsumierenden Führerscheininhaberin-
nen und Führerscheininhabern“ und plädiert für eine Anhebung der Toleranzgrenze 
für den Cannabiskonsum im Straßenverkehr entsprechend der 0,5-Promille-Grenze 
bei Alkohol. „Im Gegensatz zur Grenzwert-Regelung bei Alkohol gilt bei Cannabis faktisch eine 
Null-Toleranz-Grenze. Der meist angewendete Grenzwert von 1,0 ng THC pro ml Blutserum ist so 
niedrig, dass dieser oft noch Tage nach dem Cannabiskonsum überschritten wird, wenn längst keine 
Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit mehr bemerkbar ist.“  
https://dserver.bundestag.de/btd/19/176/1917612.pdf 

 
Nichtsdestotrotz gehen den Linken die Pläne der Bundesregierung nicht weit genug. 
In ihrem Grundsatzprogramm spricht sich die Partei für eine langfristige Legalisie-
rung und kontrollierte Abgabe aller Drogen aus: „Wir wollen den Wunsch nach Rausch 
nicht moralisch werten. Er ist ein Bestandteil der Kultur, auch wenn damit Risiken und mögliche 
Schäden verbunden sind.“ 
www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2021/Wahlprogramm/DIE_LINKE_Wahlprogramm_ 
zur_Bundestagswahl_2021.pdf 

Kritik aus der Wissenschaft 

„Es ist erschreckend, dass sich ein Gesundheitsminister, der zugleich Arzt ist, für die Legalisierung einer 
Droge einsetzen muss“, kritisiert Klaus Reinhardt, Präsident der Bundesärztekammer.18 

 
Im Körper befinden sich die Cannabinoid-Rezeptoren – CB1 und CB2. CB1-Rezep-
toren verteilen sich überwiegend im zentralen Nervensystem, also im Gehirn und Rü-
ckenmark, jedoch auch in Organen wie Darm oder Nieren. Sie beeinflussen Prozesse 
wie die Bewegungssteuerung, die Informationsverarbeitung, das Kurzzeitgedächtnis, 
die Motivation, aber auch die Schmerzwahrnehmung und den Appetit. CB2-
Rezeptoren finden sich hauptsächlich auf den Immunzellen im Körper, sie haben 
folglich Einfluss auf die Immunabwehr. Bei Bedarf produziert der Körper Endocan-
nabinoide, die die Cannabinoid-Rezeptoren aktivieren. „Bei Cannabis-Konsum docken je-
doch die starken Cannabinoide der Hanfpflanze von außen an die Rezeptoren an. Diese Hanf-
Cannabinoide beeinflussen oder stören die Prozesse im Gehirn. Sie können die Balance durcheinan-
derbringen.“  
www.ardalpha.de/wissen/gesundheit/gesund-leben/cannabis-legalisierung-marihuana-hanf-kiffen-
rauchen-drogen-rausch-sucht-gesundheit-102.html 
 



Kontrovers: Cannabis-Legalisierung in Deutschland     221 

Bei regelmäßiger Zuführung von Cannabispräparaten findet eine Anpassung der CB1-
Rezeptoren an das Vorhandensein von THC statt, dem rauschauslösenden und zur 
Abhängigkeit führenden Inhaltsstoff. Länger andauernde Störungen im Nervensystem 
können die Folge sein. Dazu zählen auch psychische Erkrankungen – so zeigte eine 
europaweite Studie von 2010 bis 2015, dass täglich Cannabis-Nutzende dreimal so 
häufig akute Psychosen erlitten wie Personen ohne Cannabiskontakt.19 

Problematisch kommt hinzu, dass sich nach Angaben der Deutschen Beobach-
tungsstelle für Drogen und Drogensucht der THC-Gehalt von Cannabisharz von 
2010 auf 2020 verdreifacht habe. In der Folge steigt die Anzahl ambulanter und stati-
onärer Suchtbehandlungen beständig.20 Die zunehmende klinische Behandlung von 
Konsumierenden ist zudem auf eine verstärkte Streckung mit anderen Substanzen wie 
synthetischen Cannabinoiden, Sand, Talkum, Zucker, Haarspray21 oder gar Blei22 zu-
rückzuführen.23 2019 beobachteten Wissenschaftler*innen der psychiatrischen Uni-
klinik Ulm fast achtmal mehr Cannabis-Psychosen als 2011. Dies führen sie ebenso 
zum einen auf die zunehmende Beimischung von synthetische Cannabinoiden zurück. 
Zum anderen könnte die Freigabe von Cannabis für medizinische Zwecke im Jahr 
2017 eine Ursache darstellen: So würden ggf. „die gefährlichen Nebenwirkungen vor allem 
von illegal erworbenen Cannabisprodukten unterschätzt.“24 

Vor allem bei Heranwachsenden gilt der Konsum von Cannabis als stark gesund-
heitsgefährdend. Das menschliche Gehirn entwickelt sich bis zum 25. Lebensjahr25 – 
und damit über das geplante Legalisierungsalter von 18 Jahren hinaus. Besonders die 
Weiterleitung von Informationen im Nervensystem wird beeinflusst, aber auch der 
Hormonhaushalt, der sich ebenso auf die Gehirnentwicklung auswirkt, bis ins Er-
wachsenenalter. Konzentrationsschwierigkeiten und Gedächtnisstörungen sind u.a. 
die Folge. Eine europaweite Studie mit ca. 800 Jugendlichen zeigte eine deutlich dün-
nere Hirnrinde im Bereich des präfrontalen Kortex bei Cannabis-Konsumierenden als 
bei der Cannabis-abstinenten Vergleichsgruppe – „genau die Hirnregion, die wichtig ist, um 
Impulse zu kontrollieren, Probleme zu lösen und Handlungen zu planen“.26 „Je früher die Schädi-
gungen eintreten, desto höher ist das Risiko, dass die Schäden nicht reversibel sind.“27 Das Risiko 
steigt zudem für jugendliche Cannabis-Konsumierende, an Psychosen, Angstzustän-
den und Depressionen zu erkranken. Dabei sind besonders Jugendliche (und Erwach-
sene) gefährdet, in deren Verwandtschaft es Personen mit psychischen Krankheiten 
gibt bzw. die selbst bereits psychotische Symptome hatten.28 

Befürwortung aus der Wissenschaft 

Die Neurologin und Psychiaterin Kirsten Müller-Vahl sieht dagegen einen verbesser-
ten Jugendschutz als Hauptargument für die Legalisierung von Cannabis: „Ich kenne 
keinen Drogendealer, der Kinder und Jugendliche nach dem Ausweis oder nach dem Alter fragt. Das 
ist genau die Chance, die wir hier haben, indem wir das legalisieren.“ 
www.deutschlandfunkkultur.de/cannabis-legalisierung-104.html 
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Heino Stöver, Direktor des Instituts für Suchtforschung in Frankfurt am Main: „Durch 
eine geringere Stigmatisierung infolge einer Legalisierung könnten [Behandlungs- und] Hilfsangebote 
profitieren. Jugendliche könnten offener mit ihren Eltern oder in der Therapie darüber sprechen und 
in der Schule anders aufgeklärt werden. Das wäre sinnvolle Prävention. Auch Beratungseinrichtun-
gen könnten so einen ehrlicheren und glaubwürdigeren Diskurs führen und ihr Therapieangebot auf 
die Bedürfnisse der Jugendlichen besser abstimmen.“ 
www.tagesschau.de/wissen/cannabis-legalisierung-medizin-103.html 

 
Fernab aller Gefahren für Jugendliche und Erwachsene trat 2017 das Gesetz „Canna-
bis als Medizin“ u.a. mit der Zielstellung einer verbesserten Palliativversorgung in 
Kraft.29 Es wird als Kapsel eingenommen, als Spray inhaliert oder als Marihuana zum 
Rauchen verschrieben.30 Ärztlich verordnet wird es etwa bei schwerer Appetitlosigkeit 
und Übelkeit (Kachexie) im Laufe einer Krebsbehandlung mit Chemotherapie, aber 
auch im Rahmen einer Schmerztherapie bei chronischen Erkrankungen (z.B. Multiple 
Sklerose oder Rheuma). Die behandelnden Ärzt*innen müssen dies jedoch vorab bei 
der Krankenkasse beantragen, die wiederum den Medizinischen Dienst der Kranken-
versicherung zur Prüfung der Voraussetzungen einer Behandlung mit Cannabis beauf-
tragen. So muss etwa eine „schwerwiegende“ Erkrankung vorliegen, darf es keine Al-
ternative zur Behandlung mit Cannabisarzneimitteln geben und müssen die Erkrank-
ten an einer anonymisierten Begleiterhebung teilnehmen.31 Cannabis als Medizin gilt 
„allgemein als nebenwirkungsarm“.32 Vorbehalte von Ärzt*innen, ein Mangel ein 
Apotheken, die Cannabis ausgeben, der bürokratische Aufwand und eine lange War-
tezeit bis zur Antragsbestätigung auf Seiten der Krankenkassen behindern jedoch die 
Behandlung mit Cannabis.33 

Neben dem medizinischen Nutzen stellt eine Legalisierung des Rauschmittels 
auch aus wirtschaftlicher Perspektive einen Gewinn dar. Eine Studie des Instituts für 
Wettbewerbsökonomie der Uni Düsseldorf: „Allein durch eine Cannabissteuer würden dem 
Fiskus nach den Berechnungen jährlich 1,8 Milliarden Euro zufließen. Hinzu kommen Mehrein-
nahmen bei der Körperschafts-, Gewerbe- und Umsatzsteuer von zusammen rund 735 Millionen 
Euro sowie ein höheres Aufkommen an Sozialbeiträgen (526 Millionen Euro) und Lohnsteuer 
(280 Millionen Euro), das durch rund 27.000 legale Arbeitsplätze in der Cannabiswirtschaft ent-
steht. […] Hinzu kommt, dass eine Legalisierung zu erheblichen Einsparungen bei der Strafverfol-
gung (1,05 Milliarden Euro) und der Justiz (313 Millionen Euro) führt. Insgesamt ergibt sich somit 
ein positiver fiskalischer Gesamteffekt von jährlich gut 4,7 Milliarden Euro.“ 
www.dice.hhu.de/startseitennews/studie-cannabislegalisierung-bringt-dem-staat-jaehrlich-47-milliarden-
euro-rund-27000-legale-arbeitsplaetze-wuerden-entstehen 

 
Der Bund Deutscher Kriminalbeamter plädiert ebenso für einen Richtungswechsel in 
der Cannabis-Politik: „[Der] BDK [sieht] in der Kriminalisierung von Cannabiskonsu-
ment:innen kein geeignetes Mittel, um die illegale Herstellung und den Vertrieb von Cannabis mit 
Erfolg zu bekämpfen. Das zeigen die Erfahrungen, die in den vergangenen 50 Jahren gemacht wor-
den sind, mehr als deutlich. […] Die Verfügbarkeit von Cannabis auf dem illegalen Markt scheint 
höher denn je. Der Wirkstoffgehalt steigt stetig. […] Die Regelungen in anderen Ländern, die den 
Umgang mit Cannabis als Ordnungswidrigkeit einordnen bzw. andere Maßnahmen zur Verhütung 
des Konsums ergreifen, sind mit dem Rahmenbeschluss des Europäischen Rates und den internationa-
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len Verträgen vereinbar. Insoweit erscheint das in Portugal praktizierte Vorgehen im Bereich der 
Konsumentendelikte nach Auffassung des BDK durchaus geeignet, zu der dringend für erforderlich 
gehaltenen Entkriminalisierung beizutragen.“  
www.bdk.de/der-bdk/wer-wir-sind/positionen/2022-07-13-positionspapier-des-bdk-kontrollierte-
abgabe-von-cannabis.pdf 

 
Generell besteht die Kritik einer ungerechtfertigten Ungleichbehandlung von Alkohol 
(„Genussmittel“) und Cannabis („Rauschmittel“). „Betrachtet man die Kosten, die durch kör-
perliche, psychische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Schäden entstehen, müsste man Alkohol ver-
bieten und nicht Cannabis“, so Kirsten Müller-Vahl.34 Besonders kritisiert der Ge-
schäftsführer des Deutschen Hanfverbandes, Georg Wurth, die Ungleichbehandlung 
von Cannabis- und Alkoholkonsumierenden im Straßenverkehr – und unterstützt da-
mit einen Antrag der Fraktion Die Linke im Rahmen einer Anhörung im Bundesver-
kehrsausschuss: „Bei Alkoholkonsumenten wurde eine Sanktionsspirale mit zunehmend harscheren 
Folgen von Verstößen etabliert. Man möchte die Menschen nicht sofort und gnadenlos „ausknipsen“, 
sondern setzt auf einen erzieherischen Effekt, um mehr Verkehrssicherheit zu gewährleisten. Bei Can-
nabiskonsumenten wird sehr häufig […] mit dem Umweg über eine teure MPU der Führerschein 
nach dem ersten Verstoß entzogen, oft ohne dass die betreffende Person jemals berauscht gefahren ist.“  
www.bundestag.de/resource/blob/823848/db8b6679886ce65b5f76d9f5f2c07bd2/19-15-459-F-data.pdf 

 
Andreas Krämer vom Deutschen Anwaltverein stimmt zu: „Der bisherige Grenzwert bei 
der THC-Konzentration taugt nicht, da er keine Aussage über Fahruntüchtigkeit trifft. Vielmehr 
ist es notwendig, den Toleranzwert – wie beim Alkoholkonsum – so festzulegen, dass nur berauschte 
Fahrer sanktioniert werden. Wegen der langen Abbauzeit des THC würden ansonsten Fahrer noch 
Tage nach dem Konsum kriminalisiert.“35 Das Hauptproblem bei der Festlegung von 
Grenzwerten: „Cannabis löst anders als Alkohol ganz unterschiedliche Wirkungen bei verschiede-
nen Menschen aus“, so Siegfried Brockmann vom Gesamtverband der Deutschen Versi-
cherungswirtschaft. Der ADAC plädiert daher weiterhin für ein Verbot von Cannabis 
im Straßenverkehr: „Die Sicherheit im Straßenverkehr darf nicht zur Disposition stehen.“36 

Umsetzung & Auswirkungen einer Legalisierung in anderen 
Ländern 

Neben Portugal haben auch die Niederlande und Spanien Cannabiskonsum „entkri-
minalisiert“ (nicht legalisiert; siehe EU-Recht oben). In Portugal wird seit 2001 neben 
Cannabis selbst der Konsum harter Drogen wie Ecstasy oder Heroin bis zu einer be-
stimmten Menge als Ordnungswidrigkeit betrachtet. „Drogenabhängige werden dort 
nicht als Kriminelle angesehen, sondern als Kranke.“37 „Wird Cannabis zum Konsum si-
chergestellt, muss man bei einer Drogenberatungsstelle vorsprechen und gegebenenfalls ein Bußgeld 
zahlen. Gleichzeitig setzt das Land auf mehr Präventionsmaßnahmen und Street Working. Durch 
die Reformen konnte Portugal die Zahl der Drogentoten infolge von Heroin reduzieren. Der Canna-
bis-Konsum liegt offiziellen Zahlen zufolge im mittleren europäischen Durchschnitt.“ 
www.ardalpha.de/wissen/gesundheit/gesund-leben/cannabis-legalisierung-marihuana-hanf-kiffen-
rauchen-drogen-rausch-sucht-gesundheit-102.html 
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Der Leiter des Ausschusses Sucht und Drogen der Bundesärztekammer, Wilfried 
Kunstmann, warnt dagegen auf Basis seiner Untersuchung von fünf Ländern (Colo-
rado, Kanada, Niederlande, Portugal und Uruguay) vor einem Anstieg des Can-
nabiskonsums infolge einer Legalisierung. „In Colorado geben inzwischen 27,5 Prozent der 
Erwachsenen an, im zurückliegenden Jahr Cannabis konsumiert zu haben“, berichtete er. Ähnlich 
hoch liege die Konsumprävalenz in Kanada. Auswirkungen auf den Konsum Jugendlicher (15 bis 16 
Jahre) konnte er in den fünf Ländern hingegen nicht feststellen. Während der Konsum in den Nieder-
landen in der Altersgruppe der 15 bis 34-Jährigen mit 15,5 Prozent etwa dem europäischen Mittel-
wert entspricht, liege er nur in Portugal mit acht Prozent deutlich darunter.“ 
www.aerzteblatt.de/archiv/222411/Legalisierung-von-Cannabis-Risiken-fuer-die-Gesundheit 

 
Untersuchungen aus Kanada bestätigen den Einwand der Union, wonach der Schwarz-
markt mittels Legalisierung nicht automatisch eingedämmt würde. Ist der Preis zu 
hoch und die Verfügbarkeit von legalem Cannabis (im ländlichen Raum) kaum gege-
ben, werden bevorzugt die lokal Dealenden aufgesucht.38  

Allerdings muss hier auf die schwierige Forschungslage hingewiesen werden – so 
vermerkt das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämp-
fung (UNODC): „Many trends observed in outcome measures in countries and states that have le-
galized cannabis cannot be simply taken out of context, nor can those measures be replicated in other 
countries as such. In different jurisdictions, the degree of development of the cannabis market, social 
constructs and existing policies could differently mitigate or exacerbate the impact of cannabis legaliza-
tion.” Zudem betont das UNODC, dass die Auswirkungen einer Cannabislegalisierung 
in den Bereichen Gesundheit, Sicherheit und Strafrecht/-verfolgung mitunter Jahr-
zehnte brauchten, ehe sie offensichtlich würden: „Implementing a policy of cannabis legali-
zation is not an on/ off light switch, although the typical research study design imagines that to be the 
case.“ 
www.unodc.org/res/wdr2022/MS/WDR22_Booklet_3.pdf 
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„Bildung für nachhaltige Entwicklung“ (BNE) – 
Nicht nur Chancen, sondern auch 
Herausforderungen und Probleme für die 
sozialwissenschaftliche Bildung 

Christian Fischer 

1. Zur Aktualität des Themas 

„Bildung für nachhaltige Entwicklung“ versteht sich als eine Bildung, „die Menschen 
zu zukunftsfähigem Denken und Handeln befähigt“ (Nationale Plattform Bildung für 
nachhaltige Entwicklung/Bundesministerium für Bildung und Forschung 2017: 7). Sie 
möchte einen Beitrag zu einer „umfassende[n] und tief greifende[n] gesellschaftli-
che[n] Transformation“ im Sinne der Menschheit und des Planeten leisten (Nationale 
Plattform Bildung für nachhaltige Entwicklung/Bundesministerium für Bildung und 
Forschung 2017: 7).  

Eine aktuelle bildungspolitische Nachricht könnte lauten, dass ihre Verankerung 
in den Lehrplänen der Bundesländer inzwischen weit vorangeschritten ist. Sie erfolgte 
nicht als eigenes Unterrichtsfach, sondern als Querschnittsaufgabe der bestehenden 
Unterrichtsfächer. Damit steht auch die schulische sozialwissenschaftliche Bildung – 
im Rahmen des Sachunterrichts und der weiterführenden Fächer, die je nach Bundes-
land Sozialkunde, Politik-Wirtschaft oder Gemeinschaftskunde heißen, – vor der 
Aufgabe, „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ zu integrieren und umzusetzen.  

Eine wirklich breite fachdidaktische Diskussion über die Frage, inwieweit „Bildung 
für nachhaltige Entwicklung“ und sozialwissenschaftliche Bildung zueinander passen, 
blieb bisher allerdings aus. Zwar wurden in einzelnen Publikationen die Chancen und 
Schnittmengen beleuchtet (vgl. Hemkes/Rudolf/Zustrassen 2022; Wulfmeyer 2020; 
Peter/Moegling/Overwien 2011), die Analyse von Herausforderungen, Spannungs-
feldern und möglichen Problemen steht hingegen erst am Anfang. Das Konzept „Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung“ sollte jedoch aus Sicht der sozialwissenschaftli-
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chen Bildung gleichermaßen würdigend und kritisch reflektiert werden. Ich möchte 
gleich zu Beginn meine persönliche Position darlegen: Ich halte das Nachdenken über 
Nachhaltigkeit und das Suchen nach zukunftsfähigen Entwicklungswegen für essenzi-
ell, speziell im Kontext einer sozialwissenschaftlichen Bildung. Aber ich habe die Be-
fürchtung, dass dieses Anliegen eine Floskel bleibt oder schlichtweg seine Ziele ver-
fehlt, wenn neben seinen Chancen nicht auch seine Herausforderungen und Span-
nungsfelder diskutiert und bearbeitet werden.     

2. Sozialwissenschaftliche Bildung 

Sozialwissenschaftliche Bildung integriert politisches, gesellschaftliches und ökonomi-
sches Lernen. Sie wird von der Annahme getragen, dass sich die Bereiche Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft nicht getrennt voneinander verstehen lassen (vgl. 
Engartner/Hedtke/Zurstrassen 2021: 12-36). Die gesellschaftlichen Teilbereiche ha-
ben zwar ihre Eigenlogiken, die es im Unterricht zu berücksichtigen gilt, ihre separier-
te Betrachtung in unterschiedlichen Unterrichtsfächern ist aber artifiziell und wirk-
lichkeitsfremd. Entgegen einiger Behauptungen aus der Wirtschaftsdidaktik bringt ei-
ne sozialwissenschaftlich integrierte Perspektive die Lernenden auch nicht durchei-
nander, sondern sie entspricht ihren Orientierungs- und Lernbedürfnissen (vgl. Fi-
scher 2018: 422-426). Die übergeordnete Zielsetzung der sozialwissenschaftlichen 
Bildung liegt in der Anbahnung und Förderung politischer Mündigkeit und Demokra-
tiefähigkeit.  

Zu den Leitideen sozialwissenschaftlicher Bildung gehört außerdem die der Plura-
lität (vgl. Engartner/Hedtke/Zurstrassen 2021: 14-16 u. 83-86). Indem sie Fragen wie 
soziale Gerechtigkeit, Arbeit und Arbeitsverhältnisse, Wohlstandssicherung oder glo-
bale Wirtschafts- und Machbeziehungen aus unterschiedlichen fachlichen Perspekti-
ven untersucht, beugt sie monoparadigmatischen Betrachtungsweisen vor. Mehr 
noch: Sozialwissenschaftliche Bildung folgt dem Anspruch, die unterschiedlichen 
Strömungen und damit Kontroversen innerhalb der Fachperspektiven zu berücksich-
tigen. Sie fühlt sich dem Überwältigungsverbot und dem Kontroversgebot des Beu-
telsbacher Konsens verpflichtet. Das heißt: Kinder und Jugendliche dürfen im sozial-
wissenschaftlichen Unterricht weder zu einer bestimmten politischen, gesellschaftli-
chen oder ökonomischen Haltung oder Aussage gedrängt noch überredet werden 
(vgl. Engartner/Hedtke/Zustrassen 2021: 120-121). Um das zu gewährleisten, sollen 
wissenschaftlich und politisch kontrovers diskutierte Fragen im Unterricht auch als 
kontrovers erscheinen. Die Bezugsfächer sozialwissenschaftlicher Bildung sind in der 
Grundschule der Sachunterricht und in der weiterführenden Schule der sozialwissen-
schaftliche integrierte Politik- und Wirtschaftsunterricht.  
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3. „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ 

„Bildung für nachhaltige Entwicklung“ richtet sich an der Leitidee der Nachhaltigkeit 
aus. Nachhaltigkeit bedeutet, dass die Bedürfnisbefriedigung der Menschen in der 
Gegenwart so gestaltet wird, dass ein bedürfnisgerechtes Leben zukünftiger Generati-
onen nicht gefährdet, sondern im besten Fall befördert wird (vgl. Weltkommission für 
Umwelt und Entwicklung 1987: 9-10). „Nachhaltigkeit“ beinhaltet also, dass man zu-
künftigen Generationen keine ökologischen, sozialen und ökonomischen Lasten auf-
bürdet, unter denen sie leiden oder nicht gut leben können. Im Kern geht es darum, 
die Folgen des individuellen, gesellschaftlichen und ökonomischen Handelns zeit-
übergreifend zu denken und es entsprechend verantwortlich zu gestalten.  

Dieses Verständnis greift über rein ökologische Fragestellungen hinaus. Es ver-
bindet vielmehr die drei Dimensionen „Ökologie“, „Ökonomie“ und „Gesellschaft“ 
(vgl. Stiftung Zukunftsrat/Baustelle Zukunft 2018: 45-46; Wulfmeyer 2020: 12-13). 
Übersicht 1 zeigt die einzelnen Dimensionen und ihre richtungsgebenden Fragestel-
lungen.  
 
Übersicht 1: Dimensionen der Nachhaltigkeit mit Leitfragen (eigene Darstellung) 
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alle sichern“, „Eine widerstandsfähige Infrastruktur aufbauen, inklusive und nachhal-
tige Industrialisierung fördern und Innovationen unterstützen“, „Umgehende Maß-
nahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen ergreifen“, 
„Landökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre nachhaltigen Nutzung fördern 
[…]“ (vgl. Vereinte Nationen 2015: 15).  

„Bildung für nachhaltige Entwicklung“ spricht sich selbst eine „Schlüsselrolle“ zu, 
um eine „tief greifende gesellschaftliche Transformation“ im Sinne der „Global Deve-
lopment Goals“ zu verfolgen und umzusetzen (Nationale Plattform Bildung für 
nachhaltige Entwicklung/Bundesministerium für Bildung und Forschung 2017: 7). Es 
sei deshalb sicherzustellen, „dass alle Lernenden die notwendigen Kenntnisse und 
Qualifikationen zur Förderung nachhaltiger Entwicklung erwerben, unter anderem 
durch Bildung für nachhaltige Entwicklung und nachhaltige Lebensweisen […]“ (Ver-
einte Nationen 2015: 17).  

Auf der Ebene der Kompetenzorientierung besteht die übergeordnete Zielsetzung 
von „BNE“ in der Entwicklung und Förderung von Gestaltungskompetenz. Gestal-
tungskompetenz umfasst im Kern die Fähigkeit und Bereitschaft, eine nachhaltige 
Zukunft mitgestalten zu können. Dabei integriert sie verschiedene Kompetenzfacet-
ten, die sich auf die vernetzende Analyse und Beurteilung nicht-nachhaltiger und 
nachhaltiger Handlungen wie auch auf die Problemlösung und die Partizipation an ihr 
beziehen (vgl. Stiftung Zukunftsrat/Baustelle Zukunft 2018: 85). 

In einigen Publikationen wird zudem das Ziel formuliert, Kindern und Jugendli-
chen über „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ die Möglichkeit zu geben, die Rolle 
von „Change Agents“ („Pionieren des Wandels“) zu übernehmen (Nationale Platt-
form Bildung für nachhaltige Entwicklung/Bundesministerium für Bildung und For-
schung 2017: 38, 75). Auf diesen Begriff gehe ich später noch genauer ein.  

Das Konzept „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ kann über seine Grundsätze 
noch näher bestimmt werden (vgl. Wulfmeyer 2020: 12): Hier ist zunächst der Grund-
satz der Vernetztheit („Retinität“) zu nennen. Dieser Grundsatz greift die in Über-
sicht 1 gezeigte Verknüpfung der Dimensionen Ökologie, Wirtschaft und Gesell-
schaft auf. Dahinter steht die Annahme, dass die Gestaltungsprobleme für eine nach-
haltige Entwicklung komplex und mehrdimensional sind und daher auch komplex 
und mehrdimensional im Rahmen von Lehr-Lern-Prozessen betrachtet werden müs-
sen.  

Ein zweiter Grundsatz besteht in dem Ziel, Fragen der sozialen Gerechtigkeit auf 
verschiedenen Ebenen zu reflektieren, vor allem intergenerational und global. Was ak-
tuell in einem nationalstaatlichen Kontext als sozial gerecht erscheint, kann aus einer 
globalen oder intergenerationalen Perspektive als sozial ungerecht betrachtet werden. 

Als ein dritter Grundsatz lässt sich „Globalität“ anführen. Es soll um eine Ausei-
nandersetzung mit gesellschaftlichen, ökonomischen und ökologischen Wechsel- und 
Folgewirkungen gehen, die zwar die lokalen, regionalen und nationalstaatlichen Ver-
hältnisse mitberücksichtigt, bei diesen aber nicht stehen bleibt, sondern vielmehr ei-
nen globalen Blick anstrebt.  
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4. „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ – Chancen für die 
sozialwissenschaftliche Bildung 

Zunächst sei positiv hervorgehoben, dass „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ die 
Verbindung verschiedener Fachperspektiven, so wie sie in der sozialwissenschaftli-
chen Bildung angelegt ist, teilt und unterstützt. Damit wird der sozialwissenschaftlich 
integrierte Bildungsansatz, nach dem Phänomene aus Politik, Gesellschaft und Wirt-
schaft mehrperspektivisch zu erschließen sind, gestärkt. Hieraus ergeben sich wertvol-
le Synergieeffekte. Indem „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ die Gestaltung von 
Gegenwart und Zukunft in den Mittelpunkt stellt, integriert sie außerdem aus sich 
selbst heraus den Bereich der Politik. „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ sensibili-
siert in diesem Zusammenhang dafür, Zukunft und Zukunftsgestaltung als zentrales 
Element des Politischen zu verstehen.  

Mit Blick auf die Leitidee der nachhaltigen Entwicklung ist zu betonen, dass die 
Frage, wie wir unsere Bedürfnisbefriedigung heute organisieren, welche Bedürfnisse 
wir als wichtig einstufen und welche Ressourcen wir als schutzbedürftig für zukünfti-
ge Generationen festlegen, nicht nur eine soziale, ökonomische und ökologische, 
sondern vor allem auch eine politische ist, weil sie nämlich politisch entschieden wird.  

Darüber hinaus gibt „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ der sozialwissen-
schaftlichen Bildung den Impuls, die Nutzung und den Verbrauch natürlicher Res-
sourcen in ihren Lehr-Lern-Arrangements (noch mehr) zu berücksichtigen. Sie kann 
beispielsweise den Blick dafür schärfen, dass die Verwirklichung von Werten wie 
Freiheit, Selbstverwirklichung oder sozialer Gerechtigkeit (z.B. die Demokratisierung 
von Reisen und Mobilität) mit einem Verbrauch natürlicher Ressourcen in Verbin-
dung steht, den es sozial zu begründen, ökonomisch zu organisieren und politisch zu 
gestalten gilt. Ferner ergibt sich durch die Integration beider Bildungskonzepte auch 
die Chance, nationalstaatliche Maßnahmen zur Energiewende und zum Klimaschutz 
mit Blick auf ihre Auswirkungen auf internationale Sicherheitsbedingungen (kritisch) 
zu befragen.  

5. „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ – Herausforderungen 
und Probleme für die sozialwissenschaftliche Bildung 

5.1 Die Gefahr der Überwältigung und das Problem der Passung 

Es gibt Ansätze und Unterrichtsideen innerhalb des Diskurses zur Nachhaltigkeitsbil-
dung, die normativ und didaktisch vergleichsweise eng ausgerichtet sind. Sie arbeiten 
mit einer klaren Vorstellung darüber, was den Kindern und Jugendlichen an „richti-
gen“ Denk- und Verhaltensweisen zu vermitteln ist, und/oder mit einer Thematisie-
rung ihrer persönlichen Handlungs- und Lebensweisen. Diese Ausrichtung kann al-
lerdings zu Problemen führen, was ich anhand eines von mir entworfenen hypotheti-
schen Unterrichtsverlaufs auf der Basis einer Unterrichtsidee von Claudia Plinz zur 
nachhaltigen Konsumbildung verdeutlichen möchte. 
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Claudia Plinz (2022: 15) geht davon aus, dass sich „[a]n Kinderspielzeugen […] der 
Weg zur Wegwerfgesellschaft gut nachvollziehen [lässt], und der Alltagsbezug der 
Schülerinnen und Schüler […] berücksichtigt [wird].“ Die Kinder könnten hierbei er-
fahren, „welche Materialien zur Herstellung von Kinderspielzeugen verwendet wurden, 
woher die Materialien kommen und unter welchen Umständen und wo das Spielzeug 
hergestellt wird“ (Plinz 2022: 15). Als mögliche Fragestellungen schlägt sie unter ande-
rem vor: „Was ist dein Lieblingsspielzeug?“, „Warum ist das dein Lieblingsspielzeug?“, 
„Wo kommt das Spielzeug her?“ und „Wie wurde es produziert?“ (Plinz 2022: 15). Auf 
dieser Grundlage entwickelt sie dann die folgenden Lernziele: „Die Schülerinnen und 
Schüler reflektieren über ihr Lieblingsspielzeug“, „Die Schülerinnen und Schüler re-
cherchieren und forschen selbst zum Thema ,Produktion von Spielzeugen‘ “, „Die 
Schülerinnen und Schüler setzen sich mit dem Lieblingsspielzeug anderer Kinder aus-
einander“ (Plinz 2022: 15-16). Soweit skizziert Claudia Plinz ihren Anstoß.  

Man muss sich die Umsetzung dieser Unterrichtsidee gedanklich möglichst konk-
ret vorstellen, was ich im Folgenden tun werde. Nehmen wir also an: Drei Kinder prä-
sentieren ihr „Lieblingsspielzeug“. Die Schülerin Hanna zeigt ihre in Deutschland gefertigte und 
durch entsprechende Siegel ausgezeichnete Handpuppe vor. Sie erzählt von den sozial und ökologisch 
ausgezeichneten Produktionsbedingungen, die sie recherchiert hat, wie auch vom kreativen Spiel mit 
ihren Handpuppen. Der Preis einer Handpuppe liegt bei etwa 30 Euro; aber man kann mit drei 
Handpuppen bereits gut spielen. Eine ihrer drei Handpuppen hat Hanna gebraucht erworben. Die 
Puppentheaterrequisiten bastelt Hanna mit ihrer Mutter. Das Spielen mit Handpuppen gilt als pä-
dagogisch wertvoll und wird von der Lehrkraft durch hohes Interesse und Lob honoriert. Die Schüle-
rin Maja stellt anschließend ihr Kuscheltier vor, das ebenfalls in Deutschland hergestellt wurde. Die 
Internetseite der Produktionsfirma informiert über sehr gute Arbeitsbedingungen. Das Kuscheltier 
enthält außerdem ein Siegel mit der Information, dass es aus recyceltem Plastik hergestellt ist. Der 
Preis des Spielzeugs liegt abermals bei 30 Euro. Maya erzählt außerdem, dass sie mit ihrem Papa 
aus Holzresten einen Stall für ihr Kuscheltier gebaut hat. Das findet das Interesse und das Lob der 
Lehrkraft sowie den Beifall anderer Kinder. An den Spielsachen der beiden Mädchen lässt sich zei-
gen, dass es nachhaltige Spielzeugprodukte gibt und dass man nachhaltig spielen kann.  

Im Anschluss daran präsentiert Tyson sein Lieblingsspielzeug. Es handelt sich um ein in China 
produziertes Plastikauto, das laute Geräusche macht und aggressiv blinkt. Tyson hatte es sich von 
seiner Oma gewünscht und geschenkt bekommen. Das Auto gehört zu einer Produktreihe, von der er 
bereits vier Stück besitzt. Sein Spielzeug kostet sieben Euro. Die Lehrkraft hat im Vorfeld der Prä-
sentation mit Tyson im Internet über die Arbeitsbedingungen in chinesischen Spielzeugfabriken re-
cherchiert. Tyson, der soeben sein Auto sichtlich stolz präsentiert hat, wird nun aufgefordert, die Re-
chercheergebnisse vorzustellen. Er muss nun sagen, dass das Auto unter „nicht guten Bedingungen“ 
hergestellt wurde. Einige Kinder der Lerngruppe, die verstanden haben, in welche Richtung der Un-
terricht gehen soll und diese unterstützen, fragen Tyson nun, ob er den Batteriebetrieb richtig findet, ob 
ihm die Umweltfolgen bewusst seien und warum er eigentlich vier Autos dieser Reihe brauche. Die 
Lehrkraft versucht abschließend zu Schlussfolgerungen zu kommen. Sie fragt Tyson und die anderen 
Kinder der Lerngruppe, woran beim Kauf dieses Spielzeugs nicht gedacht wurde und worauf man 
beim nächsten Spielzeugkauf achten müsse.  

Dieser Unterricht würde die bereits nachhaltig konsumierenden Kinder bestäti-
gen, Kinder wie Tyson aber überwältigen und beschämen. Tyson würde mit hoher 
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Wahrscheinlichkeit feststellen, dass er nicht zum normativen Rahmen des Unterrichts 
passt (zum allgemeinen Problem der Passung vgl. Kramer 2014).1 Er hätte dann die 
Möglichkeit, entweder Haltungen und Verhaltensänderungen vorzugeben, zu denen 
er gar nicht steht („Lippenbekenntnisse“), sich durch Schweigen dem Unterricht zu 
entziehen oder zu stören. Die Erwartung aber, dass auf diese Weise seine Lust ange-
regt wird, über eine nachhaltige Zukunft nachzudenken und sie mitzugestalten, halte 
ich für nahezu ausgeschlossen. In dem hier hypothetisch entworfenen Unterrichts-
prozess kommt auch keine Diskussion bestehender Spannungsfelder vor, so zum Bei-
spiel darüber, dass der Preis eines nachhaltig produzierten Spielzeuges sozial exkludie-
rend wirken kann, oder aber dass strengere produktbezogene Nachhaltigkeitsanforde-
rungen (soziale und ökologische), die sich in Deutschland oder Europa politisch 
durchsetzen ließen, von Ländern in Ostasien als Wettbewerbsverzerrung und als un-
zulässiger Schutz der deutschen oder europäischen Produktion wahrgenommen wer-
den könnten. Auch wird hier ein Problem individualisiert, für das Tyson persönlich 
nicht verantwortlich ist, denn zum einen sind seine Konsumbedürfnisse gesellschaft-
lich beeinflusst, wenn nicht gar kreiert, und zum anderen bewegt sich die Kaufent-
scheidung im Einklang mit den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen.     

Claudia Plinz hat ihre Unterrichtsidee für die Grundschule konzipiert. Das enthal-
tene Grundmuster der Nachhaltigkeitsbildung ist aber auch für Lerngruppen der Se-
kundarstufe I denkbar, zum Beispiel anhand des Lieblingskleidungsstücks, das die 
Schülerinnen und Schüler mitbringen und vorstellen sollen. Das Problem der Über-
wältigung und das der Passung würden dann aber ebenfalls auftreten, wenn der Un-
terricht im hier skizzierten Modus stattfände.     

Für die sozialwissenschaftliche Bildung zeigt sich an dieser Stelle die folgende 
Herausforderung: Die normative Leitidee einer nachhaltigen Entwicklung ist aufzu-
greifen, aber so dass die Lehr-Lern-Arrangements zugleich offen, plural und kontro-
vers bleiben sowie keinen Hang zur Überwältigung und Beschämung erzeugen. 

5.2 Eine nicht ausreichende Diskussion des Beutelsbacher Konsens 

Der Beutelsbacher Konsens zählt zu den professionellen Standards einer sozialwissen-
schaftlichen Bildung. Daher werden immer wieder Kontroversen über dessen Deutung 
und Umsetzung innerhalb der Didaktik der politischen/sozialwissenschaftlichen Bil-
dung geführt, was ungemein wichtig ist. Demgegenüber scheint mir das Verhältnis 
zwischen „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ und Beutelsbacher Konsens bisher 
noch nicht ausreichend diskutiert zu sein. Ich halte die folgenden Punkte für klärungs-
bedürftig:  

 
– Möchte man das Verhältnis von Nachhaltigkeitsbildung und Beutelsbacher Kon-

sens näher bestimmen, dann ist vor allem darüber nachzudenken, ob/inwieweit in 
Bildungsangeboten das Überwältigungsverbot und das Kontroversgebot berück-
sichtigt werden. Aus Sicht der sozialwissenschaftlichen Bildung kommt es im 
Kontext der Nachhaltigkeitsbildung vor allem darauf an, die Spannbreite der be-
stehenden Kontroversen aufzugreifen. Mit Blick auf den Klimawandel bedeutet 
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das beispielsweise politische Maßnahmen zu diskutieren, die liberal-marktwirt-
schaftlich, ordoliberal, marktsozialistisch, staatssozialistisch und ökoanarchistisch 
ausgerichtet sind (vgl. Fischer 2018: 20-61 u. 165-207). Es bedeutet zudem, die 
existierenden Spannungsfelder und Zielkonflikte zwischen den Bereichen Ökolo-
gie, Gesellschaft, Ökonomie und Politik zu sehen. Solche Konflikte können sein: 
Umwelt- und Klimaschutz vs. soziale Gerechtigkeit/Teilhabe vs. Wohlstandssi-
cherung und Effizienz vs. politische Teilhabe und demokratische Legitimität. Hier 
liegt aus meiner Sicht der Schlüssel, um nachhaltige Entwicklung nicht als Hal-
tungs-, sondern als wirkliche Gestaltungsaufgabe zu verstehen. 

– Der Soziologe Andreas Reckwitz (2023: 11) macht ferner darauf aufmerksam, 
dass die „klassisch moderne Idee des Fortschritts als unendliche Verbesserung, 
Optimierung und Steigerung“ nicht mehr haltbar ist. Sie habe zu einer hohen 
„Vulnerabilität“ moderner Gesellschaften beigetragen: ökologisch, klimatisch, 
ökonomisch, sozial und politisch. Daher seien Verzichte und Einschränkungen 
notwendig. Diese versprächen aber zugleich Gewinne an gesellschaftlicher Wider-
standsfähigkeit („Resilienz“) und möglichweise auch an Lebensqualität. Die Fra-
gen, a) welche konkreten Verzichte und Einschränkungen bei welchen Gruppen 
der Gesellschaft notwendig sind sowie b) worin eigentlich Gewinne an gesell-
schaftlicher Widerstandskraft und Lebensqualität zu sehen und anzustreben sind, 
bedürfen einer kontroversen Aushandlung. Eine solche Aushandlung wird sich 
unmittelbar entlang der neuen soziokulturellen Konfliktlinie „Kosmopolitismus 
vs. Kommunitarismus“ (Weltoffenheit vs. Gemeinschaftsdenken) bewegen (vgl. 
Merkel/Zürn 2019: 69-92).2 Im Sinne des Kontroversgebots wäre es notwendig, 
die Diskussion dieser Fragen vor dem Hintergrund der genannten Konfliktlinie 
didaktisch aufzugreifen.  

– Der Bezug auf den Beutelsbacher Konsens bedeutet darüber hinaus an die Inte-
ressen, Wünsche und Sorgen der Kinder und Jugendlichen anzuknüpfen. Es 
stimmt zwar, dass viele Kinder und Jugendliche klimabewegt sind, das trifft aber 
keineswegs auf alle zu. Folgt man der Analyse von Klaus Hurrelmann und Erik 
Albrecht, dann gehören ca. 5% eines Jahrgangs aktiv zur Klimabewegung und 
weitere 15 bis 20% sind Sympathisanten. Ihre soziale Herkunft ist in der Regel die 
der gehobenen Mittelschicht und des Bildungsbürgertums (vgl. Hurrelmann/Al-
brecht 2020: 64-66). Jugendliche aus ländlichen Regionen und mit nicht-gymnasia-
lem Hintergrund sind deutlich weniger klimabewegt (vgl. Hurrelmann/Albrecht 
2020: 64-66). Bildung für nachhaltige Entwicklung hat jedoch die Aufgabe, auch 
diese Kinder und Jugendlichen anzusprechen und sie in die Reflexion über die 
Gestaltung einer klimafreundlichen Zukunft zu integrieren. Dabei sind auch ihre 
spezifischen Interessen und Bedenken aufzugreifen und ernsthaft zu diskutieren. 
Aus Sicht der sozialwissenschaftlichen Bildung wäre zudem zu betonen, dass auch 
für die klimabewegten Kinder und Jugendlichen besondere Lernchancen darin be-
stehen, sich mit den Argumenten derjenigen auseinanderzusetzen, die andere Inte-
ressen und Präferenzen haben als sie selbst (Förderung der Perspektivenüber-
nahme und der Konfliktfähigkeit).  
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5.3 „Große Transformation“ und „Change Agents“ – problematische 
Begriffe 

Die in einigen Publikationen zur „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ vorkommen-
den Wendungen wie „Große Transformation“ (WBGU 2011:  1-11) oder „umfassen-
de und tief greifende gesellschaftliche Transformation“ (Nationale Plattform Bildung 
für nachhaltige Entwicklung/Bundesministerium für Bildung und Forschung 2017: 7) 
in Richtung Nachhaltigkeit sind aus Sicht der sozialwissenschaftlichen Bildung zu hin-
terfragen. Denn: Sie können ein Konzept von Machbarkeit suggerieren, das in einem 
Spannungsverhältnis zur komplexen Verfasstheit moderner, sozial und funktional 
ausdifferenzierter Gesellschaften steht. Der Soziologe Armin Nassehi (2019: 9) weist 
darauf hin, dass eine moderne Gesellschaft kein „Apparat“ sei, der einfach geändert 
werden könne. Die Probleme auf dem Weg zur Nachhaltigkeit seien vielmehr unter 
Beachtung der unterschiedlichen Logiken zwischen Ökologie, Gesellschaft, Wirt-
schaft und Politik „[k]lein[zu]arbeiten“, so Nassehi (2019: 9). Insofern wäre nicht vom 
„großen Wandel“, sondern eher von vielen kleinen Veränderungen auszugehen, durch 
die sich unsere Gesellschaft und die Welt in Richtung Nachhaltigkeit transformiert.  

Beim Begriff „Große Transformation“ gerät zudem unter Umständen schnell die 
Tatsache aus dem Blick, dass sich in einer Demokratie jeder energie-, klima-, ver-
kehrs- und wirtschaftspolitische Vorschlag „vor einem wählenden Publikum bewäh-
ren können“ muss (Nassehi 2019: 9). Ein Gelingen des Transformationsprozesses 
setzt aus demokratischer Sicht voraus, dass er auf stabilen Mehrheiten und breiten 
Kompromissen erfolgt. Man könnte nun kritisieren, dass die Zeit hierfür fehlt, weil 
das Klimaproblem schnelles Handeln erfordert. Damit tritt eine Kontroverse hervor, 
die es in den Unterricht zu holen und dort offen zu diskutieren gilt.  

Fragen wirft darüber hinaus der Begriff „Change Agents“ („Pioniere des Wan-
dels“) auf. „Change Agents“ sollen Ideengeber, Treiber und Multiplikatoren für eine 
nachhaltige Entwicklung sein (vgl. WBGU 2011: 256-257). Handelt es sich hierbei um 
das Persönlichkeitsleitbild von „BNE“, das es im Unterricht zu fördern gilt? Falls ja, 
dann wäre das diskussionswürdig, denn das Leitbild einer aktivistischen Persönlichkeit 
(„Change Agent“) lässt sich von einer reflexiven sozialwissenschaftlichen Bildung 
nicht einfach übernehmen. Sozialwissenschaftliche Bildung hat neben der Integration 
in ein demokratisches System die Aufgabe, dem einzelnen Subjekt einen Zuwachs an 
individuellem Weltverstehen, individueller Urteilskraft und persönlicher Autonomie 
zu ermöglichen. Wenn Schülerinnen und Schüler nach Wegen der politischen Partizi-
pation für eine nachhaltige Entwicklung suchen oder sie bereits gehen, dann ist das zu 
unterstützen und im Unterricht vor allem reflexiv zu begleiten. Im Sinne politischer 
Mündigkeit muss es Kindern und Jugendlichen aber auch möglich sein, sich an Akti-
onen nicht zu beteiligen (zum Beispiel aufgrund fehlender Identifikation oder aus per-
sönlicher Distanz zu bestimmten Aktions- und Artikulationsformen).  

Kurzum: Bei den genannten Begriffen und Wendungen entstehen Reibungen, mit 
denen sich die Didaktik der sozialwissenschaftlichen Bildung auseinandersetzen muss.  
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5.4 „BNE 1“ und „BNE 2“3 

Innerhalb des Diskurses zur „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ lassen sich zwei 
unterschiedliche Strömungen herausarbeiten, die sich gegenseitig ergänzen, aber auch 
in Konflikt zueinanderstehen können. Es gibt einen erziehungsorientierten, instru-
mentellen Ansatz, der als „BNE 1“ bezeichnet wird (vgl. Rieckmann 2021: 6-8). Er 
folgt der Annahme, dass klare Werte und richtige Verhaltensweisen (auf der Basis von 
Expertenwissen) für eine nachhaltige Entwicklung existierten und dass diese den Kin-
dern und Jugendlichen zu vermitteln seien (z.B. das richtige Heizen, der richtige Um-
gang mit Müll bis hin zum „richtigen“ Konsumieren). Ihm lässt sich ein Verständnis 
von Nachhaltigkeitsbildung gegenüberstellen, das kritisch-reflexiv ausgerichtet ist und 
„BNE 2“ genannt wird (vgl. Rieckmann 2021: 6-8). Dieser Ansatz versteht „nachhal-
tige Entwicklung“ als einen offenen Diskurs- und Lerngegenstand innerhalb unserer 
Gesellschaft. Seine Zielsetzung besteht darin, diejenigen Fähigkeiten und Bereitschaf-
ten zu fördern, die notwendig sind, um über Spannungsfelder einer nachhaltigen 
Entwicklung nachzudenken, Gestaltungswege auszuloten, sie kontrovers zu verhan-
deln und umzusetzen.  

Der Didaktik der sozialwissenschaftlichen Bildung kommt die Aufgabe zu, sich 
mit den unterschiedlichen Strömungen von „BNE“ auseinandersetzen; vor allem 
muss sie Ideen und Vorschläge zur Integration von Nachhaltigkeitsbildung in die so-
zialwissenschaftliche Bildung daraufhin reflektieren, ob/inwieweit ein erziehungsori-
entierter Ansatz oder ein bildungsorientierter Ansatz vorliegt. Aus meiner Sicht ist mit 
der sozialwissenschaftlichen Bildung im Grundschulbereich wie auch im Sekundar-
schulbereich I und II primär der bildungsorientierte Ansatz von Nachhaltigkeitsbil-
dung („BNE 2“) vereinbar. Darüber hinaus ist jedoch auch zu überlegen, welcher 
Stellenwert dem erziehungsorientierten Ansatz eingeräumt werden soll und wie sich 
beide Ansätze produktiv aufeinander beziehen lassen. So könnte Erziehung als Selbst-
Erziehung der Lernenden ausgedeutet werden. 

5.5 Das Problem der Überforderung von Lehrkräften 

Ein nicht zu unterschätzendes Problem liegt darin, dass „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“ bei Lehrerinnen und Lehrern zu einem Überforderungs- oder Über-
frachtungsgefühl führen kann. Denn: Die Lehrkräfte wurden in den vergangenen Jah-
ren bereits mit mehreren Reformvorhaben konfrontiert. Wie ich versucht habe zu 
zeigen, transportiert „BNE“ nicht nur ein neues Begriffssystem – zu denken sei hier 
beispielsweise an „Agenda 2030“, „SDGs“, „Die Große Transformation“, „Change 
Agents“, „BNE-1“, „BNE-2“, „Gestaltungskompetenz“ –, sondern auch Herausfor-
derungen und Spannungsfelder, die von der sozialwissenschaftlichen Bildung didak-
tisch noch nicht ausreichend bearbeitet sind. Die Erwartung, „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“ umzusetzen, wird nun unmittelbar an die Lehrkräfte gerichtet, die sich 
davon zum Teil überrumpelt fühlen. Ohne Frage gibt es aber auch viele Lehrkräfte, 
die dem Konzept offen und wohlwollend gegenüberstehen.  
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Wenn man möchte, dass Nachhaltigkeitsbildung innerhalb der sozialwissenschaft-
lichen Bildung erfolgreich umgesetzt wird, dann ist es notwendig, den Lehrerinnen 
und Lehrern, unabhängig davon, ob sie von „BNE“ überzeugt sind oder ihr passiv 
oder gar skeptisch gegenüberstehen, die Möglichkeit zu geben, sich im Rahmen von 
Fortbildungsveranstaltungen mit den Chancen wie auch mit den Herausforderungen 
und möglichen Problemen auseinanderzusetzen und sich zu ihnen zu verorten. Beide 
Blickrichtungen sind wichtig.  

6. Ein Plädoyer zum Abschluss 

Der Umgang mit Zukunftsrisiken und Zukunftschancen, auch unter dem Gesichts-
punkt der Nachhaltigkeit, ist in der sozialwissenschaftlichen Bildung bereits seit lan-
gem mit dem fachdidaktischen Prinzip der Zukunftsorientierung verbunden (vgl. 
Reinhardt 2022: 138-152). Ich möchte daher abschließend das Plädoyer formulieren, 
dass sich die sozialwissenschaftliche Bildung auf ihren fachdidaktischen Theoriebe-
stand besinnt und die Auseinandersetzung mit „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ 
unter Bezugnahme auf dieses Prinzip führt. Der Vorteil läge darin, dass die Zukunfts-
orientierung normativ, begrifflich und konzeptionell in die Didaktik der sozialwissen-
schaftlichen Bildung eingebettet und mit ihr kompatibel ist. Aus diesem fachdidakti-
schen Prinzip heraus sollten auch die Gemeinsamkeiten und Dissonanzen zwischen 
sozialwissenschaftlicher Bildung und „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ bearbei-
tet werden, gerade mit Blick auf Begriffe wie „Change Agents“ und „Große Trans-
formation“, aber auch hinsichtlich von Fragen, die das Verhältnis von gesellschaftli-
chen und individuellen Verantwortlichkeiten oder die Komplexität demokratischer 
Entscheidungsfindungen betreffen.  

Anmerkungen 
 
1 Dieses Problem träte nicht oder in geringerem Umfang auf, wenn es im Unterricht nicht um die 

Lieblingsspielzeuge der Kinder, sondern um Spielzeuge, die die Lehrkraft als Anschauungsexemplare 
mitgebracht hat, ginge.  

2 Hier geht es unter anderem um die Frage, ob/inwieweit Globalisierung und supranationale politische 
Strukturen gesellschaftliche Widerstandskräfte befördern oder eher Teil des Problems sind.  

3 Hier wäre bereits sprachlich Kritik zu üben, weil die Abkürzungen aus sich selbst heraus keine inhalt-
liche Aussage transportieren. 
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Rollenspiele in einer inklusionsorientierten 
historisch-politischen Bildung 
Sinn und Grenzen am Beispiel „Rosa Parks“   
Teil 11 

Johannes Jöhnck 

1. Einleitung 

Rollenspiele sind in verschiedenen (inklusionsorientierten) Fachdidaktiken wie auch 
speziell in der fachrichtungsbezogenen Didaktik im sonderpädagogischen Schwer-
punkt Geistige Entwicklung (im Folgenden mit SGE abgekürzt) zuhause. In den 
Fächern Geschichte und Politik können sie, über alle Bildungsgänge und Schultypen 
hinweg, auf der einen Seite als ein Verfahren mit vielen Chancen gelten. So ermög-
lichen Rollenspiele den oft so wichtigen oder gar notwendigen enaktiven, erfahrungs-
bezogenen Zugang zu Inhalten. Ein beliebig gewähltes Beispiel hierfür ist das von 
Alavi und Franz (2017) dargestellte Rollenspiel zum Alten Rom, in welchem die Platz-
verteilung im Kolosseum nach sozialer Stellung im Klassenzimmer simuliert wird (vgl. 
ebd.: 93f.). Auf der anderen Seite stößt die Methode immer wieder, beispielsweise aus 
geschichtstheoretischen Gründen, auf Skepsis, Einwände oder Ablehnung (vgl. z.B. 
Bernhardt 2018: 172ff.). 

In einem andernorts publizierten Artikel mit Bausteinen einer Unterrichtsidee zu 
„Rosa Parks – der Kampf um gleiche Rechte“ (Jöhnck 2022) habe ich ein Rollenspiel 
für den Auftakt eines historisch-politischen Lernprozesses in einer 10. Klasse an einer 
Schule mit dem SGE konzipiert. Ein Hintergrund dieses Artikels sind die in den 
letzten Jahren verstärkt hervortretenden Bemühungen, auch solchen Schüler:innen 
anspruchsvolle Bildungsinhalte zugänglich zu machen, denen die Auseinandersetzung 
mit diesen bislang nicht oder kaum zugetraut worden war, und auf diese Weise Bil-
dungsbenachteiligung abzubauen (vgl. z.B. Meyer/Hilpert/Lindmeier 2020; Jöhnck/ 
Baumann 2022).  

Am Artikel und besonders an jenem Rollenspiel wurde zeitnah nach dem Er-
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scheinen Kritik geübt (vgl. Brüning/Hunstock 2022). Brüning und Hunstock expo-
nieren den Artikel als Beispiel dafür, dass „History didactics as well as civic education 
that try to be critical of racism […] perpetuate discrimination that continues to run 
primarily along the categories of difference: race, class and gender“ (ebd.). Mit jenem 
Rollenspiel sei eine Situation initiiert, „in which students who take their roles seriously 
can engage in racist acts of language (or even physical acts). This is even more 
worrying because it is suggested as an activity for pupils with special educational 
needs“ (ebd.). Rassistische Gedankenmuster, so lassen sich die Autor:innen verstehen, 
würden durch das Einnehmen der Rollen gefördert (vgl. ebd.).  

Diese Kritik hat mich zu einer weiteren Auseinandersetzung mit diesem Rollen-
spiel geführt, die ich im Folgenden zur Diskussion stellen möchte. In diesem sich 
über zwei Heftausgaben erstreckenden Beitrag wird jenes Rollenspiel didaktisch 
ausführlich auf den Prüfstand gestellt. Nach einer knappen Darstellung des Inhalts 
‚Rosa Parks‘ und seiner Relevanz für Schüler:innen (2) werden dieses Rollenspiel vor 
dem Hintergrund der o.g. Kritik zunächst detailliert in seiner Umsetzung beschrieben 
und bei der Entwicklung leitende didaktische Begründungen dargelegt (3). Daran 
anknüpfend werden ausgewählte Risiken, Herausforderungen und Problematiken des 
Rollenspiels kritisch beleuchtet (4), um dann auf Fragen nach didaktisch-methodi-
schen Alternativen und deren Umsetzbarkeit im SGE und anderswo zu sprechen zu 
kommen (5). Zum Schluss wird auf die Notwendigkeit von Rollenspielen und einer 
zugleich methodenkritischen Haltung eingegangen (6). Jene Abschnitte 2 und 3 sind 
im vorliegenden Teil 1 verortet, die Abschnitte 4, 5 und 6 folgen in Teil 2 des Beitrags 
in der nächsten Ausgabe der GWP.   

Versucht wird eine didaktische Reflexion mit engem Fokus auf einen konkreten 
Fall. Allerdings steht diese Unterrichtsidee exemplarisch für andere veröffentlichte 
Rollenspielideen und deren Hintergründe, so dass die Reflektion ebenso auf etwas All-
gemeines zielen soll: Im Bemühen, Schüler:innen mit kognitiven Schwierigkeiten oder 
z.B. auch jüngeren Alters einen Zugang zu anspruchsvollen Themen über eine den 
Lernbedürfnissen entsprechende, elementarisierte, handlungsorientierte Aufbereitung 
zu verschaffen, drohen fachwissenschaftliche und fachdidaktische und speziell An-
sprüche der Diversitätssensibilität aus den Augen verloren oder übergangen zu werden.  

2. Der Inhalt ‚Rosa Parks‘ und seine Relevanzen für Schüler:innen 

„Im Jahr 1955 sollte die damals 42-Jährige [Rosa Parks; J.J.] entsprechend damaliger 
Gesetze in den USA, die Rassentrennung vorsahen und schwarze2 Menschen massiv 
benachteiligten, ihren Sitzplatz im Bus für einen weißen Fahrgast räumen. Nachdem 
Rosa Parks sich weigerte, rief der Busfahrer die Polizei. Rosa Parks wurde verhaftet 
und musste eine Geldstrafe zahlen. Der daraufhin erfolgte Busboykott von Montgo-
mery – an dem auch der Pastor und Bürgerrechtsaktivist Martin Luther King und mit 
ihm viele weitere Menschen maßgeblich mitwirkten – stellte einen entscheidenden 
Schritt hin zur Aufhebung der Rassentrennung in den USA dar“ (Jöhnck 2022: 33). 
Mit der weltgeschichtlich bedeutsamen, aber den deutschen Lehrplänen und dem 
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Stand der Veröffentlichungen nach im deutschen Geschichts- oder auch Politikunter-
richt wohl eher selten behandelten Geschichte von Rosa Parks, den dadurch verdeut-
lichten Praktiken jener sogenannten ‚Rassentrennung‘ wie auch den Ansätzen zu 
deren Überwindung handelt es sich um einen historisch-politischen Bildungsinhalt. 
Dieser ist für alle Schüler:innen von exemplarischer Bedeutung – zunächst in dem 
Sinne, dass Diskriminierung und speziell Rassismus alle angehen und auch gegenwär-
tig noch gravierende Probleme in der Gesellschaft darstellen, gegen die weiter anzu-
gehen ist.3 Spezifisch weist der Inhalt für all jene Schüler:innen gegebenenfalls Po-
tenzial auf, die selbst (ggf. intersektional) von Diskriminierung oder speziell von Ras-
sismus betroffen sind. 

Welche Schwerpunkte der Beschäftigung mit diesem Inhalt genau gewählt und 
wie diese methodisch umgesetzt werden, hängt von vielen Aspekten ab – nicht zuletzt 
von der konkreten Zusammensetzung einer Lerngruppe. Anhand von Elementen der 
Biographie von Rosa Parks können z.B. schon Grundschulkinder Wertvolles für ihr 
gesamtes Leben zu den Tugenden Mut und Zivilcourage und zur Kraft des Nein-
Sagens lernen. Alle können anhand der Geschichte von Rosa Parks etwas über 
Rassismus und den erbitterten Kampf dagegen lernen. Insbesondere Schüler:innen, 
die selbst von Rassismus betroffen sind, könnten anhand des Inhalts – bei einer 
gelingenden Umsetzung – bedeutsame Bildungserfahrungen machen. Nicht zuletzt ist 
der Busboykott von Montgomery ein historisch-politischer Fall, an dem sich manches 
über bestimmte Formen des politischen Aktivismus und der politischen Partizipation 
lernen lässt. Im Erwartungshorizont in Jöhnck (2022) wurden dahingehend ganz 
konkret als Schwerpunkte ausgewählt, dass die Lernenden „elementares historisches 
Wissen über das Engagement von Rosa Parks und anderen“ (ebd.: 34) erwerben. Die 
Schüler:innen sollen am Ende des Bildungsprozesses „über Kenntnisse zu konkret 
ergriffenen Umsetzungsformen dieses Engagements [verfügen, J.J.], wobei den Ler-
nenden letztere auch allgemein als Mittel politischer Partizipation fasslich werden. Die 
Lernenden können zur Frage begründet Stellung nehmen, ob und inwiefern Verhalten 
und Haltung Rosa Parks als Vorbild für sie selbst in Frage kommen“ (ebd.).  

3. Das Rollenspiel zu Rosa Parks und seine didaktischen 
Begründungen 

3.1 Das Rollenspiel 

Auf der einen Seite konkret greifbare Personen an einem alltäglichen Ort in einer 
Situation, deren historischer Verlauf und deren historische Folgen sie zu einem Identi-
fikationsangebot für Menschen der Gegenwart machen können, und auf der anderen 
Seite Kinder, Jugendliche oder junge Erwachsene, die von enaktiven Zugängen wie 
dem Rollenspiel vielfältig profitieren können – didaktisch mag die Idee hier nahelie-
gen, sich dieser Situation zu Bildungszecken behutsam in einem Rollenspiel anzu-
nähern. Die Lehrerin Maggie Nolan Donovan (2004) beispielsweise drückt das fol-
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gendermaßen aus: „If ever a story was meant to be dramatized, it’s the story of Rosa 
Parks and the Montgomery Bus Boycott“ (ebd.: 101).  

Im Rollenspiel Jöhnck (2022) spielen die Schüler:innen als Hinführung zu einer 
Erarbeitung der historischen Bezüge, d.h. im Vorfeld zu dieser und ohne dass die Ler-
nenden damit schon ausgewiesene historische Rollen übernehmen (vgl. zu diesem Spe-
zifikum z.B. Bernhardt 2018: 177f., mit Bezug auf Dehne), in einer mit Stuhlreihen 
nachgestellten Szenerie im Bus „ihre Rollen bis zu dem Moment, in welchem schwarze 
Personen für eine weiße aufstehen müssen“ (ebd.: 33). Die Anzahl der „Sitze“ richtet 
sich nach der Anzahl der beteiligten Spieler:innen.4 Die Lehrkraft ist als Regisseurin 
gefragt und leitet die Schüler:innen mit klarer Moderation durch das Spiel. So liegen 
auch in der Verteilung der Rollen bereits Steuerungsnotwendigkeiten wie auch 
Differenzierungschancen, da die Rollen unterschiedlich anspruchsvoll in der Umset-
zung sind und nicht jede Rolle für jedes Lerngruppenmitglied geeignet sein muss. 
Wichtig sind selbstverständlich die sorgfältige Vorbereitung und Einführung der ge-
samten Situation mitsamt Nennung des Ziels des Ganzen sowie Freiwilligkeit jeweiliger 
Rollenübernahmen. 

Zu Beginn sitzt nur der Busfahrer im „Bus“ und „lenkt“ diesen. Auf Hinweis der 
Lehrkraft steigen sodann ‚Schwarze Fahrgäste‘ dazu und setzen sich „auf einen freien 
Platz im hinteren Teil des Busses“ (ebd.: 35, hier Rolle A; Herv. i O.). Die Fahrt geht 
weiter, es steigen ‚weiße Fahrgäste‘ ein und setzen sich „auf einen freien Platz im 
vorderen Teil des Busses“ (ebd., hier Rolle B; Herv. i O.). Entweder steigen direkt 
auch noch weitere Gäste mit ein oder der Bus fährt erst einmal weiter. Jedenfalls 
handelt es sich bei den nächsten Gästen um zwei ‚Schwarze Fahrgäste‘. „Hinten im 
Bus sind keine Sitzplätze mehr frei. Deshalb setzt ihr euch auf zwei freie Plätze in der 
Mitte des Busses“ (ebd., hier Rolle C; Herv. i O.). Bis hierhin sprechen die 
Schüler:innen nicht oder kaum. Das Rollenspiel setzt sich fort mit dem Einstieg von 
einem weiteren ‚weißen Fahrgast‘. Auf der entsprechenden Rollenkarte (s. zu deren 
Einsatz auch unten) steht hierzu: „Du bist eine Person mit weißer Hautfarbe. Du 
steigst in den Bus ein. In der Mitte des Busses sitzen zwei Schwarze nebeneinander 
[jene zwei Personen der Rolle C; J.J.]. Du gehst zu ihnen. Du forderst sie auf, beide 
Plätze für dich frei zu machen, weil du weiß bist. Eigentlich brauchst du nur einen 
Platz. Du möchtest aber nicht neben einer Person mit schwarzer Hautfarbe sitzen“ 
(ebd.: 35, hier Rolle D).  

In diesem didaktisch stilisierten, in seiner Negativqualität hervorgehobenen 
Spielmoment ist nun die Leitung der Lehrkraft in besonderer Weise gefragt: „Die 
Szene wird zunächst ‚eingefroren‘, das nun aus der Innenperspektive Erlebte wird 
besprochen: Was ist passiert? Wie empfinden die aufgeforderten schwarzen Personen 
[gemeint sind die Schüler:innen, die jene Rollenfiguren darstellen; J.J.], was fühlen die 
anderen?“ (ebd.). Es werden also das Geschehen und seine Problemstruktur im Ge-
spräch rekapituliert und die Gefühle angesichts des gespielten Geschehens reflektiert 
(vgl. ebd.). Diese Unterbrechung und eingeschaltete Reflexion sind genau an dieser 
Stelle nicht nur dramaturgisch von der Spielszene her begründet. Sie sollen sich auch 
spezifisch nach den Lernvoraussetzungen der Schüler:innen richten, an die bei der 
Abfassung der Unterrichtsidee gedacht worden ist: Es werden für diese Schüler:innen 
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damit wichtige „Leitplanken“ und Strukturierungsmarker gesetzt, die einen gelingen-
den Verlauf des Rollenspiels erwartbar(er) werden lassen und dem von Brüning und 
Hunstock (2022) erwähnten, ausgiebigen ‚engaging in racist acts of language (or even 
physical acts)‘ (vgl. ebd.) (s.o.) wirksam vorbeugen können. Dagegen könnte es schnell 
– und keineswegs nur für Lernende im SGE oder auch weitere ‚pupils with special 
educational needs‘ (vgl. ebd.) – eine Überforderung und ein Risiko für den Verlauf 
darstellen, wenn das Spiel gänzlich in die Regie der Lerngruppe gegeben und damit 
jener Moment nicht eingefroren werden würde. 

Wie geht es weiter? Vorschläge werden in der Folge besprochen, „wie die Szene 
sinnvoll weiter ausgespielt werden kann. Die Erprobung gleich mehrerer Fortsetzun-
gen ist dabei möglich. So können die Passagiere einer festgestellten Ungerechtigkeit 
bspw. gemeinsam verbal entgegentreten“ (ebd.).  

Insgesamt geht es mit dem Rollenspiel also um den ernsthaften Versuch einer 
Perspektivenannäherung, um eine via Unterbrechung ermöglichte dialogische Ausein-
andersetzung mit dem Negativgeschehen und seiner Struktur, um Identifikation und 
um ein couragiertes Suchen, Finden, Erproben und Reflektieren von Reaktions-
möglichkeiten gegen jene Diskriminierungen. Dahinter verbirgt sich pädagogisch, 
didaktisch sowie lernpsychologisch u.a. die Grundannahme, dass es zielführend sei, 
nicht allein und nicht direkt auf abstrakt-begrifflicher Ebene bzw. rein analytisch und 
an Kognition orientiert anzusetzen (z.B. durch Bearbeiten und Besprechen eines 
zielgruppengerecht elementarisierten Sachtextes), sondern dies auch und zunächst im 
Modus des simulativen Handelns zu tun: Das Unrecht und seine Bedeutung werden über 
den szenischen Vollzug und die damit ermöglichte prägnante Hervorhebung ggf. 
besser begreifbar, Lernende können davon berührt werden und es kritisch-reflexiv 
ggf. besser hinterfragen, aber ihm auch direkt konstruktiv in sozialen Als-ob-Hand-
lungen begegnen, d.h. Verhaltensspielräume wie auch dahingehende eigene Ressour-
cen erkunden.  

All das soll Schüler:innen mit ihren jeweiligen Lernvoraussetzungen pädagogisch 
bestmöglich „abholen“, nachhaltig erreichen und sie in der Folge auch zu einer wie-
teren intensiven Auseinandersetzung mit dem konkreten historisch-politischen Thema 
motivieren, wobei bedeutsame Unterschiede der eigens im Spiel gemachten Erfahrun-
gen zum historischen Geschehen (z.B. realen Gefahren damals) zum Thema werden, 
wenn die allgemeine Situation der sogenannten ‚Rassentrennung‘ in den 1950er Jahren 
in den USA eingeführt und kritisch beleuchtet wird (vgl. ebd.).  

Der Einsatz der oben bereits zitierten Rollenspielkarten (vgl. ebd., 35) erfolgt 
„wahlweise“ (Jöhnck 2022: 33). Die Entscheidung für einen Einsatz oder Teileinsatz 
muss sich nach den Voraussetzungen in der jeweiligen Lerngruppe richten. Bei einem 
Einsatz wäre auch hier auf mögliche Anpassungserfordernisse zu achten – so kann es 
nicht nur für Lerngruppen oder ganze Klassen mit dem SGE an Förderschulen 
überfordernd sein, wenn auch die Rolle des Busfahrers näher ausgestaltet (vgl. ebd.: 
35) und damit ebenfalls kritisch zu reflektieren ist.  

Die im Artikel dargestellten, weiteren Bausteine der Reihe rücken Motive von 
Rosa Parks anhand von Zitaten sowie das aktive Handeln und Engagement (in) der 
Bürgerrechtsbewegung z.B. anhand von Bildquellen ins Zentrum. Zuletzt wird das 
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mutige Handeln speziell von Rosa Parks im Sinne eines Lernens an Biographien 
fokussiert (Stichwort „Lernen an und mit Vorbildern“).5 

3.2 Disziplinenspezifische didaktische Begründungen 

Unterricht im sonderpädagogischen Schwerpunkt Geistige Entwicklung folgt, mit 
Blick auf seine Zielgruppe, weitgehend dem Konzept der Elementarisierung und der 
damit verbundenen Differenzierung in verschiedene Aneignungsebenen, -niveaus oder -möglich-
keiten. Beides ist zwar auch in den Fachdidaktiken Geschichte und Politik nicht 
unbekannt, hat aber im Unterricht im SGE eine herausragende Bedeutung: „Wenn es 
gelingt, Bildungsinhalte so anzubieten, dass jedes Kind, jeder Jugendliche die ihm 
möglichen Zugangs- und Aneignungsmöglichkeiten nutzen kann, dann ist eine ge-
meinsame Beschäftigung mit gleichen Inhalten trotz unterschiedlicher Voraussetzun-
gen möglich“ (Terfloth/Bauersfeld 2019: 105). Eine entsprechende „Elementarisie-
rung findet immer im Spannungsfeld des Anspruchs auf Sachgemäßheit und den 
Lernvoraussetzungen auf Seiten des Schülers statt. Dass dieses im Förderschwerpunkt 
geistige Entwicklung besonders ausgeprägt ist, muss eigentlich nicht betont werden“ 
(Häußler 2015: 28). Den Aneignungsebenen, -niveaus oder -möglichkeiten entspre-
chen Arten der Präsentation eines Gegenstandes im Unterricht: Basal-perzeptiv, 
konkret-gegenständlich, anschaulich-symbolisch bzw. -ikonisch, begrifflich-abstrakt 
(vgl. Terfloth/Bauersfeld 2019: 104 ff.). „Kinder können sich nicht nur bilden, indem 
sie sich begrifflich und abstrakt mit schulischen Aufgabenstellungen auseinander-
setzen; dies ist ebenso durch spielerisches und anschauliches Lernen, durch praktische 
Tätigkeit und auch durch eine aktive, wahrnehmende Auseinandersetzung mit den 
Dingen möglich“ (Klauß 2010: 353).  

Eng mit den geschilderten didaktischen Grundsätzen der Fachrichtung verbunden 
ist das Prinzip des handlungsorientierten Lernens (das auch geschichts- und politikdidaktisch 
breit verhandelt wird): Danach ist es wichtig, dass die Schüler:innen mit den Lern-
gegenständen aktiv Erfahrungen machen (vgl. Häußler 2015: 149). Im Falle von Rollen-
spielen sind dies inszenierte Erfahrungen. In der Fachrichtung Geistige Entwicklung wird 
eine bestmögliche Passung von Angeboten zu den jeweils individuellen Lernvoraus-
setzungen wohl besonders stark betont – und zu diesen gehört im SGE oftmals eine 
nennenswerte Affinität speziell zu eben solchen Methoden, „in denen sich die Schü-
lerinnen und Schüler durch Mimik und Gestik ausdrücken können“ (Alavi 2016: 89).6 

Rollenspiele sind in den Fächern Politik und Geschichte heimisch: „Das Rollen-
spiel ist ein Verfahren zur erfahrungsorientierten Bearbeitung problemhaltiger sozialer 
Situationen, von denen man zumeist nicht betroffen ist, die aber gesellschaftlich be-
deutsam sind. Rollenspiele können emotionale Betroffenheit durch Perspektivenüber-
nahme herstellen. [...] Mit Rollenspielen können alltägliche, unübersichtliche, entfernte, 
vergangene, zukünftige oder fiktive Problem-Situationen in den Klassenraum ‚geholt‘ 
werden. Stärker als im ‚realen‘ Leben lassen sich dabei Handlungsverläufe variieren, 
Rollen tauschen und Lösungsoptionen abwägen“ (Petrik 2009: 21f.). Je nach beteiligten 
Schüler:innen und je nach konkretem Thema kann ein Potential für weitergehende 
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Erkenntnise speziell darin liegen, dass Schüler:innen simulativ auch Positionen darstel-
len, die ihrer eigenen entgegengesetzt sind. Zu einer fachdidaktischen Begründung des 
Rollenspiels zu ‚Rosa Parks‘ bietet sich dahingehend in besonderer Weise ein Rekurs 
auf Bertolt Brechts Idee des Lehrstücks an (vgl. dazu Fischer 2018: 174 und 449f., sowie 
Petrik 2009). Brecht „zufolge sollen nicht nur sozial erwünschte, sondern auch sozial 
unerwünschte, asoziale Verhaltensweisen Gegenstand von Lehrstücken sein, weil 
insbesondere sie eine politisch-erzieherische Wirkung entfalten können“ (Fischer 2018: 
449f.). Brecht „sieht die erzieherische Wirkung vor allem in der (selbst-reflexiven) 
Betrachtung von Handlungsweisen, die durch ihren konkreten Vollzug vorbereitet 
wird. Szenisches Handeln und das anschließende (selbst-reflexive) Betrachten der 
Handlungen sollen die Akteure für potentielle Handlungsmuster und -gefahren in 
Gesellschaft und Politik sensibilisieren“ (ebd.: 450). Daneben existieren Bezüge 
spezifisch zum von Augusto Boal entwickelten „Theater der Unterdrückten“, bei dem 
allerdings problematische Alltagserfahrungen der Spielenden selbst im Zentrum stehen. 

Wie eingangs angekündigt, werden in Teil 2 dieses Beitrags (GWP 3/2023) ausge-
wählte Risiken, Herausforderungen und Problematiken des Rollenspiels kritisch be-
leuchtet, um dann auf Fragen nach didaktisch-methodischen Alternativen und 
deren Umsetzbarkeit im SGE und anderswo zu sprechen zu kommen. Es wird wei-
ters auf die Notwendigkeit von Rollenspielen und einer methodenkritischen Hal-
tung zugleich eingegangen.   
Dieser zweite Teil ist auf der GWP-Internetseite online-first bereits für Abon-
nent:innen downloadbar.  

Anmerkungen 

1 Der zweite Teil dieses Beitrags erscheint in der Ausgabe 3/2023 der GWP, ist jedoch online-first be-
reits für Abonnent:innen downloadbar.  

2 Wie an dem betreffenden historischen Inhalt in eklatanter Weise deutlich wird, sind die Begriffe 
‚Schwarz‘ und ‚weiß‘ nicht einfach nur auf Hautfarben von Menschen zu beziehen, sondern sie sind 
auch als historisch gewachsene, höchst folgenreiche gesellschaftliche Konstruktionen und Zuschrei-
bungen aufzufassen. In den folgenden Ausführungen (außerhalb Zitaten) wird ‚Schwarz‘ im Sinne der 
Selbstbezeichnung ‚Schwarze Menschen‘ großgeschrieben. Das Adjektiv „weiß“ werde ich im Folgen-
den klein schreiben. Hier nutzen andere Autor:innen demgegenüber eine kursive Schreibweise 
(„weiß“). 

3 Vgl. zu Rassismus, Rassismuskritik und/oder entsprechenden akademischen und politischen Debat-
ten gegenwärtig z.B. Brüning/Hunstock 2022; Hasters 2022; Kendi 2021; Ogette 2021; Sander 2021; 
Scherr 2021; Sow 2018; Topçu 2021. 

4 Möglich ist es, hier lerngruppenabhängig zu variieren und wenige Sitze mehr als benötigt bereitzustel-
len, da dies den Spielverlauf in seinen Möglichkeiten ausdifferenziert. 

5 An dieser Stelle ist leider kein Raum, über das Rollenspiel hinaus die genannten weiteren wie auch 
weitere mögliche und ggf. wichtige Bausteine, Akzentuierungen und auch Anschlussreihen zu be-
leuchten (u.a. zur Stärkung des Gegenwarts- und auch nahräumlichen Bezugs des Themas und da-
hingehend z.B. zu weiteren Möglichkeiten, wie die Schüler:innen selbst heute gegen Rassismus aktiv 
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werden können). Ebenfalls wären die Visualisierungen auf den Rollenkarten noch eigens für sich zu 
diskutieren. 

6 Zugleich sind damit – mit Blick auf inklusionsorientierte Settings – kooperative Lernsituationen mit 
Schüler:innen anderer Bildungsgänge teilweise besonders schnell und gut möglich.  

 Es sei hier auch noch klar benannt, dass nicht nur, aber insbesondere Schüler:innen im SGE auf-
grund von kognitiven Schwierigkeiten mit in Fußnote 2 angeschnittenen, voraussetzungsreichen, abs-
trakt-begrifflichen Reflexionen m. E. n. oftmals überfordert sein würden oder hier zumindest Erwar-
tungen angemessen zu dosieren wären. 
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Was ist los mit den polarisierten und dysfunktionalen Vereinigten Staaten von Amerika? 
Warum ist aus dem „amerikanischen Traum“ ein Albtraum geworden? Was sind die Ur-
sachen für die Wut, die dieses Land seit Jahren umtreibt und wohin geht die Reise? Die-
se Fragen sind wichtig, weil die USA immer noch im sogenannten „Westen“ – aber 
auch darüber hinaus – eine einflussreiche, hegemoniale Vormachtstellung einnehmen, 
obwohl ihr Einfluss zurückgegangen ist und ihre Reputation Schaden genommen hat.  

Informierte Antworten auf solche komplexen Fragen zu geben ist schwierig. Das 
isolierte Herausgreifen, Kategorisieren oder Nebeneinanderstellen beispielsweise von 
einzelnen Personen, Ereignissen, Trends oder Zeitabschnitten (etwa Trumps Regie-
rungsperiode) hilft nicht weiter, weil gesellschaftliche Strukturen und Entwicklungen 
immer eine Vorgeschichte haben. Wie also soll man dieses schwierige Unterfangen 
des Verstehens der gegenwärtigen Lage der USA angehen?  

Mit seinem populärwissenschaftlichen Bestseller Mein Wütendes Land. Eine Reise 
durch die gespaltenen Staaten von Amerika ist Evan Osnos dazu ein Meisterstück gelungen. 
Er fing als Journalist in West Virginia an, arbeitete in Chicago und Washington DC, 
schrieb in New York für das Magazin New Yorker und ging dann in den Nahen Osten 
und nach China. In früheren Arbeiten hat er schon ähnliche dokumentarische Versu-
che unternommen, den Puls einer Nation zu messen, und dafür prestigeträchtige Aus-
zeichnungen wie den National Book Award und den Pulitzer Preis bekommen. 

Schlaglichtartig, zeit- und raumübergreifend kombiniert Osnos eigene persönliche 
Erfahrungen mit Zeugnissen von 19 Befragten, die in sozialen Brennpunkten der USA 
leben. Seine Beobachtungen und Interviews unterlegt er mit dokumentarisch gut beleg-
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ten und recherchierten Fakten, Umfragen, Studien und wissenschaftlichen Erklärungen 
unter Verwendung umfangreicher Literaturhinweise. Sie illustrieren das Auseinander-
driften und die Krisenhaftigkeit von drei typischen Lebenswelten: einem urbanen Ar-
mutsghetto in Chicago, einem kleinstädtischen Bergarbeitermilieu in Clarksburg in 
West Virginia und dem Luxusleben von Trump-affinen Superreichen in Greenwich, 
Connecticut.  

Leidenschaftlich, aber doch klar und scharfsinnig, rechnet Osnos mit dem, im ne-
gativen Sinne, exzeptionellen Sonderweg der USA ab zwischen 9/11 und dem Sturm 
aufs Kapitol in Washington am Ende von Trumps Präsidentschaft am 6. Januar 2020. 
Osnos gibt eine überzeugende Zustandsbeschreibung des Landes und der möglichen 
Ursachen dieser dramatischen Veränderungen. Auf 575 Seiten ist das Buch etwas 
langatmig geraten, doch spannend geschrieben. Mit seinem authentischen und bild-
haften Stil gelingt es Osnos, dem Leser zu vermitteln, warum er nach der Rückkehr in 
seine Heimat aus dem Ausland einen Kulturschock erlitt. Eine der Hauptursachen für 
die Transformation der USA ist nach Osnos die tiefgreifende Veränderung der Vor-
stellungen von staatlichem Handeln, Gemeinwohl und demokratischer Legitimität 
durch die finanzielle und politische Elite. 

Diese Systemveränderung wurde seit Ende des Vietnamkrieges Ende der 1970er 
Jahre von den Superreichen finanziert und von konservativen Intellektuellen, politi-
schen Machern und Fraktionen der Republikaner – aber auch von Demokraten – um-
gesetzt. Ihr Ziel war es, die grundlegende Spannung zwischen der Freiheit des Einzel-
nen und dem Schutz anderer, einseitig zugunsten der individuellen Freiheit und des 
Profitstrebens aufzulösen. Die daraus resultierende Politik von Steuersenkungen und 
Deregulierungsmaßnahmen führten unter Präsident Reagan und Clinton zur Entfesse-
lung der Kapital- und Finanzmärkte. Hinzu kamen kostspielige kriegerische Abenteu-
er in Afghanistan und Irak, wodurch sich die Elite immer weiter von den Interessen 
und Werten der Wahlbevölkerung entfremdete.  

Der US amerikanische Kapitalismus, der in seiner Aufschwungphase nach dem 
Zweiten Weltkrieg Millionen aus der Armut befreite, wurde nach Osnos zu einem 
System deformiert, das nur Wenigen dient auf Kosten vieler anderer. Am meisten 
profitiert ein sehr kleiner Prozentsatz von Superreichen, die sich in einigen Städten 
mit hohem Bildungsgrad konzentrieren, während der Lebensstandard in ländlichen 
Regionen, bei Schwarzamerikanern und bei gering ausgebildeten Angestellten und 
Arbeitern stagniert. Die Lage der Letzteren ist oft gekennzeichnet durch Medikamen-
tenabhängigkeit wie der Opioid Krise, durch Fettleibigkeit und eine kurze Lebenser-
wartung, die in manchen Gegenden nur noch 46 Jahre beträgt. 

Osnos‘ Zustandsbeschreibung kreist im Wesentlichen um eine Reihe von Ent-
wicklungen, die als Folgen der vorgenannten Entscheidungen betrachtet werden kön-
nen. Vor allem im wirtschaftlichen Bereich haben das schwache soziale Sicherheits-
netz und ungleichmäßige Verteilung des wachsenden Wohlstands, der Einkommen 
und Vermögen die existierende Klassen- und Rassenspaltung vertieft. Dies verstärkte 
Chancenungleichheit, Separierung, Diskriminierung und Ressentiments in Schule und 
Ausbildung, Arbeit und Wohnen, in der Gesundheitsversorgung, öffentlichen Sicher-
heit, Umweltbelastung und bei der sozialen Mobilität.  
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Für den Journalisten Osnos spielen auch der Niedergang der Lokalpresse und des 
damit einhergehenden Gemeinschaftsgefühls und von Meinungsvielfalt infolge von 
Deregulation, Medienkonzentration und des Einsatzes neuer Technologien eine große 
Rolle, etwa die Benutzung von Desinformation fördernden Algorithmen. Dazu 
kommen triviales Infotainment im Fernsehen, Internet und den sozialen Medien, in 
denen sich die Menschen „zu Tode amüsieren,“ wie es der Medienkritiker Neil Post-
man treffend beschrieben hat. Die US Amerikaner sind so immer weniger in direktem 
Kontakt miteinander und wissen wenig übereinander. Die Allgegenwärtigkeit und 
doch Unüberprüfbarkeit von Nachrichten und Fakten (weil ihres lokalen Inhalts be-
raubt) hat nach Osnos zur Formierung von Meinungsblasen geführt, die Verschwö-
rungstheorien, Extremismus und einen Kulturkrieg begünstigen.  

Im politischen Bereich drückt sich die Spaltung aus in der Schwächung der reprä-
sentativen Demokratie und einem generellen Verlust des Vertrauens in demokratische 
Prozesse und staatliche Institutionen. Die Folgen sind eine wachsende Intoleranz auf 
beiden Seiten des politischen Spektrums, eine Entfremdung der Wähler von den Par-
teien und eine wachsende Rolle des Geldes bzw. des Lobbyismus in der Gesetzge-
bung und bei den Wahlen. Die Menschen sind wütend, müde, frustriert und misstrau-
isch gegenüber Politikern, den Medien, der Regierung, akademischen Experten und 
sogar gegen ihre Nachbarn. 

Donald Trump verkörpert für Osnos den vorläufigen Höhepunkt einer Trans-
formation der USA in eine gespaltene Gesellschaft, in der ungezügelte Selbstbereiche-
rung dominiert, welche spekulative Gewinner belohnt und Verlierer als Opfer be-
straft. Unter Trump wurden Täuschung, Tricks und Lügen zum allgemein anerkann-
ten Mittel eines sozialdarwinistischen Überlebenskampfes Aller gegen Alle. Das Stre-
ben nach Glück folgt dem Motto „den Letzten beißen die Hunde“ und „Was solls 
mich kümmern, was es die Allgemeinheit kostet, jeder ist seines eigenen Glückes 
Schmied.“ Für Osnos ist dadurch der traditionell tief verwurzelte religiöse und kom-
munale Gemeinsinn der Nächstenliebe, der Verantwortung fürs Allgemeinwohl und 
für den anderen immer mehr in den Hintergrund gerückt. Er wird jetzt überlagert von 
einer Kultur der Habgier, Doppelmoral, Selbstbezogenheit, Korruption, und elitären 
Abgehobenheit. Das Endresultat ist der Verlust moralischer Grundsätze und eine 
wachsende Kluft zwischen US amerikanischen Idealen und Träumen und der alltägli-
chen Wirklichkeit.  

Osnos belegt seine Diagnose mit schockierenden Statistiken. Während etwa 1964 
noch 77 Prozent der Amerikaner sagten, sie vertrauten der Regierung, waren es 2014 
nur noch 18 Prozent. 1965 betrug das Durchschnittsgehalt eines Geschäftsführers 
noch das 20-fache eines Angestellten; 2019 war es 278 mal so hoch. Die drei Milliar-
däre Bill Gates, Warren Buffett und Jeff Bezos besaßen 2020 mehr Vermögen als die 
gesamte untere Hälfte der Bevölkerung. In Washington hatten 1971 nur 200 Unter-
nehmen Lobbyisten beschäftigt, aber bereits im Jahre 1983 schwoll diese Zahl um 
mehr als das Zehnfache an auf 2500 Unternehmen.  

1968 betrug die durchschnittliche Nachrichtenlänge 60 Sekunden, 2004 war sie 
auf weniger als acht Sekunden geschrumpft und ebnete den Weg für die heutigen 280-
Zeichen-Tweets. Im Juni 2020, nach der Ermordung von George Floyd kauften US 
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Bürger fast 4 Millionen Waffen, mehr als in jedem anderen Monat in der Geschichte 
der Vereinigten Staaten. Momentan gibt es mit 310 Millionen Schusswaffen in Privat-
besitz die höchste Rate an zivilen Waffenbesitzern in der Welt. Die Zahl der Massaker 
durch bewaffnete Amokläufer hat innerhalb eines Jahrzehnts um 300% zugenommen, 
und allein im Jahre 2022 gab es 647 Massaker, und mehr als 44.000 Personen starben 
durch Schusswaffen, ungefähr dieselbe Anzahl von Menschen wurde zusätzlich ver-
letzt.  

Aus dieser Bestandsaufnahme zieht Osnos die Schlussfolgerung, dass die US 
Amerikaner nicht mehr eine vereinigte Nation sind, dass sie keinen Zusammenhalt 
mehr haben, ihre Empathie füreinander geschrumpft und ihr Selbstvertrauen ge-
schwunden ist. Die USA sind zu einer polarisierten, im Durkheim‘schen Sinne, ano-
mischen Gesellschaft geworden, die ihren Kompass verloren hat. Das Land ist sozio-
ökonomisch, bildungsmäßig und kulturell gespalten. Es gibt kaum noch einen ge-
meinsamen Nenner und ein öffentliches Gut, das vielen Menschen wert ist, verteidigt 
zu werden. Begriffe wie Demokratie, Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit werden 
höchst unterschiedlich assoziiert, definiert und praktiziert. Anstelle eines rationalen 
Diskurses sind vielfach Verschwörungsglaube, Anklagen, Gewaltfantasien, Intoleranz 
und Denken in Feindbildern getreten, beispielsweise gegenüber Einwanderern aus 
Mexiko und Lateinamerika, Angst vor radikalen Muslimen/Islamisten und neuerdings 
die Furcht vor einem chinesischen Hegemon, der die USA in den Schatten stellen 
könnte. 

Welche Schlussfolgerungen kann man aus dieser pessimistischen Beschreibung 
ziehen? Zweifellos legt Osnos den Finger auf die wunden Punkte des US amerikani-
schen Systems. Er prangert die Verletzung der Prinzipien von Demokratie, Recht-
staatlichkeit, Chancengleichheit, Toleranz, Wahrhaftigkeit und Gemeinwohlorientie-
rung an und geißelt die Spirale von Habgier, Lüge, Hass, Ignoranz und Gewalt im 
„Land der unbegrenzten Möglichkeiten.“ Osnos’ Anekdoten sind überzeugend darge-
stellt, und die breite Palette von Themen, die er anspricht, von Rassismus und alltägli-
cher Gewalterfahrung über die Verbreitung psychischer Erkrankungen bis zum Nie-
dergang eines unabhängigen Journalismus korrespondiert mit den Untersuchungser-
gebnissen vieler unabhängiger sozialwissenschaftlicher Studien und Expertenmeinun-
gen. Auch sieht Osnos im Unterschied zu verbreiteten und oberflächlichen Diagno-
sen die Ursache der US amerikanischen Krise nicht in Donald Trump. Trump ist nur 
Katalysator und vorläufiger Höhepunkt einer polarisierten Gesellschaft im Krieg mit 
sich selbst. 

Trotzdem ist Osnos‘ populärwissenschaftliches Buch keine stringente und wissen-
schaftliche Analyse, sondern eher eine facettenreiche Schilderung. Er entwickelt dabei 
keine neuen Theorien oder Einsichten und knüpft auch nicht an klassische Gesell-
schaftsanalysen von Tocqueville und Max Weber an oder an mehr zeitgemäße Erklä-
rungen von Lipset, Hochschild und anderen. Aber es gelingt ihm mit seiner doku-
mentarischen Methode verborgene Verbindungen ans Licht zu bringen, etwa zwi-
schen den sich zerfasernden individuellen Lebenswelten, sozialstrukturellen, medialen 
und politischen Entwicklungen, ideologischen Narrativen und polarisierenden Kul-
turkämpfen. Dies animiert den Leser sich diesen Problemen zu stellen, Zusammen-
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hänge zu erkennen und sich über darüber Gedanken zu machen, wie es weitergehen 
könnte mit diesem gespaltenen Land. 

Osnos‘ Verfahren hat auch Grenzen und Schwachstellen. Beispielsweise könnte 
man argumentieren, dass die Auswahl seiner Orte und Personen nicht repräsentativ 
sei. Der Westen und Süden des Landes werden ausgeblendet, ebenso wie die Milieus 
der Mittelklasse. Die im Vergleich mit anderen entwickelten Ländern immer noch au-
ßergewöhnliche Rolle der Religion und der Mythos des „amerikanischen Traums“ 
werden von Osnos nur am Rande gestreift. Auch die weitverbreitete Idee, die USA 
seien eine exzeptionelle Nation, oft gebraucht im Sinne des Auserwähltseins, ebenso 
wie die Wahnvorstellung, die Vorsehung habe die USA zu einer zivilisatorischen 
Weltmission berufen, für die internationale Regeln nicht gelten, wird von Osnos nicht 
thematisiert. Immerhin, im Unterschied zu vielen anderen in- und ausländischen 
USA-Experten, begeht Osnos am Ende seines Buches nicht den Fehler zu behaupten, 
die USA hätten die einzigartige Fähigkeit, sich immer wieder wie Münchhausen am 
eigenen Schopfe aus dem Sumpf zu ziehen, Kraft ihrer angeblich unvergleichbaren 
und historisch einmaligen Eigendynamik und technologischen Innovationsfähigkeit.  

Mancher Leser mag zu dem Schluss kommen, dass Osnos‘ Bild zu einseitig und 
düster sei und dass er die neophilen, vom Wirtschaftswachstum immer noch profitie-
renden und durch hedonistisches Konsumdenken und -handeln geprägten Lebens-
welten der breiten Mitte ignoriere. Doch die Politik der Steuerkürzung und -vermei-
dung durch Unternehmen und die Superreichen und die daraus resultierende Finanz-
knappheit reduziert die Bereitstellung öffentlicher Güter im Bereich der Gesundheits-
versorgung, Erziehung, Sicherheit usw. Auch für die Mittelklasse verliert damit der 
„amerikanische Traum“ an Strahlkraft. 

Am Ende seiner pessimistischen Zustandsbeschreibung bleibt Osnos‘ Weg aus 
der Krise vage. Einerseits suggeriert er, wie der Titel der englischsprachigen Version 
seines Buches Wildland: The Making of America’s Fury andeutet, dass eine Umkehr erst 
dann realistisch ist, wenn sich die „Wildnis“ von selbst ausgebrannt hat. Andererseits 
verweist Osnos auf die Initiative von Aktivisten und Idealisten, die durch gute Bei-
spiele vorangehen und helfen, die Polarisierung der Gesellschaft und die Isolation der 
Einzelnen zu durchbrechen. Das suggeriert, dass durch rechtschaffenes Handeln, Mo-
ral und Vernunft die verführten Wutbürger zurückgedrängt und ein neuer Sinn für na-
tionale kollektive Ziele wiedergefunden werden kann. Aber es fällt einem schwer zu 
glauben, dass einzelne Helden, wie der sprichwörtliche „Superman,“ die angeschlage-
ne Gesellschaft wieder auf den Tugendpfad zurückführen können. 

Daher bleibt die Frage offen, wohin die Reise geht. Werden die USA in ihrem 
schmerzlichen innen- und außenpolitischen Umhäutungsprozess ein neues und be-
scheideneres Selbstverständnis gewinnen oder sich weiter polarisieren, nationalistisch-
populistischen Impulsen nachgeben und imperiale Weltordnungsträume verfolgen? 
Wird es gelingen die tiefen gesellschaftlichen Widersprüche zu zähmen und neue pro-
gressive, inklusive und nachhaltige Alternativen zum vergangenen „amerikanischen 
Traum“ zu entwickeln? Die Unmöglichkeit darauf zuverlässige Antworten zu finden, 
ist keine gute Nachricht. Denn die USA sind eine Nation, die erheblichen Einfluss 
ausübt auf die Zukunft des Planeten und die Weiterentwicklung der Weltgesellschaft.  
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Nina Kolleck (2022): Politische 
Bildung und Demokratie. Opladen 
& Toronto: Verlag Barbara Bud-
rich. 201 Seiten, ISBN: 978-3-
8252-5937-2 
 
Prof. Dr. Nina Kolleck, Pro-
fessorin für Politische Bildung 
und Bildungssysteme an der 

Universität Leipzig, nähert sich dem Gegen-
standsbereich der politischen Bildung im Format 
eines Lehrbuchs. Die einzelnen Unterkapitel des 
Buches sind didaktisch aufbereitet, so dass sie 
grundsätzlich unabhängig voneinander gelesen 
werden können. Sie beginnen mit Übungsfragen, 
die im darauf folgenden Text beantwortet werden. 
Die Kapitel enden jeweils mit weiterführenden 
Links zum Thema, darunter Videos, Artikel, Po-
dcasts u.a., die über Symbole als solche kenntlich 
gemacht werden. 
 Inhaltlich umreißt sie im ersten Drittel des 
Buches die Funktionen und die Verortung politi-
scher Bildung als Schulfach, schulische Quer-
schnittsaufgabe und Gesellschaftsaufgabe und be-
stimmt im Anschluss daran zentrale, dem The-
mengebiet nahestehende Begriffe, unter anderem 
den der politischen Bildung, der Sozialisation, der 
Erziehung und des Bildungssystems. 
 Im folgenden Kapitel zieht die Autorin ver-
gleichend internationale Ansätze zur Demokratie-
bildung und politischer Bildung heran und bezieht 
diese sowohl auf schulische wie auch auf außer-
schulische Kontexte, wobei neben anderen As-
pekten auch Konzepte des Extremismus und 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit dezi-
diert in Beziehung gesetzt und Bezüge zu den 
Themen, Flucht und Migration hergestellt werden. 
Die internationale Perspektive wird in den folgen-
den Kapiteln weiter ausgeführt und politische Bil-
dung in einen europäischen und globalen Kontext 
gerückt, indem der Einfluss der EU in einem se-
paraten Kapitel beschrieben wird und in einem 
darauffolgenden Kapitel eine Erläuterung der Be-
deutung von Nichtregierungsorganisationen für 
das Tätigkeitsfeld international und länderspezi-
fisch folgt. 
 Das Buch schließt mit einem weit gefächerten 
Ausblick auf weitere internationale Konzepte in 
der Bildungspolitik und politischen Bildung. Da-

bei werden beispielsweise Bezüge zu Soft Power, 
Global Citizen Education, der Bildung zur nach-
haltigen Entwicklung und dem Konzept der Ent-
repreneurship Education hergestellt. 
 Intention der Autorin ist es, mit ihrem Buch 
eine breit angelegte „Einführung in Forschungs-
bereiche, Anwendungsfelder und internationale 
Ansätze zu Schnittmengen von Politik und Bil-
dung im Allgemeinen und politischer Bildung im 
Besonderen geben“ (S. 11). Dies gelingt ihr gut. 
 Der Klappentext hingegen führt etwas in die 
Irre, da hier Fake News, Extremismus, Klima-
wandel und Polarisation als Gefährdungen demo-
kratischer Gesellschaften und Anknüpfungspunkt 
für die Forderung nach politischer Bildung ge-
nannt werden. Vor diesem Hintergrund könnte 
man statt einer sehr breit angelegten und dafür in 
Bezug auf die Seitenzahl nicht sehr umfangreichen 
vor allem theoretischen Einführung in gegenwär-
tige Konzepte und Modelle, eine stärkere Gewich-
tung der Anknüpfung an die Herausforderungen 
in der Bildungspraxis erwarten. So nimmt zum 
Beispiel die Auseinandersetzung mit der Frage der 
Tauglichkeit des Extremismusbegriffs und die 
Kritik des sogenannten „Hufeisenmodells des 
Extremismus“ über zwei Seiten ein, aber die Fra-
ge, wie Extremismusprävention in der Praxis aus-
gestaltet werden könnte, wird lediglich in einer 
halben Seite durch den kurzen Verweis auf zwei 
Ansätze grob angerissen (S. 84). Ähnliches gilt für 
die Erläuterung der Konzepte der gruppenbezo-
genen Menschenfeindlichkeit, welche auf ca. vier 
Seiten erläutert und graphisch illustriert werden. 
Auf einen praxisorientierten Ansatz für die Schule 
wird jedoch nur in knapp zehn Zeilen verwiesen 
(S.92). 
 Empfehlenswert ist Kollecks Buch vor allem 
als eine eher theoretische Einführung in den Ge-
genstandsbereich. Erfrischend ist dabei die inter-
nationale Perspektive und dass Aspekte mit einbe-
zogen werden, die man sonst vielleicht eher mit-
telbar mit dem Themenfeld verbinden würde und 
die damit zu einer vertiefenden Beschäftigung mit 
diversen Themen anregen können. 

Christine Hähner-Murdock 
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David Jahr: Die Politik der Schul-
klasse. Dokumentarische Video-
analysen unterrichtlicher Praktiken 
zwischen Integration und Destruk-
tion. Studien zur Schul- und Bil-
dungsforschung. Bd. 92. Wiesba-
den: Springer 2022, 353 Seiten 
ISBN 978-3-658-38221-6 
 

Ausgangspunkt der Hallenser Promotionsschrift 
ist eine durchaus praktische Frage, die jeder prak-
tizierende Lehrkraft kennt: Warum kann identisch 
geplanter Unterricht bei verschiedenen Klassen so 
unterschiedliche Ausformungen annehmen? (1) 
Untersuchungsgegenstand ist ein klassisches For-
mat gesellschaftlich-politischer Bildungsarbeit, das 
Sozialexperiment Dorfgründung aus der Geneti-
schen Politikdidaktik (Andreas Petrik 2013). Es 
wird eine Sekundäranalyse von videographierten 
Dorfgründungen aus den Jahren 2012 bis 2014 
aus einem Demokratietransferprojekt durchge-
führt: eine Gesamtschulklasse an einer inklusiven 
Schule (Fall Erle), eine Gymnasialklasse (Fall Bir-
ke), eine ländliche und eine städtische Sekundar-
schulklasse (Fall Eiche und Fall Weide). Diese vier 
Lerngruppen im Alter zwischen 15 und 17 Jahren 
werden dabei beobachtet, wie sie das (fiktive) ver-
lassene, aber intakte pyrenäische Bergdorf Marig-
nac beziehen und dort das Zusammenleben durch 
eine Serie von Entscheidungen gestalten, die 
durch oft langwierige Aushandlungsprozesse um 
die Häuserverteilung in der Dorfversammlung be-
gleitet werden.  
 In Weiterführung der bisher zu diesem For-
mat vorliegenden interpretativen Unterrichts- und 
Schülerforschung, Argumentationsanalysen zu in-
dividuellen Politisierungstypen, wird die Schulklas-
se als kollektiver Akteur in den Blick genommen, 
der mehr ist als die Summe seiner individuellen 
Mitglieder. Grundlagentheorie ist die praxeologi-
sche Wissenssoziologie in Verbindung mit der 
dokumentarischen Methode nach Ralf Bohnsack. 
Neben Transkriptauszügen werden Fotogramme 
(anonymisierte Standbilder) eingesetzt. Gütekrite-
rien wie Objektivität, Validität und Reliabilität 
werden sorgfältig geprüft. Die Publikation kann 
als anspruchsvolle, aber durchgehend verständli-

che Einführung in die Forschungsmethode ge-
nutzt werden. 
 Zentrales Ergebnis: „In jedem Fall wird eine 
in der Diskursorganisation innerhalb der Peer-
Struktur der Klasse sich abbildende informelle 
Hierarchie homolog auf die Dorfgemeinschaft 
übertragen.“ (169) Im oft turbulenten „Kampfge-
tümmel“ der Dorfgründungen etablieren sich Rol-
len, die als Direktive, Kämpfer*innen und Publi-
kum („Chor“) beschrieben werden. In der auf Ba-
sis des zunächst kleinen Samples als vorläufig cha-
rakterisierte Typenbildung werden drei Dorfgrün-
dungspraxen als „Paradebeispiele“ unterschieden: 
Integration (Konsensorientierung), Distinktion 
(Mehrheitsorientierung) und Destruktion (vor-
demokratische Willkürstruktur). Ein offenes Lehr-
Lern-Setting führt nicht automatisch zu offenen 
Debatten und einer Annäherung an das Ideal ei-
nes herrschaftsfreien Diskurses (315f.). Vor dem 
Hintergrund politischer Evolutionstheorien kön-
nen die Fälle vier Stufen alltagspolitischer Demo-
kratie zugeordnet werden: Autoritäre, minimale, 
entwickelnde und inklusionsorientierte Demokra-
tie. Demokratie-Stufen stehen für ein spezifisch 
fachdidaktisches Verständnis von Inklusion in Re-
lation zu Exklusion, und werden den vier Schul-
klassenmilieus zugeordnet: autoritäre Demokratie, 
minimale Demokratie, entwickelnde Demokratie 
und inklusionsorientierte Demokratie (290ff. vgl. 
189ff. die Beobachtungen zu drei Schülern mit di-
agnostiziertem sonderpädagogischem Förderbe-
darf). Abschließend erfolgt ein Vorschlag, wie das 
Fallmaterial als Unterricht über Unterricht einge-
setzt werden kann.  
 Der außergewöhnlich innovativen Dissertati-
on kommt das Verdienst zu, die Schulklasse als 
kollektiven Akteur für Reflexion zur politischen 
Bildung wieder sichtbar gemacht zu haben. Jahr 
schließt mit der These: „Es macht keinen Sinn, 
gegen die politische Struktur der Schulklasse zu 
unterrichten.“ (328) Die Fallstudien machen ein-
dringlich deutlich, dass eine politikdidaktische Re-
flexion ohne soziologiedidaktische Reflexion blind 
bleibt für die Doppelstruktur von Inhalt und 
Form der Unterrichtsfächer politischer Bildung. 
Soziales und politisches Lernen sind zwei Seiten 
einer Medaille, die immer nur analytisch unter-
schieden werden können. 

Tilman Grammes  
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